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Beginn der Sitzung: 9.03 Uhr.  

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 77. Sit-
zung im 28. Tagungsabschnitt des Niedersächsi-
schen Landtags der 17. Wahlperiode. Gemeinsam 
mit den Schriftführerinnen wünsche ich Ihnen ei-
nen guten Morgen! 

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Präsident!)  

Tagesordnungspunkt 21: 
Mitteilungen des Präsidenten  

Das Haus ist vergleichsweise gut besetzt. Deshalb 
dürfen wir bereits jetzt die Beschlussfähigkeit des 
Hauses feststellen.  

Zur Tagesordnung: Wir beginnen die heutige Sit-
zung mit einem Wortbeitrag von Herrn Nacke zur 
Geschäftsordnung. Bitte sehr! 

(Detlef Tanke [SPD]: Völlig überra-
schend!) 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich habe mich zu einem Geschäftsordnungsbeitrag 
gemeldet, bevor wir in die Tagesordnung einstei-
gen, weil ich beantragen möchte, die Tagesord-
nung für heute zu ändern. 

Wir schlagen Ihnen seitens der CDU-Fraktion vor, 
den gestern beratenen Tagesordnungspunkt 13, 
der anschließend an den Innenausschuss über-
wiesen wurde, erneut auf die Tagesordnung zu 
setzen, damit wir heute Gelegenheit haben, diesen 
Antrag abschließend zu beraten. Ich darf den An-
trag kurz begründen. 

Der Innenausschuss hat gestern Abend getagt und 
diesen Antrag auf die Tagesordnung genommen. 
Das war auch vernünftig und sinnvoll, weil schließ-
lich die Entscheidung im Bundestag - und darum 
geht es ja in diesem Antrag - heute fallen wird und 
morgen der Bundesrat zu diesen Fragen Stellung 
nehmen muss und eine Entscheidung herbeiführen 
wird. Danach macht eine Beratung dieses Antrags 
keinen Sinn mehr. 

Im Innenausschuss ist sehr deutlich geworden, wie 
sich die SPD und die Grünen zu diesem Antrag 
verhalten. Herr Watermann hat für die SPD in Aus-
sicht gestellt, dass er dem zwischen CDU und SPD 
geschlossenen Kompromiss im Innenausschuss, 

der heute im Bundestag zur Abstimmung steht und 
so aller Erfahrung nach auch verabschiedet wer-
den wird, nicht zustimmen kann. Die SPD hat also 
dem Ministerpräsidenten an der Stelle die Gefolg-
schaft verweigert. Die Grünen machen das bereits 
seit längerer Zeit deutlich. Ich verweise nur auf das 
Studium der Zeitungen von heute. 

Das ist ihr gutes Recht. Sie können das so ma-
chen. Das, was aber nicht richtig ist, ist, sich dann 
hinter Geschäftsordnungstricks zu verstecken, 
gestern deutlich zu machen: Nein, wir nehmen 
diesen Punkt nicht zur Abstimmung, wir nehmen 
ihn einfach von der Tagesordnung in der Hoffnung, 
dass er sich dann von allein erledigt. - Das ist par-
lamentarische Trickserei. Die Menschen haben 
einen Anspruch darauf, zu erfahren, wie Sie sich 
zu den Fragestellungen positionieren, die heute im 
Bundestag entschieden werden, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Besonders deutlich ist das gestern bei dem Wort-
beitrag von Herrn Onay geworden, der noch ein-
mal sehr deutlich gesagt hat: Es ist doch gut für 
uns, unsere Karten verdeckt zu halten. - Herr 
Onay, das ist nicht gut für Sie, sondern die Men-
schen haben einen Anspruch darauf, Ihre Position 
zu erfahren. Sie können und dürfen sie nicht ver-
stecken.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Miriam Staudte [GRÜNE]: Unsinn!) 

Glauben Sie denn wirklich, Ihre Landesregierung, 
Herr Onay, hätte einen strategischen Vorteil, wenn 
Sie das Ganze hier - - -  

(Belit Onay [GRÜNE]: Sie haben das 
aus dem Zusammenhang gerissen! - 
Gegenruf von Ottmar von Holtz 
[GRÜNE]: Das macht er immer! Das 
macht er bewusst!) 

- Ja, ich führe das ja gerade aus.  

Sie haben doch den Eindruck erweckt - Sie kön-
nen sich hier gern gleich zu Wort melden -, die 
Landesregierung hätte einen strategischen Vorteil, 
wenn sich der Niedersächsische Landtag an dieser 
Stelle heute nicht binden würde.  

(Johanne Modder [SPD]: Hat er mit 
keinem Wort gesagt!)  

Da sage ich Ihnen: Das ist nicht der Fall. Tatsäch-
lich ist es doch so, dass Ihr Ministerpräsident hier 
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überhaupt keine Rolle mehr spielt. Niedersachsen 
gilt als unsicherer Kantonist,  

(Johanne Modder [SPD]: Oh!)  

Ihr Niedersächsischer Ministerpräsident, Herr Weil, 
gilt als durchsetzungsschwach, der seine Verspre-
chen nicht einhalten kann, und Sie tragen die Ver-
antwortung dafür.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wenn Herr Watermann sagt: „Ja, das alles ist noch 
nicht entschieden. Das ist ja nur der Innenaus-
schuss, das ist nur die Große Koalition, die sich 
dort geeinigt hat. Wer weiß, was alles noch passie-
ren kann?“, dann sage ich Ihnen, Herr Watermann: 
Sie befinden sich nicht in guter Gesellschaft. Denn 
in Schleswig-Holstein, in Nordrhein-Westfalen, in 
Baden-Württemberg, in Hessen und in Hamburg 
hat man sich bereits in der Lage gesehen, sich zu 
dieser Fragestellung, zu dieser elementar wichti-
gen Fragestellung zu positionieren. Allein an der 
Seite Bremens befinden Sie sich; denn dort 
herrscht ein genauso großer Koalitionskrach zwi-
schen SPD und Grünen, wie das hier in Nieder-
sachsen der Fall ist, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Deswegen sage ich Ihnen abschließend und gebe 
Ihnen auch den dringenden Rat: Sie können doch 
nicht hinnehmen, dass einerseits auf der Titelseite 
der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung steht, 
dieser Minister gibt auf, dieser Minister zwingt die 
Kommunen, die Aufgaben des Landes zu über-
nehmen, und andererseits eine Seite später steht, 
diese Koalition ist nicht bereit, ihre Verantwortung 
auf Bundesebene zu übernehmen und wird im 
Bundesrat diesen Ministerpräsidenten zwingen, 
das Ganze abzulehnen, sich jedenfalls zu enthal-
ten, wenn er sich nicht an das hält, was Sie eigent-
lich wollen. Bekennen Sie hier Farbe, damit die 
Menschen im Land wissen, was los ist! Nehmen 
Sie diesen Antrag auf die Tagesordnung, damit wir 
darüber abstimmen können, meine sehr verehrten 
Damen und Herren!  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Kollege Nacke. - Ebenfalls zur 
Geschäftsordnung hat sich Herr Tonne, SPD-
Fraktion, gemeldet. - Für alle gilt bei Geschäfts-
ordnungsanträgen die Redezeit von fünf Minuten.  

Grant Hendrik Tonne (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Eingangs möchte ich angesichts des Rahmens bei 
der Debatte, in der wir uns befinden, nämlich dass 
es sich um die größte Herausforderung für jedes 
einzelne Bundesland, auch für die Bundesrepublik, 
seit Jahrzehnten handelt, meinen herzlichen Dank 
an diejenigen ausrichten, die sich seit Tagen, seit 
Wochen, seit Monaten engagieren,  

(Unruhe bei der CDU)  

insbesondere an den Ministerpräsidenten und den 
Innenminister in dieser Situation.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zurufe von der CDU) 

Herr Kollege Nacke, Ihr Redebeitrag offenbart ja 
dann im Laufe einer solchen Debatte immer die 
tatsächliche Absicht:  

(Ulf Thiele [CDU]: Das süße Nichts! - 
Christian Grascha [FDP]: Immer die 
gleichen Textbausteine!)  

Am Anfang der Hinweis, man müsse doch darüber 
reden, und dann im Zuge der fünf Minuten, die Sie 
hier gesprochen haben, wird klar: Es geht nicht um 
eine inhaltliche Debatte. Es geht nicht tatsächlich 
darum, dass die Bürgerinnen und Bürger ein Ab-
stimmungsverhalten wissen müssten. Es geht 
Ihnen um politische Spielchen. Das finde ich ange-
sichts der Dimension das Verwerfliche dabei. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Grascha [FDP]: 
Immer die gleichen Textbausteine! 
Mein Gott, bekennen Sie sich doch 
mal! Das ist ja unglaublich!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gilt genau das 
gestern Gesagte, nämlich dass auch heute weiter 
verhandelt wird, dass um einen tragfähigen Kom-
promiss gerungen wird.  

(Zurufe von der CDU: Wo denn?) 

- An jeder Stelle.  

Die Aussage des Kollegen Thümler an dieser Stel-
le, es sei alles abschließend klar, ist schlicht 
falsch.  

(Christian Grascha [FDP]: Quatsch!) 

Überall ist Bewegung drin. In jedem Bundesland 
werden die Diskussionen geführt.  
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(Zurufe von der CDU: Wo denn? - 
Christian Grascha [FDP]: Nur hier bei 
Ihnen!) 

Sich hier hinzustellen und zu sagen, es sei alles 
fest, alles zementiert, ist schlicht falsch.  

(Ulf Thiele [CDU]: Der Bundestag 
stimmt heute ab!) 

Sie müssen einmal feststellen: Es gibt mehr als 
Schwarz-Weiß-Malerei. Das ist offensichtlich eine 
völlig neue Erkenntnis.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Ulf Thiele [CDU]: Es wird 
nicht mehr verhandelt! Das ist durch! - 
Christian Grascha [FDP]: Das ist ba-
rer Unsinn, was Sie erzählen!) 

Herr Kollege Nacke, ich verwahre mich auch mit 
Nachdruck gegen diese Spielchen, Aussagen aus 
Ausschüssen aus dem Zusammenhang zu reißen 
und dann hier als absolut darzustellen. Herr Kolle-
ge Watermann hat gestern ausdrücklich betont, er 
habe eine persönliche Einschätzung insbesondere 
zu der Frage: Darf man unangekündigte Abschie-
bungen als zwingend dort hineinverhandeln? - Ich 
finde, es ist sein gutes Recht, dies auch genauso 
als seine Aussage im Ausschuss kundzutun. Dar-
aus zu machen, man habe sich abschließend fest-
gelegt, ist abenteuerlich, Herr Kollege Nacke. Ich 
weiß nicht, woher Sie das nehmen.  

(Jens Nacke [CDU]: Er hat gesagt, 
dass er das ablehnen würde!) 

Das ist wieder das beliebte Spielchen, Satzbau-
steine herauszureißen und sie hier zu instrumenta-
lisieren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Grascha [FDP]: 
Peinlich! - Christian Dürr [FDP]: Was 
wollen Sie? - Christian Grascha 
[FDP]: Sie sind völlig regierungsunfä-
hig!) 

Meine Damen und Herren, weil die Debatten eben 
weiterlaufen, gilt das, was auch im Rahmen der 
gestrigen Geschäftsordnung gesagt wurde: Es 
besteht überhaupt kein Grund, die Tagesordnung 
heute zu erweitern. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Tonne. - Ebenfalls zur Ge-
schäftsordnung hat sich Herr Dürr für die FDP-
Fraktion gemeldet. Bitte! 

Christian Dürr (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Tonne, ich will es 
Ihnen ganz offen sagen: Wir kennen Ihre Textbau-
steine bei Geschäftsordnungsdebatten mittlerweile. 

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Wir ken-
nen eure auch! Das ist genau das 
Gleiche! - Weitere Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 

Der Dank an diejenigen, die sich zurzeit vor Ort 
wirklich den Arsch für unser Bundesland aufrei-
ßen - auch wenn das jetzt vielleicht unparlamenta-
risch war -, ist wirklich fehl am Platze. Die fühlen 
sich von Ihnen schlicht und einfach im Stich gelas-
sen, meine sehr verehrten Damen und Herren. 
Das ist zurzeit die Realität vor Ort in Niedersach-
sen.  

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 
der CDU) 

Herr Tonne, ich will Ihnen noch etwas sagen: Die 
Situation in Berlin ist total glasklar. Es gibt keinen 
Nebel mehr. Der hat sich spätestens gestern 
Abend gelichtet. Im Deutschen Bundestag, im 
Innenausschuss des Deutschen Bundestags ha-
ben die Regierungsfraktionen von CDU/CSU und 
SPD gestern entschieden, und sie werden heute 
im Deutschen Bundestag entscheiden. Ihre SPD 
im Deutschen Bundestag in Berlin hat sich bereits 
festgelegt. Wir erwarten, dass sich die Sozialde-
mokraten endlich auch in Hannover festlegen. Es 
ist unerträglich, dass Sie sich an dieser Stelle im-
mer noch verstecken, meine Damen und Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 
der CDU) 

Herr Ministerpräsident Weil, ich will das auch ganz 
persönlich in Ihre Richtung sagen: Sie haben sich 
nach dem 24. September, nach dem Koalitionsgip-
fel in Berlin, für den Kompromiss, der dort errun-
gen worden ist und der heute im Deutschen Bun-
destag zur Abstimmung steht, im „heute-journal“ 
und in den „Tagesthemen“ abfeiern lassen. Genau 
dafür!  
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Es ist unerträglich, dass Sie als Ministerpräsident 
jetzt nicht Farbe bekennen für Niedersachsen, 
meine Damen und Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 
der CDU) 

Und in Richtung der Grünen: Wir haben vorgestern 
in der Aktuellen Stunde über das Thema TTIP ge-
sprochen. Wir haben über die Frage von Transpa-
renz gesprochen, darüber, wie Politiker mit Positi-
onen umgehen und ob sie sie öffentlich äußern. 
Ich halte es für absolut unerträglich, dass sich 
Sozialdemokraten und Grüne heute hinter der Ge-
schäftsordnung verstecken müssen und nicht öf-
fentlich Farbe bekennen können, um 8 Millionen 
Niedersachsen ihre Position deutlich zu machen.  

Sie sind seit dem heutigen Tage nicht mehr regie-
rungsfähig. Jetzt ist das Ergebnis der Einstimmen-
mehrheit sehr eindeutig, meine Damen und Her-
ren.  

(Starker, nicht enden wollender Beifall 
bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Dürr. - Es hat sich jetzt 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Lim-
burg gemeldet. Bitte sehr! 

(Ulf Thiele [CDU]: Jetzt redet der 
Schwanz, der mit dem Hund wackelt!) 

Helge Limburg (GRÜNE): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Zunächst, Herr Kollege Dürr: Wenn Sie 
hier anfangen, über angebliche Textbausteine zu 
diskutieren, dann muss ich sagen, Ihre Textbau-
steine sind geradezu legendär. Ich könnte weite 
Teile Ihrer Reden quasi mitreden. Das Spannende 
ist ja, Herr Dürr - für diejenigen, die schon in der 
letzten Legislaturperiode dabei waren -: Bei Ihnen 
hat sich im Vergleich zu Ihrer Regierungszeit auch 
nicht viel daran geändert. Das ist schon sehr be-
merkenswert. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Jens Nacke [CDU]: Bei Ihnen 
aber schon!) 

Meine Damen und Herren, in der gegenwärtigen 
Herausforderung tragen wir alle gemeinsam eine 
große Verantwortung. 

(Christian Dürr [FDP]: Aber Sie über-
nehmen sie nicht! Sie übernehmen 
diese Verantwortung nicht! Darum 

geht es! - Christian Grascha [FDP]: 
Völlig regierungsunfähig!) 

Ich möchte an dieser Stelle, Herr Kollege Dürr, 
ausdrücklich würdigen, dass CDU und FDP in der 
Tat mit ihrer Zustimmungen zum gemeinsamen 
Kompromiss zum zweiten Nachtragshaushalt hier 
im Landtag auch an der Stelle gezeigt haben, dass 
sie bereit sind, mit uns gemeinsam diese Verant-
wortung für das gesamte Land zu tragen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Aber Sie nicht!) 

Auch an vielen Stellen vor Ort zeigen Politiker aller 
im Landtag vertretenen Parteien, dass wir grund-
sätzlich gemeinsam bereit sind, diese Verantwor-
tung zu tragen.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: „Grundsätz-
lich gemeinsam bereit sind“: Was 
heißt das?)  

Das begrüße ich ausdrücklich, meine Damen und 
Herren.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Aber die Opposition hat auch ein zweites Gesicht, 
und das sehen wir heute Morgen hier.  

(Zuruf: Und Sie haben gar kein Ge-
sicht!) 

Sie versuchen nämlich, an anderer Stelle mit Ge-
schäftsordnungstricks - und es sind Geschäftsord-
nungstricks von Ihnen, die Sie hier anwenden -, 
Klamauk zu veranstalten  

(Christian Dürr [FDP]: Was?) 

und Ihr altes Spiel weiterzutreiben, diese Regie-
rung - wie auch immer geartet - zu beschädigen. 
Meine Damen und Herren, das lassen wir selbst-
verständlich nicht zu.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Christian Grascha [FDP]: Der 
Ernst der Lage ist Ihnen offenbar gar 
nicht bewusst!) 

Sie haben im Übrigen, Herr Kollege Nacke, Ihr 
Bedürfnis nach einer sofortigen Abstimmung die-
ses Antrags auch nicht, wie es sonst üblich ist, in 
der vergangenen Woche im Ältestenrat geltend 
gemacht. Dann hätte man darüber an anderer 
Stelle ganz anders diskutieren können. 

(Christian Dürr [FDP]: Aha! Wann 
denn?) 

Meine Damen und Herren, selbstverständlich gibt 
es einen Anspruch darauf, dass das Abstim-
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mungsverhalten öffentlich wird. Aber falls es Ihnen 
noch nicht aufgefallen ist: Die Sitzung des Bundes-
rats, die morgen stattfindet, Herr Dürr, ist öffentlich. 
Es gibt sogar einen Livestream im Internet.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Wir sitzen 
im Landtag! - Jens Nacke [CDU]: Da 
sitzen nicht die Koalitionsfraktionen! - 
Christian Grascha [FDP]: Peinlich, 
peinlich!) 

Sie müssen nicht einmal nach Berlin fahren. 
Selbstverständlich wird das Abstimmungsverhalten 
öffentlich und transparent werden.  

Meine Damen und Herren, vorhin fiel der Begriff 
„unsicherer Kantonist“ in der Debatte. In der Tat 
gibt es bedauerlicherweise einen unsicheren Kan-
tonisten in dieser Debatte, und zwar ist das Bun-
desinnenminister Thomas de Maizière, der nicht in 
der Lage war, den erzielten Kompromiss tatsäch-
lich in Gesetzestexte umzusetzen. Das ist das 
wahre Problem in dieser Debatte, meine Damen 
und Herren.  

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD - Christian Grascha 
[FDP]: Lächerlich!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön, Herr Dürr. - Herr Thümler, war das 
noch einmal zur Geschäftsordnung? 

(Björn Thümler [CDU]: Ja!) 

Zur Geschäftsordnung. Die CDU hat noch 36 Se-
kunden, aufgerundet eine Minute. Bitte! 

Björn Thümler (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es geht nicht um Geschäftsordnungstricks, 
sondern es geht hier um Politik, meine Damen und 
Herren. Es geht um Ihre Verantwortung, die Sie 
übernehmen müssen, und wir wollen, dass Sie 
diese Verantwortung auch tragen.  

Ich will Ihnen einmal sagen: Nachdem der Innen-
minister gestern in einer Unterrichtung von einem 
Notstand in Niedersachsen bei der Unterbringung 
gesprochen hat und dieser Baustein, der heute im 
Bundestag beschlossen wird und der morgen auch 
im Bundesrat beschlossen wird - es wird textgleich 
das Gleiche sein, weil es anders nicht geht - - - 
Das ist sozusagen der Ausfluss des Versagens, 
das Ihnen hier zur Last gelegt wird. 

(Anja Piel [GRÜNE]: „Ausfluss des 
Versagens“: Was ist das denn?) 

Deswegen: Stellen Sie sich dieser Verantwortung, 
und ducken Sie sich nicht weg, weil es doch un-
möglich ist, dass ein Landesparlament nicht in der 
Lage ist, dazu etwas zu sagen, eine Meinung dazu 
zu haben, und sich hinter irgendetwas Nebulösem 
versteckt! Meine Damen und Herren, das geht 
nicht. Sie lassen diesen Ministerpräsidenten in der 
Luft hängen. Das ist doch Ihr Problem.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Er muss morgen - morgen! - eine Entscheidung 
treffen, und er hat keine Basis dafür, weil Sie sich 
verweigern. Das ist doch nicht in Ordnung. Nun 
helfen Sie doch dem armen Mann, damit er über-
haupt eine Chance hat, etwas zu machen.  

(Heiterkeit bei der CDU und bei der 
FDP) 

Denn wer soll Niedersachsen denn noch ernst 
nehmen? Warum kriegen die das in Schleswig-
Holstein hin, warum in Hessen, warum in Ham-
burg, warum in Nordrhein-Westfalen, warum in 
Baden-Württemberg? Sind die alle viel schlauer als 
Sie? Sind die alle vielleicht unmenschlicher als 
Sie? Oder was ist Ihr Problem? - Das ist doch die 
Kernfrage.  

Deswegen: Überhöhen Sie sich doch nicht so, 
sondern stehen Sie zu dem, was auch die SPD-
Bundestagsfraktion gestern im Innenausschuss 
mitgetragen hat! Das ist doch das Allermindeste, 
was man erwarten kann. Und auf dieser Grundlage 
wird morgen der Bundesrat beschließen, meine 
Damen und Herren. 

Und deswegen: Nehmen Sie es auf die Tagesord-
nung, stellen Sie sich dieser Verantwortung, und 
ducken Sie sich nicht weg! Das wäre feige. 

(Starker, nicht enden wollender Beifall 
bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren, das war die Debatte zur 
Geschäftsordnung.  

Der Antrag der CDU-Fraktion, den Tagesord-
nungspunkt 13 heute in die Tagesordnung aufzu-
nehmen, geht auf § 66 unserer Geschäftsordnung 
zurück. Den Absatz 1 darf ich einleitend bemühen: 

„Der Landtag kann, sofern nicht andere Vor-
schriften entgegenstehen, auf Vorschlag der 
Präsidentin oder des Präsidenten oder auf 
Antrag einer Fraktion oder von mindestens 
zehn Mitgliedern des Landtags beschlie-
ßen,“ 
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- dann sagt die Nr. 1 - 

„dass Gegenstände, die nicht auf der Ta-
gesordnung stehen, beraten werden, es sei 
denn, dass eine Fraktion oder zehn Mitglie-
der des Landtags widersprechen.“ 

Ich habe die Wortbeiträge der Parlamentarischen 
Geschäftsführer der SPD und von Bündnis 90/Die 
Grünen so verstanden - Sie haben sicherlich für 
Ihre ganze Fraktion gesprochen -, dass Sie dem 
Ansinnen widersprechen. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

- Dann haben wir das so richtig verstanden.  

Damit ist der Antrag der CDU-Fraktion nicht zu 
verfolgen. 

(Christian Dürr [FDP]: Absurd! - Chris-
tian Grascha [FDP]: Schauspiel!) 

Damit wäre auch die Debatte zur Geschäftsord-
nung mit diesem Ergebnis erledigt, meine Damen 
und Herren. 

Ich komme zurück auf meine einleitenden Bemer-
kungen zur Tagesordnung.  

Wir wollen sodann die weitere Sitzung mit Tages-
ordnungspunkt 22 - Mündliche Anfragen - fortset-
zen. Anschließend setzen wir die Beratung in der 
Reihenfolge der Tagesordnung fort.  

Die heutige Sitzung soll gegen 12.15 Uhr, vielleicht 
auch ein bisschen später, enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 
Ihnen die Schriftführerin Frau Tippelt mit. 

Schriftführerin Sabine Tippelt: 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Für die 
heutige Plenarsitzung liegen uns keine Entschuldi-
gungen vor. 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Ich komme jetzt zum 

Tagesordnungspunkt 22: 
Mündliche Anfragen - Drs. 17/4365  

Die für die Fragestunde geltenden Regelungen 
unserer Geschäftsordnung setze ich, wie immer, 
als bekannt voraus. Man muss sich nur daran hal-
ten. Um dem Präsidium den Überblick zu erleich-
tern, bitte ich Sie, dass Sie sich schriftlich, in be-

währter Manier, zu Wort melden, wenn Sie eine 
Zusatzfrage stellen wollen. 

Ich darf die Uhrzeit festhalten: Es ist jetzt 9.23 Uhr. 

Ich rufe auf die  

Frage 1: 
Wie bewältigt Niedersachsen die Flüchtlings-
krise?  

Das ist eine Frage der Abgeordneten Jahns, Lor-
berg und Focke. Diese Frage wird jetzt von Frau 
Jahns vorgetragen. Bitte sehr! 

Angelika Jahns (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf 
die Mündliche Anfrage der CDU-Fraktion vortra-
gen: Wie bewältigt Niedersachsen die Flüchtlings-
krise? 

Seit mehreren Wochen kommen täglich bis zu 
1 000 Asylsuchende auf verschiedenen Wegen 
und aus unterschiedlichen Staaten nach Nieder-
sachsen, um hier Asyl zu beantragen. Dies stellt 
Kommunen, Bund und Land vor große Herausfor-
derungen bei der Aufnahme, Unterbringung, Be-
treuung und Integration der ankommenden Men-
schen. Ständig werden neue Notunterkünfte vom 
Land, den Kommunen und demnächst vom Bund 
eröffnet. Die Standorte der Landesaufnahmebe-
hörde sind mit jeweils mehreren Tausend Perso-
nen überbelegt. Medien und Polizei berichten von 
der Zunahme von Gewalt, Diebstahl und sexuellem 
Missbrauch in den Aufnahmestandorten und um 
die Aufnahmestandorte. 

Die niedersächsischen Kommunen können kaum 
noch eine dezentrale Unterbringung nach der Ver-
teilung auf die Kommunen gewährleisten und brin-
gen die Flüchtlinge ebenfalls in Massenunterkünf-
ten unter. Lehrer in den Schulen beklagen fehlen-
de Unterstützung beim Spracherwerb der Flücht-
lingskinder. Die Registrierung der Asylsuchenden 
durch das Land hinkt bis zu zwei Monate hinterher. 
Das Stellen des eigentlichen Antrages auf Asyl 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
geschieht noch später. Kommunen wie die Lan-
deshauptstadt Hannover erwarten millionenschwe-
re Haushaltsdefizite wegen ihrer Aufgaben bei der 
Flüchtlingsunterbringung. 

1. Gibt es ein umfassendes aktuelles Konzept der 
Landesregierung zur Bewältigung der Flüchtlings-
krise in Niedersachsen? 
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(Jens Nacke [CDU]: Diese Frage ist 
eigentlich gestern schon beantwortet 
worden!) 

2. Wie groß ist die Aufnahmekapazität Nieder-
sachsens bei der Aufnahme von Flüchtlingen zum 
30. September 2015? 

3. Sieht die Landesregierung in der konsequenten 
Abschiebung von abgelehnten Asylbewerbern 
eines der Mittel zur Lösung der Krise? 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Christian Dürr [FDP]) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Frau Jahns. - Für die Landesregie-
rung antwortet der Innenminister, Herr Pistorius. 
Bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Seit mehreren Wochen kommen täglich bis 
zu 1 000 Asylsuchende auf verschiedenen Wegen 
und aus unterschiedlichen Staaten nach Nieder-
sachsen, um hier Asyl zu beantragen. Dies stellt 
Kommunen, Bund und Land vor enorme Heraus-
forderungen bei der Aufnahme, Unterbringung, 
Betreuung und Integration der ankommenden 
Menschen. 

Ständig werden neue Notunterkünfte vom Land, 
den Kommunen und demnächst vom Bund eröff-
net. Die Standorte der Landesaufnahmebehörde 
sind mit jeweils mehreren Tausend Personen 
überbelegt. Medien und Polizei berichten von der 
Zunahme von Gewalt - - - Ich lese gerade die Vor-
bemerkung von Frau Jahns vor. Aber niemand 
merkt es; auch gut. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

Aber dieser Teil war ja auch unstrittig. 

Vorbemerkung der Landesregierung: Niedersach-
sen steht - wie die anderen Bundesländer, die 
Bundesrepublik und ganz Europa - derzeit vor der 
Herausforderung, mit der seit Generationen größ-
ten Flüchtlingsbewegung umzugehen. Dabei liegt 
es für Deutschland und auch Niedersachsen in der 
historischen und moralischen Verantwortung, 
Flüchtlingen Sicherheit vor politischer Verfolgung 
und Krieg zu gewähren. 

Angesichts der aktuellen Kriegs- und Krisengebie-
te rechnet das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge nach seiner Prognose vom 20. August 
dieses Jahres mit einem Zugang von etwa 800 000 
Menschen, die in EASY registriert sein werden. Die 
anhaltend hohe Zahl der Flüchtlinge bis heute lässt 
befürchten, dass diese Prognose noch überschrit-
ten wird. Für Niedersachsen ergeben sich schon 
bis Ende September rund 60 000 Personen; dies 
ergibt hochgerechnet - ausgehend vom September 
mit allein 20 000 - bis Ende 2015 ca. 100 000 bis 
120 000 Personen, meine Damen und Herren. 

Das vordringlichste Problem vor dem Hintergrund 
dieser Zahlen sind dabei die anständige und - an-
gesichts des bevorstehenden Winterhalbjahres - 
winterfeste Erstunterbringung sowie die hinrei-
chende Versorgung der Menschen. Die Nieder-
sächsische Landesregierung verfolgt wie schon in 
den vergangenen Monaten auch weiterhin das 
Ziel, die nicht winterfesten Plätze schnellstmöglich 
zu ersetzen. Hierzu werden weiterhin Container 
genutzt, weitere Notunterkünfte in feststehenden 
Gebäuden wie Kasernen errichtet und weitere 
Standorte für Erstaufnahmeeinrichtungen der Lan-
desaufnahmebehörde Niedersachsen eingerichtet. 
Hinzu kommt der Ersatz von Zelten durch soge-
nannte Mobile Homes. 

Krisensituationen wie die hier beschriebene huma-
nitäre Krise mit dem massiven Zulauf von bis zu 
10 000 Personen nach Deutschland pro Tag, mei-
ne Damen und Herren, seit Anfang September 
können nicht mehr durch die regulären Kapazitä-
ten, Organisationsformen und Organisationen be-
wältigt werden und erfordern ein angemessenes 
Handeln. 

Seit Anfang September wurde deshalb im Nieder-
sächsischen Ministerium für Inneres und Sport 
eine Besondere Aufbauorganisation aufgerufen, 
die maßgeblich durch das Kompetenzzentrum 
Großschadenslagen unterstützt wird. Hier werden 
im großen Umfang Unterbringungskapazitäten ge-
plant und in sehr guter Kooperation mit den Hilfs-
organisationen im Katastrophenschutz hergerichtet 
und betrieben. Dafür an dieser Stelle ein ganz 
herzliches Dankeschön! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Für die Einsatzbearbeitung werden im Kompetenz-
zentrum Großschadenslagen kurz- und mittelfristi-
ge Planungen für die notfallmäßige Unterbringung 
erstellt. Dazu zählen vor allem die Akquise und 
Herrichtung von Notunterkünften zur akuten Unter-
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bringung und die mittelfristige bauliche Ertüchti-
gung von Liegenschaften, um eine Aufnahme über 
die nächsten Wochen sicherzustellen. Der extreme 
Zulauf auch nach Niedersachsen führt zu einer 
sehr angespannten Lage und immer wieder auftre-
tenden Engpässen, die mit viel Engagement aller 
Beteiligten bewältigt werden müssen und bewältigt 
werden. 

Das Kompetenzzentrum Großschadenslagen küm-
mert sich um die Gesamtversorgung aller Notun-
terkünfte mit den benötigten Ausstattungs- und 
Verbrauchsmitteln mit einem eigens eingerichteten 
Landeszentrallager für den Katastrophenschutz. 
Daraus werden z. B. Artikel wie Matratzen, Bettde-
cken und Hygieneartikel an die inzwischen über 30 
Standorte geliefert. Über 30 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter kümmern sich im Schichtbetrieb im 
Kompetenzzentrum die ganze Woche über um die 
ankommenden Flüchtlinge und verteilen diese auf 
die Standorte in ganz Niedersachsen. Aktuell wer-
den über 18 000 Notunterkunftsplätze zusätzlich 
zu den Kapazitäten der Landesaufnahmebehörde 
vorgehalten.  

Ein Beispiel aus den letzten Tagen ist das weitläu-
fige Camp Fallingbostel, das von den Briten ge-
räumte Militärlager in der Lüneburger Heide. Die 
Briten haben sich hier sehr kooperativ gezeigt und 
dafür gesorgt, dass wir schnell - schneller, als ur-
sprünglich geplant und erwartbar war - in diese 
Einrichtung einziehen konnten. Auch hier ein gro-
ßes Danke für die viele Unterstützung! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

In Fallingbostel waren zuletzt 4 500 britische Mili-
tärs stationiert, die im Laufe des Jahres abgezo-
gen wurden. Das Areal bietet viele leerstehende 
Häuser und Hallen, die nun als Notunterkunft ge-
nutzt werden sollen. Ein erster Teil des Geländes 
ist dazu mit großer Unterstützung der Bundeswehr 
bereits hergerichtet und wird seit Anfang Oktober 
genutzt. Aktuell sind so Kapazitäten für die Unter-
bringung von 1 600 Flüchtlingen in einer Notunter-
kunft geschaffen worden. 

An dieser Stelle will ich wiederholen, was ich an 
anderer Stelle schon gesagt habe: Da gilt der 
Dank Niedersachsens und der Niedersächsischen 
Landesregierung auch der Bundesverteidigungs-
ministerin, die hier sehr aktiv und sehr zuverlässig 
mit uns kooperiert und alle Möglichkeiten eröffnet, 
die sich bieten. Auf Bundesebene gibt es nämlich 
einen ausgeprägten Sinn dafür und versteht man 
sich darauf, konsensual und vor allem entschlos-

sen und geschlossen an diesem Thema zu arbei-
ten. 

(Christian Grascha [FDP]: „Im Gegen-
satz zu hier“, hätten Sie noch ergän-
zen müssen! - Ulf Thiele [CDU]: Herr 
Minister, war das ein Hinweis an die 
Grünen?) 

Weitere drei sogenannte Cluster des Areals stehen 
noch zur Verfügung und sollen noch weiter zur 
Unterbringung ertüchtigt und mit Unterstützung der 
Bundeswehr betrieben werden, sodass auf dem 
Gelände letztlich bis zu 6 000 Flüchtlinge unterge-
bracht werden können. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das war ein Hin-
weis an die Grünen!) 

Bereits seit Mitte September wird das direkt neben 
dem Camp Fallingbostel gelegene Camp Oerbke 
als Notunterkunft genutzt. In der ehemaligen 
NATO-Kaserne sind mehr als 1 200 Flüchtlinge 
untergebracht und versorgt. 

(Gudrun Pieper [CDU]: 1 263!) 

- „Mehr als“ habe ich ja gesagt. 

(Gudrun Pieper [CDU]: Gut!) 

Ein Beispiel für die Hilfsbereitschaft und Leistungs-
fähigkeit der ehrenamtlich Tätigen, der Katastro-
phenschutzdienste und auch der Kommunen ist 
die äußerst kurzfristige Herrichtung der ehemali-
gen Mackensen-Kaserne in Hildesheim. Sie ist 
Ende September dieses Jahres als Notunterkunft 
in Betrieb gegangen. Die Kaserne bietet heute 
1 100 Unterbringungsplätze. Hier ist es durch tat-
kräftiges Handeln aller Beteiligten gelungen, not-
wendige Bauarbeiten und die Bestückung mit Mat-
ratzen und dem notwendigen Mobiliar in äußerst 
kurzer Reaktionszeit vorzunehmen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Über die aktuelle Situation berichtet das Nieder-
sächsische Ministerium für Inneres und Sport dem 
Niedersächsischen Landtag regelmäßig im Aus-
schuss für Inneres und Sport. Ich danke für die 
Gelegenheit dazu, das regelmäßig zu tun. 

Die gegenwärtige Zuspitzung der Lage sowohl in 
Niedersachsen als auch in den 15 anderen Bun-
desländern und beim Bund zeigt, dass alle zielfüh-
renden Maßnahmen ergriffen werden müssen. 
Allein nach Niedersachsen kommen derzeit pro 
Tag mehr als 1 000 Menschen, die auf der Flucht 
sind.  
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Ich will das noch um aktuelle Zahlen erweitern. 
Allein im Zeitraum vom 25. September - als der 
Bund endlich die Koordinierung der Verteilung der 
Flüchtlinge, die in Bayern ankommen, übernom-
men hat - bis zum 7. Oktober sind über 7 000 
Menschen nur über die Verteilung aus Bayern 
nach Niedersachsen gekommen; die Direktzugän-
ge kommen noch obendrauf. In der Zeit vom 
8. Oktober bis heute - also in einer Woche - sind 
alleine aus Bayern - nur über diesen Verteilme-
chanismus - weitere 4 558 Menschen zu uns ge-
kommen; die Direktaufnahme in den Erstaufnah-
meeinrichtungen in Niedersachsen kommt auch 
hier noch obendrauf. 

Um diese Flüchtlinge unterzubringen, haben Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in den Kommunen, in 
den Hilfsorganisationen, in den Erstaufnahmeein-
richtungen des Landes, in den Ministerien, in den 
Landtagsfraktionen und in der Landesregierung 
Enormes geleistet und erhebliche Kraftanstren-
gungen geschultert, und zwar gemeinsam.  

Allein seit September - nicht 2014, sondern 2015 - 
wurden bereits knapp 18 000 zusätzliche Notun-
terkünfte geschaffen. Bis Jahresende ist bereits 
jetzt die Einrichtung von mindestens 14 000 weite-
ren Plätzen geplant.  

Das Land wird diese Anstrengungen fortsetzen, 
weiter verstärken und zusätzliche Instrumente 
entwickeln. Neben einer strategischen Kapazitäts-
planung zählen dazu auch kurzfristige Akutmaß-
nahmen und Handlungsansätze, die die Kommu-
nen einbeziehen.  

So werden ganz unmittelbar - ich habe darüber 
gestern berichtet - zur Vermeidung von Obdachlo-
sigkeit ergänzend zu den im Auf- und Ausbau be-
findlichen Landeskapazitäten ab dieser Woche die 
Landkreise und kreisfreien Städte um befristete 
und vorübergehende Amtshilfe bei der Unterbrin-
gung der ankommenden Asylsuchenden ersucht.  

(Jens Nacke [CDU]: Wie lange?) 

Grundsätzlich werden dabei alle Landkreise und 
kreisfreien Städte in Anspruch genommen. Ge-
bietskörperschaften, die bereits Standort einer 
Erstaufnahmeeinrichtung oder einer Notunterkunft 
sind, werden zunächst zurückgestellt - ein Gebot 
der Gerechtigkeit.  

(Jens Nacke [CDU]: Wie lange, Herr 
Minister?) 

Im Übrigen ergibt sich die Reihenfolge der Inan-
spruchnahme unter Berücksichtigung sonstiger im 

Zusammenhang mit der Aufnahme von Asylsu-
chenden bereits bestehender oder absehbarer 
Beanspruchungen sowie aus der Einwohnerzahl 
der jeweiligen Gebietskörperschaften. Geplant ist, 
dass sich die unmittelbare Zuweisung an eine Ge-
bietskörperschaft, die von diesem vorübergehen-
den Schritt betroffen ist, ungefähr im Rahmen von 
jeweils täglich 100 bis 200 Flüchtlingen bewegt.  

(Jens Nacke [CDU]: Wie lange ist  
„vorübergehend“?) 

Um die Inanspruchnahme der Kommunen im 
Rahmen der Amtshilfe zeitlich und im Umfang auf 
das absolut Notwendige zu begrenzen, werden 
parallel dazu weiterhin mit Hochdruck zusätzliche 
Landesnotunterkünfte und neue Erstaufnahme-
standorte gesucht und eingerichtet.  

Darüber hinaus - - - 

(Jens Nacke [CDU]: Wie lange, Herr 
Minister? - Gegenrufe von der SPD 
und von den GRÜNEN) 

- Herr Nacke, warten Sie doch ab! 

Präsident Bernd Busemann: 

Einen Moment, Herr Minister! Keine Zwiegesprä-
che! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Herr Nacke, wir können das jetzt so machen oder 
anders.  

(Jens Nacke [CDU]: Wie lange, Herr 
Minister?) 

Ich gebe Ihnen die Antworten in meinen Ausfüh-
rungen. Warten Sie es einfach ab! 

Präsident Bernd Busemann: 
Genau so! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Darüber hinaus hat das - - - 

(Jens Nacke [CDU]: Sagen Sie etwas 
dazu! - Gegenruf von der SPD: Sie 
können doch eine Zusatzfrage stellen, 
Herr Nacke!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Herr Nacke, geben Sie bitte einen Zettel ab, um 
eine Zusatzfrage zu stellen. 
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(Jens Nacke [CDU]: Das ist eine ent-
scheidende Frage! - Gegenrufe von 
der SPD) 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Wissen Sie was, Herr Nacke? Wir können das 
gerne noch einmal aufdröseln. Wenn Sie von 
mir - - - 

(Weiterer Zuruf von Jens Nacke [CDU]) 

Wenn Sie von mir - - - 

(Anhaltende Zurufe von Jens Nacke [CDU]) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Nacke, ich mahne Sie jetzt ab. Stören Sie 
bitte den Ablauf hier nicht! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Nacke, wenn Sie von mir konkrete Antworten 
zu Zeitabläufen verlangen, die nicht einmal die 
Bundeskanzlerin und der Bundesinnenminister 
geben können - - - 

(Jens Nacke [CDU]: Ach du lieber 
Gott! Das ist doch Ihre Zuständigkeit!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Nacke, Sie kriegen jetzt einen Ordnungsruf. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sie haben offenbar immer noch nicht verstanden, 
in welcher Situation wir sind, Herr Nacke. 

Darüber hinaus hat das Land - das will ich an die-
ser Stelle in Erinnerung rufen - bereits vor knapp 
zwei Wochen angesichts der steigenden Flücht-
lingszahlen den Kommunen den Vorschlag ge-
macht, Erstaufnahmeeinrichtungen gegen volle 
Kostenerstattung im Auftrag des Landes zu betrei-
ben.  

Das Modell sieht im Einzelnen vor, dass die Kom-
munen im staatlichen Auftrag die Erstaufnahme in 
Notunterkünften übernehmen und dafür vom Land 
eine kostendeckende Erstattung der damit verbun-
denen Kosten erhalten -  

(Zuruf von Reinhold Hilbers [CDU]) 

analog zu dem, was die Hilfsorganisationen von 
uns für das bekommen, was sie leisten. Außerdem 
soll bei der späteren Verteilung auf die Kommunen 
im Sinne einer schnellen Integration berücksichtigt 

werden, dass bevorzugt diejenigen Flüchtlinge an 
einen Kreis oder eine Stadt verteilt werden, die 
sich dort bereits in der Notunterkunft aufgehalten 
haben.  

Die gesetzlichen Aufgaben und die Zuständigkeit 
für die Erstaufnahme bleiben aber auch nach die-
sem Modell beim Land. Die Kommunen würden 
lediglich im Auftrag auf der Basis entsprechender 
Verträge für das Land tätig. Damit können die 
Kommunen die jetzt akut in Amtshilfe aufzuneh-
menden Flüchtlinge jederzeit in eine auftragsweise 
Unterbringung überführen - hätten das aber auch 
schon in den vergangenen 14 Tagen tun können -, 
für die dann das vorgenannte Verfahren und die 
pauschale Abgeltung aller entstehenden Kosten 
gilt. 

Zu Frage 1: Gibt es ein umfassendes aktuelles 
Konzept der Landesregierung zur Bewältigung der 
Flüchtlingskrise in Niedersachsen?  

Die kurze Antwort lautet: Ja. 

(Heiterkeit bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die lange folgt: Die Niedersächsische Landesre-
gierung verfügt über ein umfassendes - - - 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Minister, lassen Sie eine Zwischenfrage der 
Kollegin Joumaah zu? 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Ich dachte, wir sind in der Fragestunde. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Ja, da gibt es gar keine Zwischenfragen. 

(Heiterkeit bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sie können gleich Fragen stellen, ich glaube zwei 
pro - - - 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Niedersächsische Landesregierung verfügt 
über ein umfassendes, aktuelles und ressortüber-
greifendes Konzept, um die enormen Herausforde-
rungen, die mit den sehr hohen Zugangszahlen 
verbunden sind, zu meistern.  
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Dazu zählt auch die Anwendung der Instrumente 
des Krisenmanagements, soweit es um die sehr 
kurzfristige Schaffung von Unterbringungsmöglich-
keiten in erheblicher Zahl geht. Neben den in der 
Vorbemerkung ausgeführten Maßnahmen zur Lö-
sung der drängendsten und täglich akuten Prob-
leme hat die Niedersächsische Landesregierung 
bereits eine Vielzahl an Maßnahmen ergriffen und 
bereitet weitere vor. 

Der starke Anstieg der Flüchtlingszahlen erfordert 
eine Erhöhung der Kapazitäten der Landesauf-
nahmeeinrichtungen.  

Das Land hat im letzten Jahr bereits die vorhande-
nen Kapazitäten an den Standorten Braunschweig, 
Bramsche und Friedland von 1 700 Plätzen auf gut 
3 100 - ohne Zelte - erhöht. In diesem Jahre wur-
den weitere 500 Plätze durch die Installation und 
Inbetriebnahme von Großcontainersystemen an 
den Standorten Braunschweig und Bramsche ge-
schaffen.  

Eine vierte Erstaufnahmeeinrichtung ist für einen 
vorgesehenen Betriebsbeginn - in voller Größen-
ordnung - Anfang 2016 in Osnabrück im Aufbau. 
Hierdurch sowie durch Anmietung von Hotels und 
Jugendherbergen, die Nutzung von Turnhallen und 
Zelten sind die Kapazitäten einschließlich der Not-
unterkünfte derzeit auf insgesamt mehr als 24 000 
Plätze angewachsen - und nicht einmal das, wie 
wir wissen, reicht jetzt aus. Daher wird zum 
1. November 2015 ein fünfter Standort in Olden-
burg in Betrieb genommen. Außerdem wird die 
ehemalige Kaserne in Ehra-Lessien zum weiteren 
Standort der Erstaufnahme für 600 Flüchtlinge 
ausgebaut. Als neuer Standort soll Ehra-Lessien 
voraussichtlich im Frühjahr 2016 arbeiten. Aktuell 
wird das Gelände zunächst als Notunterkunft für 
Flüchtlinge genutzt. 

Die Niedersächsische Landesregierung ist darüber 
hinaus mit Hochdruck dabei, bis zu drei weitere 
Standorte mit jeweils 500 Plätzen zu identifizieren. 
Hierzu werden derzeit Gespräche bzw. Verhand-
lungen bezüglich ehemaliger Kasernen in Cuxha-
ven-Altenwalde, Neu-Tramm und Aurich geführt. 

Diese bereits seit fast zwei Jahren angespannte 
Lage führt in der Landesaufnahmebehörde zu 
einer überaus starken Arbeitsbelastung der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Die Niedersächsische 
Landesregierung hat auf personelle Engpässe in 
der Landesaufnahmebehörde Niedersachsen in 
der Vergangenheit immer sofort reagiert und wird 
dies auch in Zukunft tun. So wurden sowohl im 
regulären Haushalt 2015 als auch im Nachtrags-

haushalt 2015 jeweils weitere Stellen für die Lan-
desaufnahmebehörde Niedersachsen vorgesehen, 
und auch im Haushaltsentwurf für 2016 sind weite-
re Stellen eingeplant. Im Ergebnis wird sich der 
Personalbestand der Landesaufnahmebehörde in 
zwei Jahren mehr als verdoppelt haben - von 280 
auf fast 570, meine Damen und Herren.  

Die Landesaufnahmebehörde ist über die Jahre 
mit abnehmenden Flüchtlingszahlen massiv ge-
schrumpft. Das war richtig. Genauso richtig und 
wichtig ist, dass wir diese jetzt massiv ausbauen, 
um die Herausforderungen meistern zu können. 
Aber auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Innenministerium sind besonders belastet und 
benötigen dringend Unterstützung. Das Ministeri-
um hat neben der Bewältigung der Unterbrin-
gungssituation vor allem die Aufgabe, innerhalb 
kürzester Zeit Strukturen für die neuen und in ihrer 
Dimension gewachsenen Aufgaben zu schaffen.  

Die Krisenorganisation, mit der wir seit etlichen 
Monaten arbeiten, muss in eine dauerhafte Orga-
nisation überführt werden, weil uns diese Aufgabe, 
wie wir alle inzwischen - der eine früher, der ande-
re später - verstanden haben, noch sehr lange 
beschäftigen wird. Dazu werde ich im Rahmen der 
Diskussion um die technische Liste im Haushalts-
verfahren personelle und organisatorische Vor-
schläge unterbreiten, die bereits regierungsintern 
abgestimmt und in der Konsequenz am Ende un-
umgänglich sind. Auch für diese Maßnahmen wer-
be ich um die Unterstützung des Hohen Hauses. 

Die Höhe der jährlichen Kostenabgeltungspau-
schale beträgt aktuell laut Gesetz 6 195 Euro und 
wurde auf der Grundlage der Verhältnisse des 
Jahres 2013 ermittelt. Die kommunalen Spitzen-
verbände und die Kommunen erwarten daher eine 
Änderung der Kostenabgeltungsstruktur mit dem 
Ziel eines auf die geänderten, tatsächlichen Um-
stände angepassten finanziellen Ausgleichs. 

Ich will das, was hier mehrfach ausgeführt worden 
ist, nicht wiederholen, nämlich was wir mit den 
Mitteln gemacht haben, die aus den Bund-Länder-
Vereinbarungen nach Niedersachsen und in die 
Kommunen geflossen sind. Entscheidend ist: Wir 
befinden uns in guten und vor dem Abschluss ste-
henden Gesprächen mit den kommunalen Spit-
zenverbänden und werden, glaube ich, zu einem 
tragfähigen Ergebnis kommen.  

Es ist allgemeiner Konsens, meine Damen und 
Herren, dass die Rückkehrpolitik ein wirksames 
und bewährtes Steuerungsinstrument der Migrati-
onspolitik ist. Dazu gehören die Grundsatzfragen 
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der freiwilligen Rückkehr, der Rückkehrförderung, 
der Reintegration, der Rückführung und der Rück-
übernahme ausreisepflichtiger Personen durch ihre 
Herkunftsstaaten. Sowohl auf EU-Ebene - Rück-
führungsrichtlinie - wie auch im nationalen Bereich 
gilt der Grundsatz - das ist gestern erfreulicher-
weise noch einvernehmlich zur Kenntnis genom-
men worden -, dass der freiwilligen Rückkehr als 
der besseren Alternative einer Aufenthaltsbeendi-
gung Vorrang vor einer zwangsweisen Rückfüh-
rung einzuräumen ist.  

Das Land beteiligt sich daher seit Jahren an diver-
sen Rückkehrprogrammen und Hilfsmaßnahmen 
bzw. legt diese auch selbst auf. So sind z. B. mit 
Leistungen aus dem REAG/GARP-Programm im 
Jahr 2013  1 072 Personen und im Jahr 2014  
1 553 Personen freiwillig auf dieser Grundlage 
ausgereist. Für die Zeit von Januar bis September 
dieses Jahres sind bereits 2 414 Förderanträge 
gestellt worden. Im Vergleich zum entsprechenden 
Vorjahreszeitraum ist das eine Steigerung von 
nahezu 100 %. 

Auch wenn Niedersachsen bereits sehr gut aufge-
stellt ist, ist es wichtig, die Förderung der freiwilli-
gen Rückkehr weiter zu stärken. 

Nach den bisherigen Erfahrungen gibt es bei der 
erforderlichen Schaffung bzw. Umrüstung von 
Gebäuden und Einrichtungen zu Erstaufnahmeein-
richtungen und Wohnraum zur vorübergehenden 
gemeinschaftlichen Unterbringung von Flüchtlin-
gen auch landesrechtliche Anforderungen, die 
einer schnellen und auch finanziell vertretbaren 
Umsetzung in dieser besonderen Situation entge-
genstehen. 

Um die Unterbringung der großen Zahl von Flücht-
lingen in Niedersachsen gewährleisten zu können, 
soll daher für einen befristeten Zeitraum von gel-
tenden Regelungen und Standards gezielt abgewi-
chen werden können.  

Nachdem der Bund mit seinem Entwurf eines 
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes zeitlich 
befristete Erleichterungen im Bauplanungsrecht 
sowie in einem entsprechenden Umfang weitere 
punktuelle Erleichterungen hinsichtlich des Einsat-
zes erneuerbarer Energien im Gebäude schaffen 
möchte,  

(Zustimmung bei der CDU) 

sollen - neben den bereits vorgenommen vergabe-
rechtlichen Erleichterungen - insbesondere auch 
landesrechtliche Regelungen im Bauordnungs-
recht und im Denkmalschutzrecht für einen be-

grenzten Zeitraum bis Ende 2019 angepasst wer-
den.  

Ich füge hinzu: Alle diese Ideen, die in Berlin jetzt 
umgesetzt werden, sind im Grunde genommen 
nach der niedersächsischen Bundesratsinitiative 
entwickelt worden. Ich bedanke ich mich bei allen 
Akteuren auf Bundesebene dafür, dass das so 
schnell geklappt hat.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Hierzu wurde der Entwurf eines Niedersächsischen 
Flüchtlingsunterbringungserleichterungsgesetzes 
erstellt, der als Entwurf der Regierungsfraktionen 
kurzfristig in den Landtag eingebracht werden soll.  

Vergaberechtliche Erleichterungen sind im Hinblick 
auf die schon erfolgten Anpassungen in der Nie-
dersächsischen Wertgrenzenverordnung durch das 
Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft und 
Verkehr bereits erfolgt. 

Zum Haushalt: Am 22. September hat die Nieder-
sächsische Landesregierung einen zweiten Nach-
tragshaushaltsplanentwurf für das laufende Jahr 
beschlossen. Bereits im Juli 2015 wurden mit ei-
nem ersten Nachtragshaushaltplan zusätzliche 
Mittel für die Unterbringung und Versorgung von 
Flüchtlingen bereitgestellt. Mit dem zweiten Nach-
trag werden die Haushaltsansätze für das laufende 
Jahr noch einmal massiv erhöht. 

Nachdem im Verhältnis zwischen Bund und Län-
dern seit dem Flüchtlingsgipfel am 24. September 
2015 ein höheres Maß an Klarheit darüber besteht, 
hat die Niedersächsische Landesregierung umge-
hend Gespräche mit der kommunalen Ebene in 
Niedersachsen begonnen, die noch im Gange 
sind. Für die Kommunen ist im zweiten Nachtrags-
haushalt eine Vorauszahlung in Höhe von 250 Mil-
lionen Euro vorgesehen. Gegenüber dem ur-
sprünglichen Entwurf des zweiten Nachtrags konn-
te der Betrag aufgrund der zusätzlichen Zahlung 
des Bundes in diesem Jahr noch einmal deutlich 
gesteigert werden. Diese Zahlung schafft Liquidität 
und entlastet die Kommunen wenigstens in diesem 
Feld im Vorgriff auf die möglichen Änderungen des 
Aufnahmegesetzes, die derzeit Gesprächsgegen-
stand mit den Kommunalen Spitzenverbänden 
sind. 

Insgesamt zahlt das Land 2015 an die Kommunen 
einen Betrag von 119 Millionen Euro aus der Er-
stattung nach bisheriger Rechtslage. Weitere 120 
Millionen Euro gehen in Richtung Kommunen als 
Soforthilfe und 44 Millionen Euro als Erstattung für 
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unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. In der Sum-
me sind das rund 283 Millionen Euro, die vom 
Land an die Kommunen geleistet werden. Das sind 
100 Millionen Euro mehr, als das Land vom Bund 
in diesem Jahr erhält, meine Damen und Herren. 
Das spricht eine deutliche Sprache. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Hinzu kommt die Vorauszahlung an die Kommu-
nen in Höhe von 250 Millionen Euro, die ich gera-
de erwähnt hatte. 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das ist nur 
eine Vorauszahlung!) 

Ein vergleichbar großer Ausgabenblock wird für die 
landeseigenen Maßnahmen gestemmt - auch das 
darf in Erinnerung gerufen werden -, und zwar 
ohne Bundesmittel, sondern allein aus eigenen 
Landesmitteln. Der Landesaufnahmebehörde Nie-
dersachsen werden in diesem Jahr insgesamt über 
200 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Hinzu 
kommen 80 Millionen Euro für notwendige Bau-
maßnahmen. Weitere 25 Millionen Euro werden 
über den Grundhaushalt 2015 hinaus zusätzlich 
bereitgestellt, insbesondere für die Integration der 
Flüchtlinge durch Maßnahmen der Sprachförde-
rung oder Flüchtlingssozialarbeit. 

Die Dynamik, meine Damen und Herren, ist wei-
terhin ungebrochen und enorm. In dieser Lage 
vollzieht die Niedersächsische Landesregierung 
mit dem zweiten Nachtragshaushalt - auch dank 
Ihrer Unterstützung - einen finanziellen Kraftakt. 
Dies wird auch für den Haushalt 2016 gelten. Wir 
sind nicht am Ende des Weges, sondern am An-
fang.  

Hier wird es im Rahmen der parlamentarischen 
Beratungen noch einigen Nachsteuerungsbedarf 
geben. Das betrifft neben der Justierung der Antei-
le von Bund, Ländern und Kommunen auch die 
Zukunft der Notaufnahmekapazitäten. Hierfür wird 
ebenso eine Anschlussfinanzierung erforderlich 
sein wie für die anderen dringenden Maßnahmen, 
die mit dem zweiten Nachtrag 2015 angeschoben 
werden. 

Stichwort Sprachförderung: Mit Blick auf den Kul-
tusbereich hat die Niedersächsische Landesregie-
rung ein umfassendes Konzept erarbeitet, um den 
Flüchtlingskindern und den jugendlichen Flüchtlin-
gen ein gutes Lernumfeld zu bieten. Dabei ist 
Sprache der Schlüssel zur Bildung, und deshalb ist 
Sprachförderung jetzt die wichtigste Aufgabe. Ziel 
ist es, die Kinder und die jugendlichen Flüchtlinge 

so schnell wie möglich in die Lage zu versetzen, 
integriert am Unterricht in der Klasse teilzuneh-
men. 

(Ulf Thiele [CDU]: Sagen Sie das mal 
der Kultusministerin!) 

Sprachförderung und der Umgang mit Vielfalt ist 
Teil des Systems, meine Damen und Herren. Dies 
hat das Kultusministerium mit dem Runderlass 
„Förderung von Bildungserfolg und Teilhabe von 
Schülerinnen und Schülern nicht deutscher Her-
kunftssprache“ vom 1. Juli 2014 bereits ein Jahr 
nach dem Regierungswechsel vorausschauend 
und verbindlich geregelt. 

Finanzmittel im Umfang von mehr als 700 zusätzli-
chen Stellen für die Förderung von Flüchtlingskin-
dern und jugendlichen Flüchtlingen in Schulen sind 
im laufenden und kommenden Haushaltjahr für 
das Kultusministerium vorgesehen. Rund 10 Milli-
onen Euro sollen im zweiten Nachtragshaushalt 
2015 bereitgestellt werden, rund 40 Millionen Euro 
zusätzlich im Haushalt 2016. Mit den zusätzlichen 
Ressourcen sollen namentlich Sprachfördermaß-
nahmen an allgemeinbildenden und an berufsbil-
denden Schulen erweitert und ausgebaut werden. 

Die zu Beginn des Schuljahres bereits auf rund 
300 erhöhte Zahl der Sprachlernklassen wird an-
gesichts der steigenden Flüchtlingszahlen um wei-
tere 250 auf ca. 550 Sprachlernklassen ansteigen. 
In diesen Klassen können so mehr als 8 800 Kin-
der und Jugendliche ohne Deutschkenntnisse auf 
den Regelunterricht vorbereitet werden - ein wich-
tiger Schritt.  

Für weitere Fördermaßnahmen wie Sprachförder-
kurse, Sprachförderunterricht, Sprachförderkon-
zepte und vorschulische Sprachförderung soll der 
Umfang der Lehrerstunden um mindestens 7 500 
Stunden erhöht werden, das sind rund 250 Stellen. 
Bis zu 20 Stellen von diesem Kontingent sind vor-
gesehen, um eine Beschulung und Betreuung von 
Flüchtlingskindern in Erstaufnahmeeinrichtungen 
zu ermöglichen. 

Ferner ist zur Unterstützung der Lehrkräfte vorge-
sehen, mehr sozialpädagogische Fachkräfte für die 
schulische Sozialarbeit zur Integration junger 
Flüchtlinge vor allem an Ganztagsschulen einzu-
setzen. Es handelt sich hierbei um 100 Stellen. 

Die berufsbildenden Schulen werden ebenfalls mit 
100 zusätzlichen Stellen ausgestattet. Für die 
Schulen wird ein Schulversuch eingerichtet mit 
dem Ziel, jugendliche Flüchtlinge möglichst schnell 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  77. Plenarsitzung am 15. Oktober 2015 
 

7594 

und intensiv mit der deutschen Sprache, dem Kul-
tur- und Berufsleben vertraut zu machen. 

Den Schulen wird neben dem bereits bestehenden 
Berufsvorbereitungsjahr damit die Möglichkeit ge-
geben, im Sinne eines Kompetenzzentrums in 
dieser Situation angemessen und flexibel zu agie-
ren und auf diese Weise auch jungen Flüchtlingen 
unabhängig von der Schulpflicht eine Teilnahme 
zu ermöglichen - auch das ein ganz, ganz wichti-
ger Schritt.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Niedersächsische Landesregierung steht - das 
muss nicht betont werden, aber darf in einer sol-
chen Sitzung ruhig betont werden - für eine zu-
kunftsorientierte Flüchtlings-, Asyl- und Ausländer-
politik. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Diese umfasst u. a. Konzepte für die Unterstützung 
der Kommunen bei der Aufnahme der Flüchtlinge, 
sichert Beratungsstrukturen und unterstützt das 
ehrenamtliche Engagement vor Ort. 

Bereits im Jahr 2014 wurden landesweit „Koordi-
nierungsstellen Migration und Teilhabe“ auf der 
kommunalen Ebene eingerichtet. Zweck ist die 
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse und 
einer chancengerechten Teilhabe in unserem Flä-
chenland Niedersachsen sowie die landesweite 
Etablierung eines lokalen Migrations- und Teilha-
bemanagements für Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte.  

Damit wird ein Ziel verfolgt, das klar formuliert ist, 
nämlich die Umsetzung einer zukunftsorientierten 
Migrations- und Teilhabepolitik des Landes Nie-
dersachsen als einer gesellschaftlichen Quer-
schnittsaufgabe unter Einbeziehung aller Men-
schen in Niedersachsen zu steuern und durch 
Festlegung gemeinsamer Standards nachhaltig zu 
gestalten. Ziel ist auch eine noch bessere Vernet-
zung der Gebietskörperschaften auf Landkreis-
ebene, um den Austausch und die Zusammenar-
beit der kreisangehörigen Kommunen in diesem 
Bereich zu erhöhen. 

Über eine Richtlinie fördert das Land seit 2014 
landesweit Koordinierungsstellen im Umfang von 
1,44 Millionen Euro jährlich. Von 48 antragsbe-
rechtigten Gebietskörperschaften haben in diesem 
Jahr 47 eine solche Koordinierungsstelle einge-

richtet und erhalten die entsprechende Förderung 
einer halben Personalstelle. 

Durch die Migrationsberatung, also die vom Land 
geförderte Beratung im Rahmen der Flüchtlingsso-
zialarbeit sowie die allgemeine Arbeit der Integrati-
onsberatungsstellen, wird ein flächendeckendes 
Beratungsangebot für zugewanderte und zuwan-
dernde Menschen als Ergänzung zur vom Bund 
finanzierten Migrationsberatung für erwachsene 
Zuwanderer und den Jugendmigrationsdiensten 
gewährleistet. 

(Jens Nacke [CDU]: Sie können auf-
hören, die Stunde ist um!) 

- Wenn Sie eine so umfassende Frage stellen, bin 
ich in der Pflicht, Ihnen eine umfassende Antwort 
zu geben.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Um den Beratungsstandard angesichts der anhal-
tend hohen Zugangszahlen annähernd halten zu 
können, ist eine wesentliche Erhöhung der Haus-
haltsmittel für die Migrationsberatung und somit 
eine Ausweitung der bestehenden oder Einrich-
tung von neuen Beratungsstellen zwingend not-
wendig. Diesem Bedarf wird durch den zweiten 
Nachtragshaushalt 2015 Rechnung getragen. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von der CDU: Zu 
spät, Herr Minister!) 

Die fortgesetzte Förderung der Integrationslotsin-
nen und Integrationslotsen leistet einen ganz wich-
tigen Beitrag zur Unterstützung zivilgesellschaftli-
cher Potenziale auf kommunaler Ebene. Es ermög-
licht die Professionalisierung der freiwilligen Migra-
tionsarbeit, es fördert gezielt das ehrenamtliche 
Engagement in dieser Arbeit. Die Teilnahme an 
einer Qualifizierungsmaßnahme befähigt die eh-
renamtlich Tätigen, gezielt zu helfen, ohne sich 
selbst zu überfordern - auch das ist ein Aspekt, der 
immer mehr an Bedeutung gewinnt.  

Die Qualifizierung der ehrenamtlichen Integrations-
lotsinnen und Integrationslotsen wird seit dem Jahr 
2007 bereits landesweit finanziell gefördert. Die 
Richtlinie ist gültig bis zum 31. Dezember 2019. Im 
Haushaltsjahr 2015 stehen zur finanziellen Förde-
rung der Qualifizierungsmaßnamen 130 000 Euro 
zur Verfügung. 

Im Rahmen des Nachtragshaushalts stellt das 
Land Niedersachsen darüber hinaus zusätzlich 
noch in 2015 insgesamt 1 Million Euro zur Unter-
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stützung des ehrenamtlichen Engagements in der 
Flüchtlingshilfe zur Verfügung. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
von Johanne Modder [SPD] - Filiz Po-
lat [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Eine zentrale Bedeutung hat die erfolgreiche In-
tegration in den Arbeitsmarkt. Die Niedersächsi-
sche Landesregierung hat diese Herausforderung 
sehr entschlossen angenommen und im Rahmen 
der Fachkräfteinitiative Niedersachsen bereits 
frühzeitig einen ständigen Austausch mit den rele-
vanten Arbeitsmarktpartnern etabliert - darunter die 
Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit, 
kommunale Spitzenverbände, Organisationen der 
Flüchtlingsarbeit und insbesondere auch die Spit-
zenverbände der Wirtschaft, also die Kammern 
und der UVN. Des Weiteren hat die Niedersächsi-
sche Landesregierung die seit November 2014 
bestehenden rechtlichen Möglichkeiten eines er-
leichterten Arbeitsmarktzugangs für Asylsuchende 
und Flüchtlinge genutzt und verschiedene Maß-
nahmen ergriffen, die sich als Kette der Arbeits-
marktintegration darstellen. Dazu gehört es, die 
Kompetenzen zu erkennen. 

Seit Juni 2015 läuft das Kooperationsprojekt mit 
der Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen der 
Bundesagentur für Arbeit. Das Ziel ist, Potenziale 
und Kompetenzen von Asylsuchenden und Flücht-
lingen frühzeitig zu erkennen, idealerweise bereits 
in den Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes zu 
erfassen. Zugegebenermaßen ist das zurzeit bei 
der Überbelegung schwer durchzusetzen. 

Seit 1. Oktober 2015 besteht die Möglichkeit einer 
kostenlosen Beförderung im ÖPNV für Asylsu-
chende im Landkreis des Sitzes der Erstaufnah-
meeinrichtung. Die Fahrtberechtigung wird durch 
den Hausausweis der Erstaufnahmeeinrichtung 
legitimiert. Das Land zahlt den Verkehrsunterneh-
men hierfür einen Ausgleich aus Regionalisie-
rungsmitteln. Es handelt sich zugleich um eine 
Maßnahme der Willkommenskultur. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Aktuell - dabei geht es um die handwerkliche Aus-
bildung der Flüchtlinge - befindet sich ein Modell-
projekt aller sechs Handwerkskammern in Nieder-
sachsen zur Nachwuchsgewinnung im Handwerk 
in Vorbereitung, das vom Niedersächsischen Mi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr geför-
dert wird.  

Damit soll die Gewinnung jüngerer Asylsuchender 
und Flüchtlinge mit Interesse an Handwerksberu-
fen für eine Handwerksausbildung im Ausbildungs-
jahr 2016/2017 u. a. durch Berufsorientierung, Eig-
nungsfeststellung und Praktikumsvermittlung un-
terstützt werden. Projektstart ist der 1. November 
2015.  

Darüber hinaus plant das Niedersächsische Minis-
terium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr gemein-
sam mit dem IQ-Netzwerk Niedersachsen ein Mo-
dellprojekt für die Erprobung des Deutscherwerbs 
über EDV-gestützte audiovisuelle Sprachkurse. 
Diese Maßnahme ist insbesondere auch von Inte-
resse für die Durchführung an dezentralen Stand-
orten, wo gegebenenfalls kein ausreichendes An-
gebot an Regelkursen vorgehalten werden kann.   

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Im Juli und August 2015 hat die NBank darüber 
hinaus ein Interessenbekundungsverfahren für Bil-
dungsträger zur Beantragung von Fördermitteln im 
Rahmen der ESF-Förderrichtlinie „Qualifizierung 
und Arbeit“ des Niedersächsischen Ministeriums 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr für Qualifizie-
rungsprojekte für Arbeitslose durchgeführt. Ein 
Förderschwerpunkt dabei ist die Zielgruppe der 
Migrantinnen und Migranten, insbesondere der 
Asylsuchenden und Flüchtlinge. Derzeit findet die 
Antragsberatung durch die NBank statt. Stichtag 
für die Antragseinreichung ist der 16. November 
2015.  

Zur Frage 2. Wie groß ist die Aufnahmekapazität 
Niedersachsens bei der Aufnahme von Flüchtlin-
gen zum 30. September 2015?  

Laut Bestandsmeldung vom 30. September 2015 
betrug die Aufnahmekapazität in den Erstaufnah-
meeinrichtungen und den Notunterkünften des 
Landes zum Stichtag 19 683 Unterbringungsplät-
ze. 

Zur Frage 3. Sieht die Landesregierung in der kon-
sequenten Abschiebung von abgelehnten Asylbe-
werbern eines der Mittel zur Lösung der Krise? 

Nach Auffassung der Niedersächsischen Landes-
regierung ist die konsequente Durchsetzung der 
Ausreisepflicht von abgelehnten Asylbewerbern 
ein wichtiger Beitrag, um die gegenwärtigen Her-
ausforderungen zu bewältigen. Hierzu zählt - so-
weit nicht erfolgreich auf eine freiwillige Ausreise 
hingewirkt werden kann - auch die zwangsweise 
Rückführung. Insgesamt ist allerdings eine diffe-
renzierte Betrachtungsweise erforderlich: 
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Ein Großteil - das wird in der aktuellen Debatte 
leider häufig übersehen - der aktuell - z. B. aus 
Syrien, Irak und Eritrea - nach Deutschland einrei-
senden Flüchtlinge hat exzellente Chancen auf 
einen langfristigen Aufenthalt. Insoweit hat sich die 
Situation gegenüber dem ersten Halbjahr 2015, als 
noch etwa jede bzw. jeder zweite Asylsuchende 
aus Staaten mit sehr geringer Anerkennungsquote 
nach Deutschland kam, grundlegend gewandelt. 

(Vizepräsidentin Karl-Heinz Klare über-
nimmt den Vorsitz) 

Nichtsdestotrotz haben sich Bund und Länder bei 
der Verabredung des Aktionsplans am 18. Juni 
und erneut beim Flüchtlingsgipfel am 24. Septem-
ber u. a. darauf verständigt, die Aufenthaltsbeen-
digungen zu beschleunigen und, um bei vollzieh-
barer Ausreisepflicht zügig die Rückführung zu 
veranlassen, verstärkt zusammenzuarbeiten. So 
der Wortlaut der Vereinbarung vom 24. Septem-
ber. 

Die Niedersächsische Landesregierung trägt diese 
Ergebnisse der Besprechungen der Bundeskanzle-
rin mit den Regierungschefinnen und -chefs der 
Länder zur Asyl- und Flüchtlingspolitik selbstver-
ständlich mit, was z. B. auch an der vorausgegan-
genen Teilnahme an sogenannten Kosovo-
Projekten zum Ausdruck gebracht worden ist. 

Die Abschiebung ist von der Ausländerbehörde 
einzuleiten, wenn die Ausreisepflicht vollziehbar 
ist, eine Ausreisefrist nicht gewährt wurde oder 
diese abgelaufen ist und die freiwillige Ausreise 
nicht gesichert ist. Die Entscheidung über das Ob 
einer Abschiebung steht mithin nicht im Ermessen 
der Ausländerbehörde, sondern ist bei Vorliegen 
der genannten Voraussetzungen eine zwingende 
Rechtsfolge. 

Zum Wie des Abschiebungsvollzugs hat die Nie-
dersächsische Landesregierung entsprechende 
rechtliche Hinweise gegeben und verfahrensmäßi-
ge Vorgaben im September erneuert.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus all 
dem wird deutlich - um auf die Ausgangsfrage 
zurückzukommen -: Ja, die Landesregierung hat 
ein sehr umfassendes und überzeugendes Kon-
zept für die Bewältigung der Flüchtlingskrise. Aller-
dings ist diese Flüchtlingskrise kein einfaches Pro-
jekt, das man mit einem einmal gefassten Be-
schluss oder Konzept auf Dauer wird bewältigen 
können.  

Darüber, meine Damen und Herren, sollten wir 
schnellstmöglich bundes- und landesweit einen 
Konsens herstellen; denn wenn wir den Menschen 
sagen, wir schaffen das - eine Aussage, die ich 
teile -,  

(Jens Nacke [CDU]: Sie schaffen es 
nicht!) 

muss man den Menschen auch sagen, wie. Man 
muss den Menschen auch sagen, dass es nicht 
leicht wird und dass sich die Gesellschaft verän-
dern wird. Denn wenn innerhalb eines Jahres 
1 Million Flüchtlinge kommen, wird es nicht mehr in 
den üblichen Formen weitergehen wie bisher.  

Erst dann, wenn wir das gemeinsam als Konsens 
feststellen, werden wir der Aussage der Kanzlerin 
wirklich zur Geltung verhelfen, nämlich: „Wir schaf-
fen das.“ Mit den alten Konzepten, den alten 
Schuldzuweisungen und den alten Reflexen wer-
den wir dieses Problem nicht nur nicht bewältigen, 
sondern wir werden auch die Gesellschaft in ihrer 
Struktur und ihrem Zusammenhalt gefährden, mei-
ne Damen und Herren.  

(Starker, nicht enden wollender Beifall 
bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Minister, für die Beantwortung. - 
Uns liegt nun eine Reihe von Wortmeldungen für 
Zusatzfragen vor. Die erste Frage stellt der Kollege 
Jörg Bode. Bitte schön, Herr Bode! 

Jörg Bode (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Minister Pistorius, vor dem Hintergrund, dass 
in der heutigen Ausgabe der Celleschen Zeitung 
darüber berichtet, spekuliert oder gemutmaßt wird, 
dass die Stadt Celle mit dem Land Niedersachsen 
auf freiwilliger Grundlage einen Vertrag über die 
Einrichtung einer Erstaufnahmeeinrichtung schlie-
ßen und hierfür die Kaserne Hohe Wende nutzen 
wird - mit dem elementaren Ziel, das Zeltlager in 
Scheuen räumen zu können und künftig nicht mehr 
zu nutzen -, und vor dem Hintergrund, dass die 
Cellesche Zeitung dieses Vorhaben mit den Wor-
ten „man solle das ruhig machen; denn schlechter 
als unter dem Land kann es dann auch nicht wer-
den“ kommentiert, frage ich die Landesregierung: 
Wie sind hier der aktuelle Sachstand und der Zeit-
plan, und welche der Aussagen werden wann wie 
eintreten? 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister, bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich kann bestätigen, dass es diese Ansage 
aus Celle gibt. Die Vertragspartner - die Stadt Cel-
le und aus meinem Haus die Abteilungen 3 und 6 - 
verhandeln gerade darüber, wie die Ausgestaltung 
aussehen kann. Mehr kann ich im Augenblick nicht 
sagen.  

(Jörg Bode [FDP]: Scheuen würde 
dann aufgegeben?) 

- Unser Ziel ist, jeden Standort, der nicht winterfest 
ist und durch andere ersetzt werden kann, schleu-
nigst aufzugeben. Das ist unser erklärtes Ziel, und 
das gilt auch für Scheuen. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Zusatzfrage stellt die Frau Kollegin 
Jahns. 

Angelika Jahns (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der 
NWZ vom 6. Oktober 2015 findet sich eine Kritik 
des Präsidenten des niedersächsischen Roten 
Kreuzes dahin gehend, dass die NABK nur kurz-
fristig für die Unterbringung von Flüchtlingen zur 
Verfügung stand. Vor dem Hintergrund, dass es 
Kritik daran gegeben hat, dass die Landesregie-
rung die Unterbringung von Flüchtlingen dort wie-
der zurückgenommen hat, frage ich Sie: Wie kurz-
fristig war denn die Unterbringung dort gedacht? 
Konnte das Rote Kreuz davon ausgehen, dass es 
eine längerfristige Unterbringung geben wird? 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach meinem Kenntnisstand konnte das 
Deutsche Rote Kreuz nicht davon ausgehen, dass 
dort eine längerfristige Unterbringung stattfinden 
wird; denn es lag auch nicht in unserem eigenen 
Interesse, dies dort auf Dauer zu machen. Für wie 
lange und von welchen Fristen das DRK ausge-
gangen ist, kann ich Ihnen leider nicht sagen. 

(Jens Nacke [CDU]: Das ist nicht die 
Wahrheit!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Die nächste Frage stellt Editha 
Lorberg, CDU-Fraktion. 

Editha Lorberg (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wird die Landesregierung morgen im Bundesrat 
für den gemeinsamen Gesetzentwurf von 
CDU/CSU und SPD zur Beschleunigung von Asyl-
verfahren stimmen? 

(Zustimmung bei der CDU - Ottmar 
von Holtz [GRÜNE]: Wo waren Sie 
denn die ganze Zeit? - Christian 
Grascha [FDP]: Sehr gute Frage! - 
Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Guten 
Morgen! - Weitere Zurufe) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sie 
hätten mich jetzt sehr enttäuscht, wenn Sie diese 
Frage nicht gestellt hätten. 

(Lachen und Beifall bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

Um diese Frage zu beantworten, schicke ich zwei, 
drei, vier, fünf Vorbemerkungen vorweg. 

(Heiner Schönecke [CDU]: Einfach Ja 
oder Nein!) 

- Bei Ihnen mag die Welt ja so sein: schwarz oder 
weiß, ja oder nein. Die Realität ist aber eine ande-
re.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Widerspruch bei der CDU) 

- Wenn Sie die Antwort auf die selbst gestellte 
Frage antizipieren wollen, kann ich mich wieder 
hinsetzen. 

(Jens Nacke [CDU]: Ja, machen Sie 
das und schicken Sie den Minister-
präsidenten hierher! - Beifall bei der 
CDU - Unruhe) 

- Dann setze ich mich wieder hin! 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister, Entschuldigung! - Meine Damen und 
Herren, wir gewährleisten hier einen ordnungsge-
mäßen Ablauf der Sitzung. Wenn eine Frage ge-
stellt wird, hat der Minister die Möglichkeit, das zu 
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antworten, was er möchte. Das ist aber nicht un-
bedingt das, was der jeweilige Fragesteller hören 
möchte. Es tut mir leid. Wir werden darauf achten, 
dass das jetzt bei allem Respekt vor der Emotiona-
lität, in der diese Debatte geführt wird, ordnungs-
gemäß abläuft.  

Der Minister hat jetzt das Wort, und er wird seine 
Antwort auch zu Ende führen können. Bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Ich will daran erinnern, woher wir kommen. Das 
wird nämlich gelegentlich vergessen. Wir hatten 
am 24. September diesen Gipfel. Dort sind etliche, 
viele Vereinbarungen getroffen worden, die meine 
volle Zustimmung finden. 

(Jörg Bode [FDP]: Meine auch!) 

Das Wichtigste war die Frage der finanziellen Aus-
gestaltung der Flüchtlingskrise, die angemessene 
Beteiligung des Bundes an dieser finanziellen 
Ausgestaltung. Das war eine schon lange, lange 
erhobene Forderung aller Bundesländer. Dieser 
Forderung ist nachgekommen worden aufgrund 
des entsprechenden Druckes und der Verhand-
lungsergebnisse, die die Ministerpräsidenten dort 
erzielt haben. Dafür sage ich namens des Innen-
ministeriums, namens der Landesregierung Danke, 
weil es höchste Zeit wurde. Das ist zunächst ein-
mal der Kern dieses Gesetzentwurfs. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren - ich 
habe das vorhin in meinen Ausführungen schon 
beschrieben -, gab es im Ergebnis des Gipfels eine 
Aussage z. B. zu der Frage, dass man bei Ab-
schiebungen und Rückführungen besser zusam-
menarbeiten wolle. 

Tatsächlich hat der Bundesinnenminister dann 
ohne vorherige Ankündigung oder Abfrage bei den 
Gipfelteilnehmern u. a. daraus gemacht, dass kei-
ne Abschiebungen mehr angekündigt werden dür-
fen, ohne jede Möglichkeit bei den Ausländerbe-
hörden, Ermessen auszuüben. Das ist ein einzigar-
tiger Vorgang. 

Es gibt viele andere Regelungen in dem Gesetz, 
die man kritisch oder aber auch zustimmend sehen 
kann. Ich sage dazu aus meiner Perspektive: Ein 
Gesetzentwurf, der auf der Grundlage eines Kom-
promisses entwickelt wurde, ist gewissermaßen - 
wie soll ich es sagen? - die Reinkarnation der 
Weisheit: Wer Prinzen haben will, muss Frösche 

küssen. - In diesem Gesetzentwurf stehen etliche 
Dinge, die mich stören. 

(Jens Nacke [CDU]: Aber sonst geht 
es Ihnen gut! - Heiterkeit bei der FDP) 

- Darf ich bitte zu Ende ausführen, Herr Nacke? - 
Mir geht es glänzend. 

(Heiterkeit bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wenn es Ihnen so gut ginge wie mir, wären Sie 
besser drauf! 

(Lebhafter Beifall und Heiterkeit bei 
der SPD und bei den GRÜNEN - Jens 
Nacke [CDU]: Die Kommunen ma-
chen die Arbeit, und Sie machen 
dumme Sprüche!) 

- Jetzt holen Sie doch mal Luft! Wissen Sie was? 
Franz Josef Strauß wäre in diesem Jahr 100 Jahre 
alt geworden.  

(Björn Thümler [CDU]: Ja! Eben! Gu-
ter Mann!) 

- Ja, das mag sein! Aber wissen Sie, was der ein-
mal gesagt hat? Politik sollte man gerade in lauten 
Zeiten mit dem Kopf machen und nicht mit dem 
Kehlkopf! 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Frank Oesterhelweg 
[CDU]: Hören Sie mal auf Herbert 
Wehner!) 

Meine Damen und Herren, ich komme jetzt zu dem 
entscheidenden Punkt.  

(Ulf Thiele [CDU]: Sie sollen hier kei-
ne Sprüche machen, sondern sagen, 
was Sie tun wollen!) 

- Das sage ich doch gerade! 

(Ulf Thiele [CDU]: Nein, das tun Sie 
nicht! Sie reden hier nur rum!) 

Sie müssen mir schon den Spannungsbogen über-
lassen, den ich bis zur Antwort ziehe.  

(Detlef Tanke [SPD]: Das halten sie 
doch nicht aus! - Editha Lorberg 
[CDU]: Wir haben keine Zeit für sol-
che Spielchen! - Björn Thümler [CDU]: 
Seit einer Woche eiern Sie hier rum!) 

- Also, darf ich jetzt mal antworten? - Der sozial-
demokratische Innenminister und der sozialdemo-
kratische Teil der Landesregierung können mit 
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diesem Gesetzentwurf unter Zurückstellung einiger 
erheblicher Bedenken leben.  

(Jens Nacke [CDU]: Aha!) 

Wir sind in Gesprächen mit unserem Koalitions-
partner, die heute Nachmittag fortgesetzt und zu 
Ende gebracht werden.  

(Jörg Bode [FDP]: Aha!) 

Danach wird eine Entscheidung getroffen werden, 
zu welchem Ergebnis wir kommen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Reinhold Hilbers [CDU]: 
Also sind Sie zurzeit handlungsunfä-
hig! Richtig?) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Die zweite Frage stellt Frau Kolle-
gin Jahns.  

Angelika Jahns (CDU): 
Meine Damen und Herren! Ich frage die Landesre-
gierung: Unterstützt sie den Vorschlag für Transit-
zonen? 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Wenn Sie, Frau Jahns, immer so schwierige Fra-
gen stellen, dann muss ich auch ausführlich ant-
worten.  

(Angelika Jahns [CDU]: Das war kurz 
und bündig!) 

- Nein, darauf kann man nicht kurz und bündig 
antworten, weil der Bundesinnenminister bislang 
jeden konkreten Vorschlag zur Ausgestaltung die-
ser Transitzonen schuldig geblieben ist.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Ottmar von Holtz [GRÜ-
NE]: So ist es!) 

Transitzonen sind nach der EU-Richtlinie, auf die 
Herr de Maizière sich regelmäßig beruft, nach 
meiner Interpretation dieser EU-Richtlinie nur an 
den Schengen-Außengrenzen und nicht an natio-
nalen Binnengrenzen möglich. Das ist Punkt eins. 
Man muss darüber reden, ob das trotzdem geht.  

Der zweite Punkt ist, dass ich gerne wissen würde, 
wie das konkret ausgestaltet werden soll. Sobald 

wir das haben, kann ich mir darüber eine Meinung 
bilden. Im Augenblick ist das für mich ein Ge-
spenst, eine Fata Morgana, noch dazu eine, die 
mir nicht viel verspricht; denn die Transitzonen - 
wie er sie bislang sehr vage beschrieben hat - sind 
nichts anderes als der Versuch, eine sehr kleine 
Gruppe, eine wirklich sehr kleine Gruppe und klei-
ner werdende Gruppe von Asylsuchenden, die 
keinen Anspruch auf Asyl haben werden, weil sie 
aus sicheren Herkunftsstaaten kommen, für die 
Dauer ihres Verfahrens bis zu dessen Abschluss 
und zu ihrer Rückführung in diesen Transitzonen 
zu belassen.  

Ich bin bereit, über jeden Vorschlag nachzuden-
ken, der das Problem wirklich lösen hilft. Aber un-
ser Problem - ich will es noch einmal in Erinnerung 
rufen - sind aktuell nicht die Zugangszahlen vom 
Balkan, sondern die Zugangszahlen aus dem Irak, 
aus Afghanistan, aus Eritrea und vor allem aus 
Syrien. Diese Menschen wären auch nach den 
Vorstellungen von de Maizière von diesen Transit-
zonen überhaupt nicht umfasst.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Das hat doch 
niemand behauptet!) 

Wie groß ist eigentlich das Lösungspotenzial die-
ser Vorschläge? Das ist eine Frage, die ich erst 
beantworten kann, wenn ich weiß, was sich der 
Bundesinnenminister darunter konkret vorstellt und 
mit welcher Unterstützung aus Brüssel wir dabei 
rechnen können; denn auch die brauchen wir.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Björn Thümler [CDU]: Sie 
reden und reden immer nur! - Zuruf 
von Ulf Thiele [CDU] - Gegenruf von 
Minister Boris Pistorius: Natürlich gibt 
es die Vorschläge!)  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt der Kollege 
Dr. Max Matthiesen, CDU-Fraktion.  

(Unruhe) 

- Meine Damen und Herren, ich darf hier noch 
einmal zum Verfahren etwas sagen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist nur Koaliti-
onsdisziplin, was Sie hier machen!) 

- Herr Thiele, ich wollte jetzt etwas zum Verfahren 
sagen! Jeder Abgeordneter hat das Recht, hier 
zwei Fragen zu stellen.  
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(Ulf Thiele [CDU]: Sie stellen das 
Wohl des Landes hinter das Wohl Ih-
rer Koalition!) 

Die Fragen sollen so gestellt werden, dass eine 
kurze Antwort möglich ist. So steht es in unserer 
Geschäftsordnung. Sie müssen knapp und sollen 
sachlich sein. Und sie sollen so ausgestaltet wer-
den, dass klar wird, worüber Auskunft gewünscht 
wird.  

Das war bis jetzt der Fall. Manchmal sind die Ant-
worten aber nicht so einfach. So, wie jeder Abge-
ordneter - - - 

(Widerspruch von Jens Nacke [CDU]) 

- Wenn jetzt noch weiter dazwischengerufen wird, 
während ich hier - - - 

(Zuruf von Minister Boris Pistorius)  

- Herr Minister, ich darf auch Sie bitten, sich zu-
rückzuhalten. Sie haben gar keine Möglichkeit, 
einfach so ins Publikum zu sprechen.  

(Heiterkeit) 

Ich kann Ihnen keine Maßregelung erteilen, und 
das will ich auch nicht.  

Ist das Verfahren jetzt von mir gut erklärt worden, 
meine Damen und Herren?  

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Für uns ja!) 

- Okay. Ich bitte Sie, sich daran zu halten. Wir 
können anders nicht gewährleisten, dass es ord-
nungsgemäß abläuft. Wir werden das garantiert 
tun - auch mit den Möglichkeiten, die laut Ge-
schäftsordnung für das Präsidium bestehen.  

(Dirk Toepffer [CDU]: Sie schaffen das!) 

Herr Kollege Matthiesen, Sie haben jetzt das Wort 
zu einer Frage. Bitte schön! 

Dr. Max Matthiesen (CDU): 
Herr Präsident! Meine Kolleginnen und Kollegen! 
Eine Frage, die die Möglichkeiten der Niedersäch-
sischen Landesregierung betrifft. Und zwar geht es 
um die Beschlagnahme von privatem Wohnraum. 
Planen Sie, eine gesetzliche Grundlage in Nieder-
sachsen zu schaffen, privaten Wohnraum für 
Flüchtlinge zu beschlagnahmen, oder wollen Sie 
Diesbezügliches bei der Anwendung des nieder-
sächsischen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes 
belassen? 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Auf eine kurze Frage eine kurze Antwort: 
Nein, es gibt solche Überlegungen nicht.  

(Christian Grascha [FDP]: Gilt das 
auch für Gewerbeimmobilien? - Wei-
terer Zuruf - Gegenruf von Minister 
Boris Pistorius: Ich kann doch nicht für 
hundert Jahre in die Zukunft antwor-
ten!)  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Die nächste Frage stellt der Kollege Rudolf Götz. 
Bitte schön!  

Rudolf Götz (CDU): 

Ich frage in diesem Falle die Landesregierung. Ich 
habe eine Notaufnahmeeinrichtung in Andreasberg 
besucht. Dort ist der Arbeitersamariterbund feder-
führend tätig. Er hat in seinen Reihen auch Lan-
desbedienstete. Diese haben mir gesagt, dass sie 
nach der Sonderurlaubsverordnung statt fünf Tage 
in Zukunft zehn Tage dort ihre Arbeit verrichten 
können. Es wird aber beklagt, dass man sich nicht 
äußert. Man geht davon aus, dass sie länger ge-
braucht werden. Gibt es bei der Landesregierung 
Überlegungen, diese Urlaubsverordnung zu än-
dern oder eine Regelung für Landesbedienstete, 
die bei den Wohlfahrtsorganisationen wichtig sind, 
zu treffen? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP 
Jörg Hillmer [CDU]: Sehr gute Frage!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lieber Herr Götz, vielen Dank 
für die Frage, weil sie in der Tat einen der aktuell 
wichtigsten Bausteine betrifft, nämlich die Frage, 
wie wir es schaffen, den Ehrenamtlichen, die an-
sonsten als Arbeitnehmer unterwegs wären, den 
Freiraum zu geben, hier überhaupt ehrenamtlich 
tätig zu sein.  

Selbstverständlich werden wir alles tun, um zu 
flexiblen Lösungen für alle zu kommen, die im 
Landesdienst beschäftigt sind und gleichzeitig in 
irgendeiner Einrichtung ehrenamtlich helfen. Wir 
werden dafür sehr pragmatische Lösungen finden.  
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Der Fall von Sankt Andreasberg war mir bis eben 
nicht bekannt. Wir werden dem nachgehen. Wenn 
grundlegende Regelungen notwendig werden, 
werden wir sie ergreifen.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Das ist doch 
schon längst nötig!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Adasch, Ihre erste Frage! 

(Ulf Thiele [CDU]: Das Problem ist, 
Sie haben keine Regelungen getrof-
fen! Sie müssen eigentlich wissen, 
dass die alle auf dem Schlauch ste-
hen!) 

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Minister Pistorius, ich möchte auf das Thema 
Abschiebungen zurückkommen und frage Sie, ob 
ein Abschiebestopp beispielsweise für die Bevölke-
rungsgruppe der Sinti und Roma in Ihrem Hause in 
Vorbereitung ist 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Sinti können gar 
nicht abgeschoben werden, weil sie 
Deutsche sind!) 

bzw. ob Abschiebungen bestimmter Bevölke-
rungsgruppen momentan unterhalb des Erlasses 
ausgesetzt werden.  

(Beifall bei der CDU - Zuruf von der 
SPD: Sinti sind deutsche Staatsbür-
ger! - Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Sie 
verstehen es gar nicht, Herr Adasch, 
oder?) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Adasch, zunächst einmal wäre 
mir neu, dass wir für eine Bevölkerungsgruppe wie 
Sinti und Roma eigene Abschiebestopps verhän-
gen. Das haben wir noch nie gemacht. Wenn, 
dann geht es um Staatsangehörigkeiten. Punkt 
eins.  

(Zuruf von Reinhold Hilbers [CDU]) 

- Gucken Sie sich die Statistiken an. Das hilft 
manchmal, Herr Hilbers! 

Zu Punkt zwei. Nein, es gibt keinerlei Planungen 
für irgendwelche Winterabschiebestopps in diesem 
Winter.  

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der 
CDU: Außer nach Syrien! - Gegenruf 
von Minister Boris Pistorius: Vielleicht 
haben Sie nichts dagegen!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Danke schön. - Die nächste Frage stellt Jan-
Christoph Oetjen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Völlig überflüssige 
Bemerkung, Herr Minister! - Reinhold 
Hilbers [CDU]: Relativ angefasster 
Minister!) 

- Meine Damen und Herren, ich weiß, dass es 
nach der Beantwortung der Fragen hier immer eine 
Diskussion gibt. Bitte lassen Sie das doch sein! 

(Ulf Thiele [CDU]: Weil er immer pro-
voziert! - Gegenruf von Renate Geuter 
[SPD]: Wer provoziert denn hier wohl? 
- Jens Nacke [CDU]: Beim Hinsetzen 
kommen Sprüche, und dann darf hier 
nicht reagiert werden, oder was?) 

- Herr Kollege Thiele, Sie haben doch auch die 
Möglichkeit! Herr Kollege Thiele, wenn ich Ihnen 
etwas raten darf: Nehmen Sie einen kleinen Zettel, 
kommen Sie nach vorne, stellen Sie die Frage. 
Auch nach einer Provokation, wenn man dies so 
empfindet, kann man das machen. 

Bitte schön, Herr Oetjen, Sie haben das Wort. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident, dass wir zur Sache 
zurückkehren können. 

Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die Bear-
beitungszeiten für die Registrierung in EASY durch 
die steigenden Zahlen immer länger werden, hätte 
ich gerne von der Landesregierung gewusst, ob in 
Planung ist, die Kommunen im Rahmen der Amts-
hilfe damit zu betrauen, diesen Stau abzubauen 
und Verwaltungsleistungen für das Land zu über-
nehmen, um die Verfahren insgesamt schneller zu 
machen. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Minister! 
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Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zunächst einmal bitte ich um Nachsicht. 
Auch mir dürfen einmal die Pferde durchgehen, 
wenn ich mich provoziert fühle. Ich bitte um Nach-
sicht. Ich werde solche Bemerkungen beim Hinset-
zen künftig unterlassen. Wenn Sie mir manche 
Zwischenrufe ersparen würden, wäre ich Ihnen 
umgekehrt auch dankbar. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zu der Frage von Herrn Oetjen: Wir haben in den 
letzten Wochen und Monaten mit Nachdruck Per-
sonal eingestellt, um die Situation bei der Regist-
rierung in den Landesaufnahmeeinrichtungen zu 
verbessern, die Sie zu Recht beschrieben haben. 
Das tun wir mit Erfolg. Die Wartezeiten bei der 
Registrierung gehen zurück. Unser Ziel ist es, sie 
auf ein vernünftiges Maß zurückzuführen. 

Ich ergänze: Bislang hat noch keine Maßnahme 
der verspäteten Registrierung dazu geführt, dass 
ein Flüchtling nicht versorgt wurde oder einen 
Asylantrag nicht hat stellen können. Da gibt es 
keinerlei zeitlichen Zusammenhang. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Jens Nacke. 
Bitte schön! 

Jens Nacke (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir hatten mit einigen Vertretern der CDU-Fraktion 
die Gelegenheit, die Aufnahmeeinrichtung in 
Bramsche zu besuchen. Vor diesem Hintergrund 
stelle ich die Frage, weil wir dort ein Zelt gesehen 
haben, einen riesigen Plastikkasten, in dem Hun-
derte Doppelstockbetten Aufnahme finden werden. 
Er hat keine Fenster. Um die sanitären Einrichtun-
gen zu nutzen - die Toiletten, die Duschen; das, 
was wir als Dixi-Klos kennen; Dixi-Duschen gibt es 
dort auch -, muss man aus diesem großen Kasten 
hinaus. Sie stehen in einiger Entfernung von die-
sem Zelt. 

Ich frage Sie, Herr Minister, vor diesem Hinter-
grund: Ist das und sind auch die Turnhallen, in 
denen bereits Hunderte dieser Doppelstockbetten 
stehen, für Sie bereits „winterfeste Unterbringung“? 
Ist damit zu rechnen, dass die Menschen, die der-
zeit noch mit ihrer Pritsche auf nacktem Gras ste-
hen - inzwischen bei Minustemperaturen nachts -, 
in diesen riesigen Kasten umziehen, was zwangs-
läufig dazu führen muss, dass in einer solchen 

Einrichtung - das sage ich Ihnen voraus - das Ag-
gressionspotenzial steigen muss? Ich frage Sie: 
Zählt das bei Ihnen zu den „winterfesten Einrich-
tungen“, die Sie nach Ihren Ankündigungen schon 
eingerichtet haben? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Nacke, ich bin Ihnen 
für diese Frage dankbar, weil sie noch einmal deut-
lich macht, in welcher Situation wir uns befinden. 
Wir reden gar nicht mehr darüber, wie komfortabel 
die Unterkünfte sind. Es geht nur noch um die 
Frage, ob wir überhaupt noch Plätze finden. 

Das Zelt in Bramsche, das Sie beschrieben haben, 
ist ein winterfestes Zelt. Die sind naturgemäß in 
der Regel ohne Fenster, weil sie sonst nicht winter-
fest wären. 

Zu der Tatsache, dass sie vorher auf dem Rasen 
geschlafen haben: Das waren Ausnahmefälle, die 
den Verantwortlichen durchgerutscht sind. Nie-
mand ist verpflichtet worden, mit seinem Bett auf 
nassem Rasen zu schlafen. 

(Jens Nacke [CDU]: Im Zelt! 600 Leute!) 

Die Dixi-Klos sind inzwischen durch Sanitärcontai-
ner ergänzt worden. 

Ich will damit nur sagen: Wir tun tagtäglich alles, 
um die Situation zu verbessern. Aber wir laufen 
den Zugangszahlen hinterher. 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass diese Situati-
on niemanden von uns - mich eingeschlossen - 
auch nur im Entferntesten zufriedenstellt. Aber 
nehmen Sie bitte auch zur Kenntnis, dass das eine 
gesamtdeutsche Situation ist - überall; Bayern ist 
längst dazu übergegangen, Turnhallen zu belegen 
und Zelte aufzustellen -, weil sie alle nicht mehr 
hinterherkommen. Akzeptieren Sie bitte, dass alle 
Verantwortlichen in Deutschland am Limit der Mög-
lichkeiten laufen! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Detlef Tanke [SPD]: 
Genau!) 

Wir sind nicht mehr in der Situation, unseren eige-
nen Ansprüchen gerecht zu werden, wenn sich 
innerhalb eines Jahres die Zahl der Flüchtlinge 
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verfünffacht. Das muss doch jedem einleuchten, 
meine Damen und Herren. 

(Jens Nacke [CDU]: Dann stimmen 
Sie morgen zu!) 

- Entschuldigung, Herr Nacke, selbst wenn morgen 
alle Bundesländer zustimmen würden, würde die-
ses Gesetz das Problem nicht lösen. Nehmen Sie 
das bitte auch einmal zur Kenntnis!  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich glaube manchmal, Sie reden lieber über die 
Frage, wer wie abstimmt, als über das, was abge-
stimmt werden soll. 

(Jens Nacke [CDU]: Glauben Sie das 
selbst?) 

Dieses Gesetz enthält keine Lösung für diese 
Probleme. Nehmen Sie das zur Kenntnis!  

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Zuruf von Jens Nacke 
[CDU] - Gegenruf von Detlef Tanke 
[SPD]: Geh die Sache doch mal 
ernsthaft an! - Klaus-Peter Bachmann 
[SPD]: Herr Nacke, Sie provozieren ja 
schon wieder!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Otto Depp-
meyer. 

Otto Deppmeyer (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung, wann das Land die 
Außenstelle in Hameln in der Linsingen-Kaserne 
und unter welchen Abreden an den Landkreis Ha-
meln-Pyrmont übergeben hat. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach meinem Kenntnisstand Anfang Sep-
tember. 

(Zurufe von der CDU: Und unter wel-
chen Abreden? - Dann gibt es da gar 
keinen Vertrag? - Gegenruf von Minis-
ter Boris Pistorius: Mündlich! - Gegen-

rufe von der CDU: Aha! - Jens Nacke 
[CDU]: Wie in Bad Gandersheim?) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Die nächste Frage stellt Frau Kol-
legin Mundlos. 

Heidemarie Mundlos (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Laut Spiegel Online vom 9. Oktober - - - 

(Unruhe) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Einen kleinen Moment, Frau Mundlos! - Ich hatte 
vorhin darum gebeten, dass diese Debatten über 
den Tischen außerhalb des Mikrofons hier nicht 
stattfinden.  

(Minister Boris Pistorius zeigt auf Ab-
geordnete der CDU-Fraktion) 

- Ich habe schon verstanden, wer das gemacht 
hat.  

Ich bitte jetzt wirklich, darauf zu achten, dass das 
nicht weitergeht. Sonst muss ich Ordnungsmaß-
nahmen ergreifen. Es hilft nichts. Es kann ja nicht 
sein, dass wir außerhalb der ganzen Geschäfts-
ordnung das Mikrofon ad absurdum führen. 

Ich sage das jetzt noch einmal in allem Ernst: Wer 
das jetzt weiter betreibt, der wird mit einem Ord-
nungsruf belegt. Es tut mir leid. Ich verstehe Emo-
tionen - das ist keine Frage; das habe ich hier 
schon ein paar Mal gesagt -, gerade in einer sol-
chen Debatte. Aber man kann sich doch auch 
einmal zusammenreißen. - Herr Tanke, ich sage 
das auch in Ihre Richtung. Aber hier ist es vor allen 
Dingen verstärkt. 

Das habe ich jetzt zum letzten Mal gesagt. Das 
nächste Mal kommt ein Ordnungsruf. 

Sie haben jetzt das Wort, Frau Kollegin. 

Heidemarie Mundlos (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Laut Spiegel Online vom 9. Oktober 2015 fordern 
sowohl der Bundesminister Gabriel als auch der 
Bundesminister Steinmeier eine Begrenzung der 
Zuwanderung. Ich frage die Landesregierung, ob 
sie sich diese Forderung auch zu eigen macht. 

Lassen Sie mich bitte meine zweite Frage gleich 
anschließen, die auf die LAB Braunschweig in 
Besonderem abzielt. Angesichts der Tatsache, 
dass ich mehrfach die Gelegenheit hatte, mir vor 
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Ort einen Eindruck von der Situation zu verschaf-
fen, und angesichts der Tatsache, dass auch Sie, 
Herr Minister, sich unlängst die Örtlichkeiten ange-
guckt haben, und angesichts der Enge, die man 
sowohl auf dem Gelände als auch in den Räum-
lichkeiten feststellen muss, und angesichts der 
Tatsache, dass der Rat der Stadt Braunschweig 
die Einrichtung einer Polizeidienststelle in unmit-
telbarer Nähe der LAB gefordert hat, frage ich die 
Landesregierung, welche Maßnahmen sie kurz- 
und mittelfristig plant, um die Einsatzmöglichkeiten 
von Sicherheitskräften, aber auch in puncto 
Brandschutz zu optimieren. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Mundlos, ich habe die-
se Äußerung vom Bundesaußenminister und vom 
Bundeswirtschaftsminister gelesen. Ich würde mich 
auch freuen, wenn es eine - wie soll ich sagen? - 
Reduzierung der Zugänge gäbe. Bislang gibt es 
aber weder von der Bundeskanzlerin noch von 
sonst irgendeinem Mitglied der Bundesregierung 
eine schlagkräftige Idee dazu, wie man das errei-
chen kann. Ich wünsche mir also auch, dass wir 
weniger Flüchtlinge kriegen, weil wir mit der au-
genblicklichen Zahl schlicht überfordert sein wer-
den und dies teilweise schon sind. Aber bislang 
gibt es kein tragfähiges Konzept dafür. Denn auch 
die Idee, die gelegentlich geäußert wird, wir könn-
ten ja eine Mauer oder einen Zaun um Deutsch-
land herum bauen - - - 

(Jens Nacke [CDU]: Wer sagt das 
denn?) 

- Nicht ernst zu nehmende Menschen, um Gottes 
willen! Das kam nicht von Ihnen. Das müssen Sie 
einfach lesen. Das können Sie überall nachlesen. 

(Jens Nacke [CDU]: Wer denn? Nen-
nen Sie mal Namen!) 

Wer immer das fordert, muss sich darüber im Kla-
ren sein, dass das nicht funktioniert. Nicht einmal 
die Grenzkontrollen, die Herr de Maizière vorüber-
gehend eingeführt hat, haben ja wirklich einen 
Erfolg gebracht, weil keiner, der an der Grenze 
ankam, zurückgewiesen worden ist. 

(Jörg Bode [FDP]: Vielleicht war das 
der Fehler!) 

Es gibt bislang also kein tragfähiges Konzept, um 
die Zahlen herunterzubringen - außer einem: Das 
ist die Bekämpfung der Fluchtursache. Damit mei-
ne ich nicht die Langfristbekämpfung der Fluchtur-
sachen, sondern das, was sich zurzeit im Irak, in 
Syrien sowie in den Regionen abspielt, wo die 
Menschen Unterschlupf gefunden haben, also in 
Jordanien, im Libanon und in der Türkei. 

Ich wiederhole, was ich gestern gesagt habe: Es 
ist unehrlich, zu sagen und zu fordern, dass die 
Fluchtursachen bekämpft werden müssen, um den 
Zustrom zu reduzieren, dann aber gleichzeitig - 
gewissermaßen verschämt - die eigenen Zahlun-
gen an den Welternährungsfonds und an andere 
Einrichtungen zu unterlassen, die dringend not-
wendig wären, um die Situation vor Ort zu verbes-
sern, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Ulf Thiele [CDU]: Das tut 
die Bundesrepublik doch überhaupt 
nicht! Das ist unwahr!) 

Das tun alle Mitgliedstaaten. Lesen Sie die Zeitun-
gen von vorgestern! 

(Björn Thümler [CDU]: Das ist doch 
unwahr!) 

Von avisierten 2 Milliarden Euro sind nicht einmal 
25 Millionen Euro zusammengekommen. Das ist 
doch der springende Punkt! 

(Björn Thümler [CDU]: Deutschland 
macht das nicht! Das ist doch falsch!) 

Die Fluchtursachenbekämpfung - - - 

(Ulf Thiele [CDU]: Deutschland hat 
doch überkompensiert, was andere 
nicht zahlen!) 

- Ich rede doch gerade - - - 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister, einen Moment, bitte! - Herr Thiele, 
ich hatte vorhin angedeutet, was ich tun werde, 
wenn die Ordnung gestört wird. Sie wird jetzt lau-
fend gestört. Herr Thiele, ich erteile Ihnen einen 
Ordnungsruf. 

Sie haben das Wort, Herr Minister. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Ich möchte das noch einmal erklären. Ich greife 
damit gar nicht die Bundesregierung an. Ich sage, 
dass es nicht ehrlich ist, wenn alle europäischen 
Nationen fordern, die Fluchtursachen zu bekämp-
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fen, dann aber ihren Zahlungsverpflichtungen nicht 
nachkommen. Denn das ist der einzige Schlüssel, 
um vor Einbruch des Winters die Flüchtlingsströme 
vielleicht abzubremsen, wobei wir noch nicht be-
rücksichtigt haben, wie viele Zehntausend Men-
schen schon auf dem Balkan in Richtung Deutsch-
land unterwegs sind. Das sind doch die Herausfor-
derungen! Deswegen sehe ich kein Konzept, um 
die Flüchtlingszahlen herunterzubringen. 

Das Asylrecht wird niemand infrage stellen; das 
sehe ich bislang jedenfalls nicht. Damit scheinen 
alle Optionen, die derzeit auf dem Tisch liegen, 
keine zu sein. Deswegen ist die Frage müßig, ob 
wir eine Begrenzung haben wollen oder nicht. Wir 
können sie schlicht nicht gewährleisten! - So viel 
zum ersten Punkt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Zur zweiten Frage. Die Landesaufnahmeeinrich-
tung in Braunschweig ist eine der ältesten, wie Sie 
wissen. Sie ist mir gut bekannt. Ich war mehrfach 
dort. Die Situation ist wie in Bramsche oder in 
Friedland extrem angespannt. 

Glauben Sie mir, es bedrückt mich zutiefst, wenn 
ich durch Kellerräume von früheren Lagergebäu-
den dieser Einrichtung gehe und sehe, dass die 
Menschen auch dort untergebracht sind, um si-
cherzustellen, dass sie nicht draußen kampieren 
müssen. 

(Jens Nacke [CDU]: Dann tun Sie was!) 

Glauben Sie mir, das ist zutiefst unbefriedigend, 
das bedrückt mich auch, weil es nicht schön ist, 
weil es hässlich ist und weil es nicht das Gesicht 
ist, das wir als Deutschland und Niedersachsen 
bieten wollen. 

Aber ich wiederhole noch einmal - so lange, bis es 
der Letzte mit mir teilt -: Wir laufen bei diesen Zah-
len am Limit. Man kann bei diesen Zugangszahlen 
nicht im gleichen Tempo, wie die Menschen kom-
men, wertige Einrichtungen schaffen, wie man sie 
braucht. Das muss uns allen klar werden. Auch 
das gehört übrigens, wie ich finde, zur Handlungs-
fähigkeit der Politik: Man muss reagieren, aber 
man muss auch ehrlich sein. 

Das wollte ich vorhin zum Ausdruck bringen: Wenn 
wir „Wir schaffen das!“ sagen: irgendwie, irgend-
wann, ja. Aber dann müssen wir den Menschen 
auch sagen, dass es nicht leicht werden wird, dass 
sich die Dinge verändern werden, dass es eben 
nicht von jetzt auf gleich geht und dass es nicht zu 
den Bedingungen geht, die wir in der Vergangen-

heit gewöhnt waren. Ehrlichkeit gehört zum Ver-
trauen in die Politik dazu. Und die sollten wir uns 
gegenseitig zugestehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt der Kollege 
Jan-Christoph Oetjen. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass im 
Rahmen der Amtshilfe 20 Kommunen sehr, sehr 
kurzfristig jeweils mehrere Hundert Flüchtlinge 
innerhalb weniger Tage unterbringen müssen, 
dass auch das örtliche DRK angerufen wird - ihm 
wird gesagt: ihr müsst kommen, übermorgen 
kommen die Leute! - und dass das sehr kurzfristig 
funktionieren muss, frage ich die Landesregierung: 
Wieso dauert es auf der anderen Seite viele, viele 
Wochen und Monate, bis das Land eigene Erst-
aufnahmeeinrichtungen an den Start bringt? Wa-
rum dauert es beispielsweise bis zum Frühjahr 
nächsten Jahres, bis die Notunterkunft in Ehra-
Lessien zu einer Erstaufnahmeeinrichtung umge-
baut werden kann? - Ich verstehe nicht, warum das 
Land für diese Maßnahmen so lange braucht. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Danke. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Oetjen, es ist ja so, wie Sie es 
beschreiben. Die Dinge brauchen ihre Zeit. Wenn 
das Land eine Aufnahmeeinrichtung planen und 
bauen will, müssen dafür bestimmte Vorausset-
zungen erfüllt sein: Man braucht einen Raumbe-
darfsplan, und dann müssen Architekten beauf-
tragt werden. Das läuft in der Hoheit des Finanz-
ministeriums beim Staatlichen Baumanagement. 
Dort ist man jetzt so weit, dass sie zwei Modelle 
entwickelt haben, die mit unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten - - - 

(Ulf Thiele [CDU]: Jetzt haben wir es 
verstanden: Der Finanzminister muss 
es machen! Alles klar!) 
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- Entschuldigung, ich habe keine Zuständigkeit 
zum Bauen von Einrichtungen. Das sollte selbst 
Ihnen, Herr Thiele, einleuchten. 

(Zuruf von Ulf Thiele [CDU] - Jörg 
Hillmer [CDU]: Wie sollen es die 
Kommunen machen?) 

Ich setze mich jetzt wieder hin. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jörg Bode [FDP]: Das war 
unsere Frage!) 

- Dafür muss ich ja Sie nicht bestrafen. 

(Björn Thümler [CDU]: Sie haben hier 
niemanden zu bestrafen! Was für ein 
Unsinn ist das denn!) 

- Ach, seien Sie doch mal ein bisschen weniger 
dünnhäutig! 

(Björn Thümler [CDU]: Bleiben Sie 
mal auf dem Teppich!) 

Lieber Herr Oetjen, wir bemühen uns nach Kräften, 
diese Einrichtungen bauen zu lassen. Das pas-
siert. Im nächsten Jahr, denke ich, werden wir die 
erste kriegen. 

Gleichzeitig sind wir dabei, Langfristkonzepte für 
andere Standorte zu haben. Aber die erste Aufga-
be im Augenblick ist, Notunterkünfte zu schaffen. 
Darunter fällt Ehra-Lessien. Ferner müssen be-
stimmte Voraussetzungen, auch baulicher Art, er-
füllt sein, um eine Anlage als Erstaufnahmeeinrich-
tung an den Start bringen zu können. Das braucht 
seine Zeit. Das können wir nicht maßgeblich be-
schleunigen. 

Deswegen liegt das Hauptaugenmerk zurzeit da-
rauf, Notunterkünfte zu schaffen - das ist die 
Hauptaufgabe - und zeitgleich - mit einer anderen 
Geschwindigkeit und einer anderen zeitlichen Ziel-
perspektive - die Zahl der Erstaufnahmeeinrichtun-
gen zu erhöhen. Das läuft parallel, aber mit unter-
schiedlichen Zielperspektiven. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Karsten Be-
cker, SPD-Fraktion. 

Karsten Becker (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass die Kapazitäten in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen nicht ausreichen, frage 
ich die Landesregierung, ob in Erwägung gezogen 
wird, neue Einrichtungen zu bauen. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ja, diese Absicht besteht. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Bernd Lynack, 
SPD-Fraktion. Bitte schön! 

Bernd Lynack (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich frage die Landesregierung vor dem Hinter-
grund, dass die Kommunen gestern um Amtshilfe 
gebeten worden sind, 

(Ulf Thiele [CDU]: Die sind nicht gebe-
ten worden! - Reinhold Hilbers [CDU]: 
Die sind herangezogen worden!) 

ob die Amtshilfe künftig das präferierte Modell für 
die Unterbringung sein wird. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf erstens daran erinnern, dass 
Nordrhein-Westfalen dieses Modell seit mehreren 
Wochen fährt und relativ früh damit begonnen hat. 
Das Land Hessen macht etwas Ähnliches auf der 
Grundlage der Katastrophenschutzgesetzgebung 
und zieht die Kommunen darüber heran, diese 
Aufgabe zusammen mit der Landesregierung 
wahrzunehmen. Von daher ist das zunächst einmal 
kein Unikum. Und glauben Sie mir: Wir werden 
nicht die Letzten sein, die diesen Weg gehen. 

Zweite Antwort: Nein, natürlich ist das nicht unser 
präferiertes Modell. Das ist im Grunde genommen 
wirklich nur eine letzte Option, um der größten Not, 
der akuten Not Herr zu werden. Nichts anderes! 
Nicht mehr und nicht weniger steckt dahinter. So-
bald wir darauf verzichten können, werden wir 
darauf verzichten, weil die Kommunen auch so 
schon genug zu tun haben. Aber - ich sage es 
noch einmal - die Alternative dazu ist die Obdach-
losigkeit für Flüchtlinge. 

Meine Kenntnis der Reaktion der Landräte und 
Oberbürgermeister von gestern ist die, dass sich 
die Begeisterung in Grenzen hält. Gleichzeitig war 
aber viel Verständnis für die Maßnahme vorhan-
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den - bei dem einen mehr, bei dem anderen weni-
ger. Es gab sehr große Bereitschaft, sehr schnell 
einzuspringen, ohne dass man sich deswegen 
darüber freut. Aber die Landräte und die Oberbür-
germeister haben einen klaren Blick für die Reali-
tät. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt Bernd-
Carsten Hiebing. 

Bernd-Carsten Hiebing (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Vor dem Hintergrund, 
dass gestern 20 Kommunen, wie ich finde, zur 
Amtshilfe verpflichtet worden sind - den Begriff 
möchte ich hier so gebrauchen -, frage ich die 
Landesregierung: Wie sieht die finanzielle Abwick-
lung dieser Verpflichtung aus? Tritt das Land direkt 
in Leistungen ein, dass diese also gezahlt werden, 
oder müssen die Kommunen auch in Vorleistung 
treten? - Das scheint mir sehr wichtig zu sein. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Hiebing, die Kommu-
nen bekommen bei diesem Amtshilfemodell die 
tatsächlichen Auslagen erstattet, aber keine Per-
sonalkosten. Das ist nämlich der Unterschied zu 
der vertraglichen Angebotsgeschichte, die wir ge-
macht haben. 

(Ulf Thiele [CDU]: Warum nicht?) 

- Weil das Amtshilfe ist. 

(Ulf Thiele [CDU]: Warum?) 

- Weil es Amtshilfe ist, Herr Thiele. Wir haben den 
Kommunen angeboten, mit uns öffentlich-recht-
liche Verträge abzuschließen, 

(Ulf Thiele [CDU]: Sie können aber!) 

bei denen die Kommunen eine Pro-Kopf-
Pauschale bekommen hätten, die dem entspricht, 
was auch die Hilfsorganisationen für die gleichen 

Leistungen erhalten. Das ist ein ganz fairer Vor-
schlag gewesen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Er will sie reinzie-
hen!) 

Leider haben sich weniger Kommunen dazu bereit 
erklärt, als wir benötigt hätten. Das ist der Punkt. 
Das können Sie nicht mir vorwerfen, höchstens 
den Kommunen; ich tue das aber nicht. 

Jetzt ist der nächste logische Schritt - weil wir der 
Situation nun einmal Herr werden müssen -, zur 
Amtshilfe zu greifen. Dafür sind die Bedingungen 
anders; die kann auch ich mir nicht aussuchen. 

(Zustimmung bei der SPD - Ulf Thiele 
[CDU]: Er zwingt die Kommunen in 
die Verträge!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Jörg Bode, 
FDP-Fraktion. 

Jörg Bode (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Minister Pistorius, vor dem Hintergrund, dass 
Sie vorhin bei meiner Frage nach der Erstaufnah-
meeinrichtung in Celle, die das Zeltlager Scheuen 
ablösen soll, den Teil nach den Zeitplänen nicht 
beantwortet haben - hier war gemeint: was erwar-
ten Sie, wie lange die technische Herrichtung des 
Standorts Hohe Wende, den Sie selber auch 
schon haben prüfen lassen, dauern wird, bis dort 
tatsächlich Menschen aus Scheuen aufgenommen 
werden können? -, möchte ich Ihnen die Gelegen-
heit geben, dies jetzt nachzuholen und zu ergän-
zen, indem ich Ihnen eine andere Frage stelle: Ist 
das Land bereit, in diesen Verhandlungen mit der 
Stadt Celle die verpflichtende Erklärung abzuge-
ben, dass das Lager in Scheuen dann dauerhaft 
geräumt und nicht wieder in Betrieb genommen 
wird? 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Herr Minister!  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Bode, als Nachtrag: 
Das Ziel ist es, alle diese Plätze bis zum Winter 
durch Mobile Homes und entsprechende Container 
zu ersetzen. Daran arbeiten wir mit Hochdruck. 

Zur zweiten Frage: Nein, das werden wir nicht 
garantieren, weil das bedeuten würde, dass ich die 
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Entwicklung bei der Flüchtlingsbewegung antizipie-
ren könnte, was ich nicht kann. Wenn sich die 
Situation weiter so entwickelt oder womöglich in 
den Zahlen noch zunimmt, gibt es keine Garantien 
für irgendetwas in der Bundesrepublik Deutsch-
land, was die Unterbringung von Flüchtlingen an-
geht.  

(Jörg Bode [FDP]: Und wie lange es 
dauert, Hohe Wende herzurichten?)  

- Wir sind in der Planung. Ich höre gerade, einige 
Wochen wird das noch in Anspruch nehmen.  

(Zuruf von Jens Nacke [CDU])  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege Meyer, CDU-Fraktion!  

Volker Meyer (CDU): 
Herr Präsident! Ich frage die Landesregierung: Ist 
es eine Straftat nach § 95 Abs. 1 des Aufenthalts-
gesetzes, wenn sich ohne Kontrolle aus Österreich 
eingereiste Personen, beispielsweise aus dem 
Kosovo, in Niedersachsen aufhalten? Wenn nicht, 
warum nicht?  

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister!  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Das ist eigentlich eine Rechtsfrage.  

(Zuruf von der CDU: Dann kann das 
ja die Justizministerin beantworten!)  

Also, da ich eine ordentliche Ausbildung genossen 
habe: Ja, natürlich ist das eine Straftat nach § 95; 
übrigens eine, die uns bei der Polizei und bei den 
Staatsanwaltschaften viel Arbeit macht, weil diese 
Straftaten in jedem Einzelfall verfolgt werden müs-
sen, in der Regel aber zu neunundneunzig-Kom-
ma-ich-weiß-nicht-wie-viel Prozent eingestellt wer-
den müssen, jedoch riesige Vorgänge auslösen, 
die diejenigen, die auch andere Aufgaben wahrzu-
nehmen haben, unnötig belasten, weil bei den 
Verfahren nichts herauskommt.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!)  

Wir befinden uns auf verschiedenen Ebenen, ins-
besondere auf Bundesebene, in Gesprächen, um 
zu erreichen, dass man hier zu einer anderen Be-
handlung, zu einer anderen Einstufung kommt, 
weil es unsinnig ist, Strafverfahren einzuleiten, die 
in 99 von 100 Fällen wie das Hornberger Schießen 

ausgehen und nichts verändern. Aber ob das ge-
lingt, liegt nicht in meiner Zuständigkeit, sondern 
liegt am Ende in der Bundeszuständigkeit.  

(Zustimmung bei der SPD - Zuruf von 
Jens Nacke [CDU]: Und was sagt die 
Justizministerin dazu?) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön, die Frage ist damit beantwortet. - 
Kollege Hilbers, die nächste Frage!  

(Jens Nacke [CDU]: Ist das nicht pein-
lich? Sie pennt da hinten ein!)  

Reinhold Hilbers (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich komme mit meiner Frage noch einmal 
auf das Abstimmungsverhalten im Bundesrat zu-
rück. Vor dem Hintergrund, Herr Minister Pistorius, 
dass Sie hier erklärt haben, wir laufen am Limit, 
und vor dem Hintergrund, dass dieses Gesetzes-
paket, das im Deutschen Bundestag heute be-
schlossen wird, ein Baustein zur Reduzierung der 
Zahl der Flüchtlinge ist, die zukünftig zu uns kom-
men, frage ich Sie allen Ernstes, Herr Ministerprä-
sident: Womit rechtfertigen Sie es, dass Sie den 
Koalitionsfrieden von Rot-Grün hier über das Inte-
resse des Landes stellen?  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Der Minister antwortet. - Herr Minister Pistorius!  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wie 
kommen Sie darauf, dass wir das tun?  

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist offensicht-
lich!)  

Wir werden heute Nachmittag die abschließenden 
Gespräche darüber führen und sehen, zu welchem 
Ergebnis wir kommen. Seitens der SPD habe ich, 
glaube ich, deutliche Position bezogen. Der Rest 
wird diesem Gespräch mit den Koalitionspartnern 
vorbehalten sein. Dann wird es zu einem Ergebnis 
kommen. Das sollten wir ganz entspannt abwarten.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von Reinhold Hil-
bers [CDU]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Herr Kollege Karl-Heinz Bley!  
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Karl-Heinz Bley (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei 
dem, was ich heute Morgen miterlebt habe, hat der 
Minister mit dem, was er ausgeführt hat, eine Art 
Regierungserklärung gegeben. Er hat aufgezeigt, 
wie schwierig alles ist. Er hat aber auch aufgezeigt, 
was wir alles Gutes tun und wie gut Niedersachsen 
aufgestellt ist.  

(Zustimmung von Helge Limburg [GRÜNE) 

Wenn ich dann sehe, was zurzeit im Haushalt 
steht, und höre, was auf der Grundlage des ersten 
und des zweiten Nachtrags möglich ist, auch für 
2016, frage ich die Landesregierung: Wie kommt 
das bei dem Bürger, bei all den Ehrenamtlichen, 
bei den Kommunalvertretern oder auch bei den 
MdLs an? Gibt es einen Leitfaden, gibt es irgend-
wo eine Möglichkeit, um genau zu sehen, was in 
Niedersachsen tatsächlich wo zur Verfügung steht 
und wie das abzurufen ist, wo die einzelnen Stel-
len sind, damit man diese Mittel tatsächlich einset-
zen kann?  

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Minister!  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Bley, mir ist kein Fall 
bekannt, in dem wir als Landesregierung oder die 
Landesverwaltung eine erfragte Auskunft schuldig 
geblieben wären. Wenn es das geben sollte, bitte 
ich um einen Hinweis. Jede Frage wird beantwortet 
werden, und jeder wird einen Ansprechpartner für 
die Frage finden, die er hat.  

Von daher kann ich die Frage nur so beantworten: 
Wir tun bereits alles dafür, um die Kommunikation 
über die Mittel, die ausgegeben werden, darüber, 
welche Standorte es gibt, sicherzustellen. Das 
alles ist bei uns abfragbar.  

Von daher danke ich Ihnen ausdrücklich, dass Sie 
in Ihrer einleitenden Bemerkung bestätigt haben, 
dass wir in Niedersachsen gut aufgestellt sind.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Christian Grascha, FDP!  

Christian Grascha (FDP): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Ich möchte gern zwei Zusatzfragen stellen.  

Die eine Zusatzfrage bezieht sich auf die NABK in 
Loy. Vor dem Hintergrund, dass es sich hier um 
eine Landesliegenschaft handelt, frage ich die 
Landesregierung, ob geplant ist, hier erneut 
Flüchtlinge unterzubringen, gegebenenfalls auch 
vom Landkreis Ammerland.  

Die zweite Frage bezieht sich noch einmal auf den 
Komplex Neubau. Die Frage ist ja schon beleuch-
tet worden. Hier würde mich interessieren: Gibt es 
konkrete Pläne für weitere Neubauten, gegebe-
nenfalls auch mit Privaten?  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister!  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Grascha, nein, wir 
beabsichtigen nicht - ich kenne auch keine ent-
sprechenden Pläne des Landkreises Ammerland -, 
die Standorte der NABK erneut zur Belegung mit 
Flüchtlingen heranzuziehen. Mit Verlaub: Mir reicht 
der Wirbel, den die zwei Wochen ausgelöst haben. 
Ich wünschte mir, dass wir da in Zukunft zu mehr 
Sensibilität miteinander kommen, weil die Situation 
nun einmal so ist, wie sie ist. Aber wir planen das 
nicht, um das sehr deutlich zu sagen.  

Zur zweiten Frage: Es gibt - da müsste ich jetzt 
selber nachfragen - im Finanzministerium Überle-
gungen zur konkreten Umsetzung. Was ich nicht 
sagen kann, ist schlicht und ergreifend, ob dabei 
auch Private involviert sind. Das kann ich Ihnen 
nicht beantworten.  

(Christian Grascha [FDP]: Der Fi-
nanzminister sitzt ja dort! Der kann 
doch etwas dazu sagen!)  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister Schneider!  

Peter-Jürgen Schneider, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Situation ist so, dass wir die Kapazitä-
ten an Personal vorerst eingesetzt haben, um Not-
unterkünfte zu schaffen. Das hat absoluten Vor-
rang.  

Für Neubauten müssen Sie von der ersten Überle-
gung - sprich: Aufstellung eines Raumprogramms - 
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bis dahin, dass das Ganze schließlich bezogen 
werden kann, mit - so würde ich einmal sagen - 
anderthalb Jahren rechnen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Wie bitte?)  

- Vielleicht kann man es noch verkürzen.  

Das ist natürlich der momentanen Situation nicht 
angemessen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Das können Sie 
aber laut sagen!)  

Deswegen muss die Herrichtung - und da laufen 
viele, viele Projekte zurzeit parallel - von geeigne-
ten Gebäuden - ein paar Beispiele kennen Sie; 
eines liegt im Landkreis Celle, das uns zurzeit 
beschäftigt - natürlich Vorrang haben.  

Der gegenwärtige Stand ist - wenn ich also den 
letzten Stand mitbekommen habe; das ist ein dy-
namischer Prozess -, dass es ein abgestimmtes 
Raumprogramm gibt und dass die alternativen 
Wege erkundet werden, in welcher Form ausge-
schrieben werden muss.  

Wir sind ja rechtlich nicht frei, wenn wir uns im 
Bereich von Baumaßnahmen bewegen. In dem 
Zusammenhang ist dann auch zu entscheiden, in 
welcher Art und Weise man die Realisierung vor-
sieht.  

(Christian Grascha [FDP]: Und wie ist 
das mit Privaten?)  

- Das muss entschieden werden.  

(Christian Grascha [FDP]: Dann ent-
scheiden Sie doch!)  

Private Baufirmen werden in jedem Fall tätig. Die 
Frage ist, in welchem Maße man dort Planungs-
leistungen vergibt. In der Masse geschieht das 
sicherlich auch, weil wir dafür gar nicht die Kapazi-
täten haben; denn unsere Bauverwaltung ist voll-
ständig ausgelastet, zu einem Teil auch überlastet.  

(Christian Grascha [FDP]: Das Land 
kann doch anmieten!)  

Von daher ist völlig klar, dass wir hier in der Masse 
natürlich über Vergabeverfahren reden. Vergabe-
verfahren kosten aber Zeit. Auch das müssen Sie 
bedenken.  

Das, was Ihnen vorschwebt, ist ein PPP-Modell 
oder Ähnliches. Das ist aber eine ganz andere 
Baustelle. Dabei hilft natürlich immer ein Blick in 
die Landeshaushaltsordnung. Das dürfen wir näm-
lich nur dann, wenn die Wirtschaftlichkeit gegeben 

ist. Auf den ersten Blick - das würde ich jetzt ein-
mal vermuten - dürfte es schwierig sein, diese 
Wirtschaftlichkeit darzustellen. Die rechtlichen 
Vorgaben im Haushaltsrecht sind natürlich auch 
bei diesen Fragen einzuhalten.  

Der Hauptzweck, Herr Grascha, ist es, Flüchtlinge 
unterzubringen, und nicht, Private zu beschäftigen.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von Christian 
Grascha [FDP]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt der Kollege 
Fredermann. 

Rainer Fredermann (CDU): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Herr Minister, mir 
drängt sich der Eindruck auf, insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass bisher Einrichtungen und 
Liegenschaften im Zugriffsbereichs des Innenmi-
nisteriums, wie NABK und Polizei, und auch der 
Bundeswehr genutzt werden, dass sich die ande-
ren Ministerien mit ihren Einrichtungen und Lie-
genschaften bisher an der Bewältigung der Flücht-
lingskrise nicht beteiligen. Liege ich mit meinem 
Eindruck richtig? 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr 
geehrter Herr Fredermann, Sie liegen mit diesem 
Eindruck nicht richtig. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt der Kollege Burghard Jap-
ser. Bitte schön! 

Burkhard Jasper (CDU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Hat die Landesregierung einen Überblick 
darüber, wie viele Personen in den Standorten 
Friedland, Bramsche und Braunschweig unterge-
bracht worden sind, und entspricht das der eben 
vom Innenminister genannten Platzzahl? 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Herr Minister! 
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Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Zahlen ändern sich täglich. Ich müsste die tages-
aktuellen Zahlen jetzt abfragen, was gegenwärtig 
passiert. Ich hoffe, ich habe sie gleich.  

Wir haben tatsächlich immer eine Überbelegung, 
zum Teil vier-, fünf-, sechsfach. Unser Hauptziel ist 
neben der Schaffung winterfester Plätze und zu-
sätzlicher Plätze für die Unterbringung von Flücht-
lingen, gleichzeitig die Belegungszahlen in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen peu à peu herunterzu-
fahren, damit sie wieder bei einem verträglichen 
Maß ankommen. Das sind die Hausaufgaben, die 
wir gegenwärtig erledigen und die uns ordentlich 
fordern; das können Sie mir glauben. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt die Kollegin 
Gudrun Pieper. 

Gudrun Pieper (CDU): 
Danke. - Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Minis-
ter, ich frage die Landesregierung vor dem Hinter-
grund, dass im Camp Oerbke 1 263 Flüchtlinge 
untergebracht sind, vor dem Hintergrund, dass im 
Camp Bad Fallingbostel zurzeit 1 600 Flüchtlinge 
untergebracht sind - wobei die Zahl bis zum Jah-
resende wahrscheinlich auf 5 000 bis 6 000 an-
wachsen wird -, vor dem Hintergrund, dass das 
Thema Sicherheit eine sehr große Rolle spielen 
wird, erstens: Warum ist von der Polizeiinspektion 
Soltau im Bereich des Staatsschutzes - man muss 
wissen, dass es gerade bei uns im Landkreis Hei-
dekreis mit einer rechten Gruppe durchaus ein 
wichtiges Thema gibt, und wir sollten diesen Men-
schen keine Möglichkeiten geben - ein Beamter 
des Staatsschutzes zugunsten der Polizeidirektion 
Lüneburg abgezogen worden? Das ist eine ekla-
tante Entscheidung, und ich hoffe, dass sie bald 
rückgängig gemacht wird.  

Zweitens. Wann gedenkt die Landesregierung, 
eine Polizeistation in den Camps einzurichten, 
zumal gerade Sicherheitsdienste im polizeilichen 
Bereich überhaupt nicht tätig werden können und 
zumal gerade vor dem Ausblick, dass wir dem-
nächst bis zu 8 000 Menschen in dieser Region 
haben werden? Wann wird die Landesregierung 
hier tätig? - Eine Antwort, man arbeitet mit Hoch-
druck, reicht meines Erachtens nicht aus. Ich bitte 
darum, dass ich kurz zitieren darf, - 

(Ulrich Watermann [SPD]: Ich würde 
einfach mal nur eine Frage stellen!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Frau Kollegin! 

Gudrun Pieper (CDU): 

- was unser Landrat mir gestern in einer SMS ganz 
klar mitgeteilt hat: 

„Was wir brauchen, ist eine Polizeistation im 
Camp!!!!!!!!“ 

Und weiter: 

„Wir erreichen nichts. Unser Polizeiinspekti-
onsleiter schreibt sich die Hände wund, und 
mein ständiger Appell stößt nur auf taube 
Ohren. Allmählich werde ich sauer.“ 

Das Problem ist also lange bekannt. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Frau Kollegin Pieper, das waren zwei Fragen. So 
bewerten wir das. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Sicherheitslage in den Notunterkünf-
ten - dazu zählen selbstverständlich auch die bei-
den größten im Augenblick - ist uns außeror-
dentlich wichtig. Wir nehmen das sehr ernst. 

Was die Frage der Wache angeht, werden wir die 
Sicherheitsfrage fortlaufend überprüfen. Wir haben 
gegenwärtig eine ständige Polizeipräsenz, deren 
Umfang je nach Lage entsprechend angepasst 
werden wird. Natürlich wird, wenn das Camp fertig 
und belegt ist, die Frage einer Polizeiwache - in 
welcher Größenordnung auch immer - die zentrale 
Frage sein. Ich gehe davon aus, dass wir darum 
gar nicht herumkommen, will dem aber in Bezug 
auf die polizeiliche Lageeinschätzung ausdrücklich 
nicht vorgreifen.  

Klar ist aber auch, dass die Zahl der Ausrufezei-
chen den Druck nicht wirklich erhöht, weil es im-
mer noch um die Frage geht: Was ist notwendig? 
Was ist leistbar? Was entspricht der gegenwärti-
gen Lageeinschätzung? - Von daher erlauben Sie 
mir, zu sagen, dass die polizeiliche Einsatzlage-
einschätzung den ersten Zugriff hat, danach richtet 
sich die Einsatzstärke, und danach richtet sich am 
Ende auch die Frage, wie viele Menschen dort von 
der Polizei dauerhaft in Form einer Wache oder 
wie auch immer eingesetzt werden. 
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Die zweite Frage, ob ein Mitarbeiter vom Staats-
schutz von der einen Inspektion zur anderen oder 
zur Direktion abgeordnet wird, wird nicht im In-
nenministerium entschieden. Ich will gerne nach-
fragen, was dazu geführt hat. Aber ich gehe davon 
aus, dass es wohlabgewogene Gründe dafür ge-
geben hat. Sonst wäre eine solche Entscheidung 
nicht getroffen worden. Ein Mitarbeiter im Staats-
schutz einer Polizeiinspektion verhindert nach 
meiner Erfahrung keine rechtsextremen Umtriebe. 
Das sind in der Regel Fragestellungen, die die 
Polizei vor Ort insgesamt abzubilden hat und das 
auch tut.  

(Zustimmung bei der SPD - Gudrun 
Pieper [CDU]: Die sind schon immer 
unterbesetzt gewesen!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt der Kollege 
Rudolf Götz. 

(Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta 
übernimmt den Vorsitz) 

Rudolf Götz (CDU): 
Ich frage die Landesregierung: In Hahnenklee-
Bockswiese ist eine Notunterkunft eingerichtet 
worden. Bevor dies geschah, fand eine Bürgerver-
sammlung statt. In der Bürgerversammlung wurde 
darauf hingewiesen, dass es rechtlich schwierig 
sein wird, einen sauberen Vertrag mit dem dortigen 
Betreiber zu machen, da nicht alle Eigentümer 
eingebunden worden sind. Man wusste dies und 
ist diesen Vertrag trotzdem eingegangen. Warum 
hat man das gemacht? 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es gab jemanden, der zeichnungsbefugt 
war und der berechtigt war, für den Eigentümer 
einen Mietvertrag abzuschließen. Wenn der in 
einem internen Rechtsverhältnis seine Vollmacht, 
seine Prokura überschreitet, dann ist das nicht 
zuerst unser Problem. Wir mussten davon ausge-
hen, dass er befugt war, das zu unterschreiben, 
was er unterschrieben hat. Wenn dann die Eigen-
tümer dem Verwendungszweck dieses Gebäudes 
widersprechen, haben wir ein rechtliches Problem, 
das gerade ausgefochten wird. Ich kenne das ak-
tuelle Ergebnis nicht.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das wird ja 
auch erst entschieden!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Lammerskitten, CDU-
Fraktion. Bitte! 

Clemens Lammerskitten (CDU): 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! In der Lan-
desaufnahmestelle in Bramsche hat es bei der 
Registrierung von Flüchtlingen in der Vergangen-
heit Wartezeiten von bis zu zwei Monate gegeben. 
Ich frage die Landesregierung: Welche Maßnah-
men wurden in letzter Zeit unternommen, um diese 
Wartezeiten zu verkürzen, oder welche Maßnah-
men sind noch geplant? Welche Fristen werden als 
angemessen angesehen? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Herr Minister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Lieber Herr Lam-
merskitten, der Idealzustand ist gewesen, dass wir 
die Registrierung innerhalb von ein bis maximal 
zwei Wochen abschließen.  

Wünschenswert wäre eine Woche. Aber das war 
schon lange kaum noch haltbar. Sechs bis acht 
Wochen sind nicht akzeptabel. Deswegen haben 
wir mit Nachdruck Stellen in diesen Einrichtungen 
besetzt, ganz deutlich.  

Wir sind dabei, diese Zahl deutlich herunterzufah-
ren, weil auch wir der Auffassung sind, dass ein 
solcher Zeitraum bis zur Registrierung in den Auf-
nahmeeinrichtungen nicht hinnehmbar ist. Ziel ist, 
dass wir kurz- bis mittelfristig bei vier und dann 
nach etwas längerer Zeit vielleicht wieder bei zwei 
Wochen ankommen. Angesichts der augenblickli-
chen Belegung und der Personalbedarfe würde ich 
eine schnellere Absenkung dieser Frist seriöser-
weise nicht in Aussicht stellen wollen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Thiele, CDU-Fraktion. Bitte! 

Ulf Thiele (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst möchte ich mich mit Ihrer Erlaubnis für 
meinen Zwischenruf von vorhin entschuldigen, der 
zu einem Ordnungsruf geführt hat. Ich bitte um ein 
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gewisses Verständnis, weil wir einen Innenminister 
erleben, der bei jeder Gelegenheit, wenn es darum 
geht, Vorschläge, die der Bund macht oder die aus 
anderen Ländern kommen und die einen konstruk-
tiven Beitrag leisten können - - - 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Das ist 
doch keine Frage! Dann machen Sie 
doch eine persönliche Erklärung!) 

- Sie sind nicht der Präsident. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Kollege Thiele, Ihre Entschuldung ist hier 
angekommen. Ich bitte Sie jetzt, die Frage zu stel-
len. 

Ulf Thiele (CDU): 

Vor dem Hintergrund, dass wir hier einen Innenmi-
nister erleben, der bei jeder sich bietenden Gele-
genheit  

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Sie 
verstoßen doch schon wieder gegen 
die Geschäftsordnung!) 

auf Teilantworten auf das Gesamtproblem bei der 
Frage der Reduzierung der Flüchtlingsströme mit 
einer aus meiner Sicht unglaublichen Destruktivität 
antwortet und für nicht tragfähig hält, vor dem Hin-
tergrund, dass wir hier einen Innenminister erle-
ben, der uns, diesem Parlament, gleichzeitig er-
klärt, dass er auch keine Antwort auf die Frage hat, 
wie man die Flüchtlingsströme reduzieren kann, 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Und vor 
dem Hintergrund, dass wir einen Ge-
neralsekretär haben, der mit der Ge-
schäftsordnung völlig überfordert ist!) 

und vor dem Hintergrund, dass er - - - 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Moment, bitte, Herr Kollege! Das war jetzt das 
dritte „Vor dem Hintergrund“, und ich glaube, das 
war dann auch das letzte. 

Ulf Thiele (CDU): 

Das war das letzte „Vor dem Hintergrund“. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Dann kommen Sie zur Frage! Alle anderen bitte ich 
um Ruhe. 

Ulf Thiele (CDU): 
- - - und vor dem Hintergrund, dass uns, nachdem 
der Innenminister hier erklärt hat, unter welchen 
Notstandsbedingungen er arbeitet, der Finanzmi-
nister an dieser Stelle erklärt, dass er bei der Fra-
ge des Schaffens zusätzlichen Wohnraums für 
Flüchtlinge nach den normalen Standards inklusive 
der Wirtschaftlichkeitsprüfung nach seinem Ver-
ordnungskatalog, den er immer angewandt hat, 
auch jetzt vorgeht, frage ich diese Landesregie-
rung, wann die Staatskanzlei endlich die koordinie-
rende Funktion übernimmt, damit solche Wider-
sprüche zwischen zwei Ministerien in Zukunft nicht 
mehr vorkommen und die Probleme endlich tat-
sächlich angegangen werden. 

(Beifall bei der CDU - Zuruf von Helge 
Limburg [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Thiele. - Es antwortet Herr Mi-
nister Pistorius. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Zunächst einmal, lieber Herr Thiele, be-
danke ich mich, dass Sie meine Auftritte im Parla-
ment als Erlebnis bezeichnen. Das ist sehr freund-
lich von Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Wenn Sie meine Rolle in der Asyldebat-
te in Niedersachsen und in Deutschland verfolgt 
und vielleicht auch einmal mit dem einen oder 
anderen Kollegen auf Bundesebene darüber ge-
sprochen hätten, dann wüssten Sie, dass ich, was 
die Zusammenarbeit und die Bereitschaft angeht, 
über Lösungen nachzudenken und sie zu diskutie-
ren, zu den konstruktivsten Innenministern der 
gesamten Bundesrepublik zähle. Ich öffne mich 
jedem Vorschlag. Ich rede über jeden Vorschlag 
offen. Aber es muss ein Vorschlag sein, über den 
man auch reden kann, der konkrete Rahmenbe-
dingungen beschreibt. Aber solche Vorschläge 
liegen mir bislang nicht vor. Ich kenne nur mündli-
che Erklärungen. 

(Zuruf von Ulf Thiele [CDU]) 

- Jetzt wollen wir einmal die Zuständigkeiten end-
gültig klären. Landesregierungen sind noch nie für 
die Kontrolle von Außen- oder Binnengrenzen oder 
für den Zustrom von Flüchtlingen aus anderen 
europäischen oder außereuropäischen Ländern 
verantwortlich gewesen. Wenn Sie das meinen, 
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dann sollten Sie sich einmal die Verfassung an-
schauen oder sie ändern. 

(Anja Piel [GRÜNE]: Ja, das hilft!) 

Aber so lange bin ich dafür nicht zuständig. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich suche - - - 

(Ulf Thiele [CDU]: Sie sollen doch nur 
den Bund endlich mal machen las-
sen!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment, bitte! - Herr Thiele, Sie haben die Mög-
lichkeit, noch eine zweite Frage zu stellen. Weitere 
Zwischenrufe werde ich nicht zulassen. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Wir suchen auf Bundesebene - das mag bei Ihnen 
nicht ankommen; das tut mir dann auch leid - mit 
vereinten Kräften über die Parteigrenzen hinweg 
nach Lösungen für alle Fragen, die Sie und wir hier 
ansprechen. Aber wenn die Antworten so einfach 
wären, wie Sie es die Öffentlichkeit glauben ma-
chen wollen, dann hätten wir sie längst. Dass wir 
sie noch nicht haben, ist doch ein beredtes Zei-
chen dafür, wie komplex die Situation ist und wie 
wenig Faktoren selbst von der Bundesregierung 
aktiv beeinflusst werden können. 

Deswegen sage ich gebetsmühlenartig: Lassen 
Sie uns das endlich konzedieren! Dann können wir 
auch viel sachlicher über die einzelnen Bausteine 
reden. Immer wieder den Eindruck zu erwecken, 
als seien kleine Teillösungen die Heilsbringer, führt 
zu nichts und weckt Erwartungen in der Bevölke-
rung, die am Ende enttäuscht werden. Es ist wich-
tig, auch kleine Lösungen zu besprechen; das ist 
völlig richtig. Auch Lösungen, die nachher vielleicht 
nicht zum Erfolg führen, müssen erörtert werden; 
da bin ich völlig bei Ihnen. Aber zu glauben, dass 
darin jeweils die Lösung für das Gesamtproblem 
liegt, ist ein Irrtum. 

(Ulf Thiele [CDU]: Aber dann hören 
Sie doch endlich auf, immer Nein zu 
sagen!) 

- Ich sage doch gar nicht Nein. Ich bin der Kon-
struktivste von allen. Ich öffne mich jedem Vor-
schlag. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber es muss erst einmal einen diskussionsfähi-
gen Vorschlag geben. Und den gibt es bislang 

nicht; dabei bleibe ich. Wenn es den gibt, werden 
Sie mich an der Spitze derjenigen sehen, die ihn 
sachlich erörtern, und zwar ohne vorauseilende 
Bedenken oder Einwände. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Frau 
Kollegin König, FDP-Fraktion. Bitte! 

Gabriela König (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister, Sie haben gerade sehr nett ausgeführt, 
Sie wollen versuchen, bei bestimmten Dingen zu 
helfen und dort auch zu unterstützen. Vor diesem 
Hintergrund frage ich Sie: Könnten Sie sich vorstel-
len - nachdem wir z. B. im Landesvergabegesetz 
die Wertgrenzen heraufgesetzt haben, um das 
Ganze schneller umsetzen zu können, um schnel-
ler bauen zu können und um die Möglichkeiten, 
aus Zelten und schwierigen Unterbringungsmög-
lichkeiten herauszukommen, zu verbessern -, auch 
die Standards bei Bauvorhaben herabzusetzen 
oder zum Teil auszusetzen? Damit meine ich nicht 
die Standards, die die Sicherheit betreffen, son-
dern klimatechnische Sachen, wärmetechnische 
Sachen und Sonstiges. 

In dem Erstaufnahmelager in Osnabrück müssen 
die Flüchtlinge in den alten OP-Räumen im Keller 
untergebracht werden. Das Staatliche Bauma-
nagement schafft es nicht, in den oberen Berei-
chen Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen, weil 
die Standards so hoch sind und sich daraus immer 
wieder neue Probleme ergeben. Dies dauert bis 
Ende 2016 - während die Flüchtlinge nicht wissen, 
wohin. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Herr Minister Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Liebe Frau König, jetzt wundere ich mich 
ein bisschen. Ich habe heute Morgen ausführlich 
darüber berichtet, und ich habe in den letzten Wo-
chen darüber berichtet. Wir haben im Blick auf 
diese bundesrechtlichen Vorschriften eine Bundes-
ratsinitiative auf den Weg gebracht, die sofort auf-
gegriffen und noch vor ihrer Beschlussfassung von 
der Bundesregierung in Teilen umgesetzt worden 
ist. 
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Ich habe heute Morgen berichtet, dass es einen 
Gesetzentwurf gibt - der wird in Kürze über die 
Regierungsfraktionen eingebracht -, der genau 
diese landesrechtlichen Vorschriften, die Sie zu 
Recht ansprechen, thematisiert und für entspre-
chende Moratorien bis zum Ende des Jahres 2019 
sorgen soll.  

Von daher kann ich die Frage nur so beantworten: 
Selbstverständlich, das machen wir längst. Das 
haben wir schon gemacht, bevor Sie die Frage 
gestellt haben. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Anja Piel [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Nun stellt Herr Kollege Nacke die 
zweite Zusatzfrage, CDU-Fraktion. 

Jens Nacke (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Minister, in der Antwort auf meine erste Frage 
haben Sie hier ausgeführt, dass niemand in Bram-
sche gezwungen wird, mit seiner Pritsche auf Gras 
zu schlafen. Ich frage Sie daher: Ist Ihnen bekannt, 
dass es in Bramsche, eingerichtet durch die Jo-
hanniter, ein Zeltdorf gibt und dass alle Zelte, die 
dort stehen, keinen Boden haben, sondern auf 
nacktem Gras stehen? Jede Pritsche, die da drin 
ist, steht auf nacktem Gras. 

Auf die Frage an den Leiter dieser Einrichtung, wie 
viele Flüchtlinge noch in Zelten untergebracht sind, 
die nicht winterfest sind, sagte er am Donnerstag: 
Die letzte ihm bekannte Zahl sei von Montag, da 
waren es wohl 255.  

Ich habe daraufhin das Vieraugengespräch mit 
den Johannitern gesucht, die diese Einrichtung 
betreiben.  

(Zuruf von der SPD: Frage!) 

Es war nicht ganz einfach, den ganzen Leuten, die 
uns da begleitet haben, zu entkommen. Aber in 
dem Vieraugengespräch hieß es dann: Es sind 63 
Zelte. 

(Zuruf von der SPD: Frage! - Gegen-
ruf von Ulf Thiele [CDU]: Macht euch 
nicht lächerlich da hinten!) 

Jedes dieser Zelte - - - 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment! - Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr 
Nacke führt seine Frage aus, und er bringt sie 
auch gleich zu Ende. 

Jens Nacke (CDU): 
Dort wurde ausgeführt, es seien insgesamt 63 
Zelte. Jedes dieser Zelte ist mit mindestens zehn 
Personen belegt. Mit anderen Worten: Ihnen wer-
den wahrscheinlich 255 nach Hannover gemeldet, 
aber tatsächlich sind es 500 bis 600. Deren Prit-
schen stehen auf nacktem Gras.  

Ich frage Sie: Wann wird das abgebaut? Wann 
ändern Sie diese Situation? - Das, was dort ab-
läuft, ist nicht menschenwürdig. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Herr Minister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Nacke, es ist in der Tat 
so, dass es eine Zeitlang Situationen gegeben hat, 
dass die Menschen in diesen Zelten mit ihren Prit-
schen auf Rasen schlafen mussten. Jetzt müssen 
sie das nicht mehr. Der Punkt ist nur: Es tun noch 
immer welche, und zwar, weil sie in diese Zelte 
hineingehen. Ich habe mich gerade vergewissert. 
Sie weichen quasi vor der Fülle aus und gehen 
dann in diese Zelte. Das ist nicht gewollt und nicht 
beabsichtigt.  

Die Zelte stehen noch. Aber sie sind nicht mehr zur 
regulären Nutzung vorgesehen. Das ist die Aus-
kunft, die ich mir gerade eingeholt habe. 

(Jens Nacke [CDU]: Das ist nicht rich-
tig! Die haben doch gerade Decken 
gebracht!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Dr. Genthe, FDP-Fraktion. Bitte, Herr Dr. 
Genthe! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass überall in Niedersachsen 
neue Notunterkünfte errichtet werden, frage ich die 
Landesregierung, ob es eine kurzfristige, eine mit-
telfristige und eine langfristige Konzeption gibt, um 
die Sicherheit, also das Funktionieren des Rechts-
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staates, in diesen Einrichtungen zu garantieren, 
insbesondere vor dem weiteren Hintergrund, dass 
sich dort Menschen befinden, die in staatlicher 
Obhut sind. Es wäre besonders gruselig, wenn 
denen dort das passiert, wovor sie eigentlich ge-
flohen sind. Ich meine damit nicht nur - um die 
Frage zu präzisieren - den Einsatz von Polizeikräf-
ten, sondern ich meine auch das Abarbeiten der 
Ermittlungsverfahren durch Staatsanwaltschaften 
und Gerichte. Ich bin in diesem Zusammenhang 
erschüttert, dass die Justizministerin hier schweigt. 
Das Motto der Landesregierung kann ja nicht sein: 
Boris allein zu Haus. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Bitte, Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Genthe, Boris ist nie 
allein. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Hören 
Sie doch auf mit den Sprüchen, Herr 
Minister!) 

- Ach, Herr Nacke, wenn ich so nett angegangen 
werde, darf ich doch genauso freundlich antwor-
ten. Ich finde wirklich, jetzt müssen Sie einmal 
nicht ganz so pingelig sein. 

(Jens Nacke [CDU]: Seien Sie nicht 
so angefasst! Kümmern Sie sich um 
Ihre Aufgaben!) 

Erstens. Lieber Herr Genthe, die Frage der Sicher-
heit in den Unterkünften, gerade in den Notunter-
künften, ist - das habe ich mehrfach betont - ein 
ganz zentraler Punkt. 

Zweitens will ich aber deutlich davor warnen, den 
Eindruck zu erwecken, in diesen Einrichtungen 
herrsche ein kriminelles Tohuwabohu. Das ist nicht 
der Fall. Die Polizei ist vor Ort. Die Polizei kümmert 
sich um die Vorfälle, die passieren. 

(Jens Nacke [CDU]: Die schafft das 
doch nicht!) 

Vieles bewegt sich im sogenannten zwischen-
menschlichen Bereich. Es gibt auch schwere Straf-
taten, gar keine Frage.  

Die Aufgabe der Polizei ist es gegenwärtig, ein 
Sicherheitskonzept für alle diese Einrichtungen zu 

erstellen, um dem zu begegnen und vor allen Din-
gen flexibel reagieren zu können. Bei 30 Notunter-
künften unterschiedlicher Größenordnung wird 
man kein einheitliches Konzept entwickeln können, 
sondern flexibel jeweils vor Ort reaktive Konzepte 
entwickeln müssen. Daran wird gerade gearbeitet, 
weil diese Situation natürlich auch die Sicherheits-
lage und die Lageeinschätzung durch die Polizei 
beeinflusst. Dem wird mit Nachdruck und hoher 
Kompetenz seitens der niedersächsischen Polizei 
begegnet werden. 

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister Boris. 

(Heiterkeit) 

Frau Justizministerin Niewisch-Lennartz wird eben-
falls zu der Frage Stellung nehmen. Bitte! 

(Christian Grascha [FDP]: Die ich 
auch da! Das ist ja schön!) 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Justizministerin schweigt nicht, sondern ist in en-
ger Abstimmung mit den Staatsanwaltschaften, der 
Polizei und den Gerichten vor Ort im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten nicht nur bemüht, 

(Jens Nacke [CDU]: Stets bemüht!) 

sondern es gelingt ihr auch, die Straftaten, die in 
der unmittelbaren Umgebung von Erstaufnahme-
einrichtungen begangen werden, zeitnah abzuar-
beiten. 

(Jens Nacke [CDU]: Stets bemüht!) 

Ich möchte besonders hervorheben, dass sowohl 
Staatsanwaltschaften als auch Gerichte und Poli-
zei hier ganz eng abgestimmt arbeiten, dass man 
sich insbesondere darum bemüht, zu ganz schnel-
len Entscheidungen zu kommen - im beschleunig-
ten Verfahren -, und dass, wenn die Vorausset-
zungen dafür vorliegen, Hauptverhandlungshaft 
angeordnet wird, sodass man schnell und sicher 
zu einer Entscheidung kommt. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 
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Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die zweite Zusatz-
frage stellt nun Herr Kollege Deppmeyer, CDU-
Fraktion. Bitte! 

Otto Deppmeyer (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen! Meine Herren! 
Welche Aufgaben nimmt das Land noch in der 
Linsingen-Kaserne in Hameln wahr? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Herr Minister Pistorius, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Deppmeyer, zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt geht es dort ausschließlich um Un-
terbringung. Leistungen des Landes werden noch 
nicht erbracht. Sobald das Erstaufnahmecharakter 
bekommt, werden entsprechend die Aufgaben vom 
Land übernommen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Winkelmann, CDU-Fraktion. Bitte! 

Lutz Winkelmann (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister Pistorius, ich möchte an das anknüpfen, 
was Dr. Genthe sagte. Er hat aus meiner Sicht 
vollkommen recht mit seinem Hinweis, dass auch 
auf die Justiz - und damit die Verantwortung der 
Ministerin - erhebliche Mehrbelastungen zukom-
men werden.  

(Zuruf von der SPD: Frage!) 

Aber bevor die Justiz arbeiten kann, muss erst 
einmal die Polizei arbeiten können. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Und nun die Frage, bitte! 

Lutz Winkelmann (CDU): 
Vor diesem Hintergrund frage ich Sie, Herr Minis-
ter: Beabsichtigen Sie, beispielsgebend die Poli-
zeiinspektion Soltau persönlich aufzusuchen, um 
sich wirklich einmal eine fehlerfreie Wahrnehmung 
von der Situation zu verschaffen, die in Unterkünf-
ten wie Oerbke oder auch Fallingbostel - Falling-
bostel ist ja erst in der Aufwachsensphase - 
herrscht, und so die These, die ich Ihnen vorhalte, 
zu kontrollieren, dass die Polizei natürlich in bester 
Weise bemüht ist, aber rein personell überhaupt 

nicht in der Lage ist, dem, was dort real an straf-
würdigen Handlungen passiert, nachzugehen? 
Beabsichtigen Sie, selber dorthin zu fahren? Ich 
fordere Sie dazu ausdrücklich auf. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Herr Minister Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Winkelmann, es bedarf 
keiner Aufforderung an den Innenminister, Polizei-
dienststellen aufzusuchen. Das tue ich nämlich 
regelmäßig. Ich weiß jetzt nicht, wann Soltau wie-
der auf der Agenda steht. Aber seien Sie sicher: 
Ich werde alle Inspektionen besuchen, die im Um-
feld und im Einzugsbereich von Erstaufnahmeein-
richtungen oder Notunterkünften liegen. Das ge-
hört selbstverständlich zu dem, was zu tun ist, 
auch um sich ein - wie Sie zu Recht sagen - völlig 
ungefiltertes und klares Bild zu verschaffen, das 
ich dann auch hoffe zu bekommen. 

(Zustimmung bei der SPD und von  
Filiz Polat [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Hillmer, CDU-Fraktion. Bitte! 

Jörg Hillmer (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass das Land Nie-
dersachsen Zehntausende eigene Beschäftigte 
hat, und vor dem Hintergrund, dass der Innenmi-
nister gestern bekanntgegeben hat, dass er die 
Kommunen zur Amtshilfe heranzieht, frage ich die 
Landesregierung, ob die Frau Kultusministerin 
ihrerseits die Mitarbeiter und Einrichtungen ihres 
Hauses, die Schulen und die Lehrerinnen und 
Lehrer vor allen Dingen, zur Amtshilfe zur Verfü-
gung stellt, frage ich die Wissenschaftsministerin, 
ob die Einrichtungen der Kultur und auch der Wis-
senschaft ihrerseits den Kommunen zur Amtshilfe 
bereitstehen, frage ich den Agrarminister, ob seine 
Einrichtungen der Agrarverwaltung den Kommu-
nen zur Amtshilfe bereitstehen 

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Das sind 
jetzt schon drei Fragen!) 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  77. Plenarsitzung am 15. Oktober 2015 
 

7618 

- das ist eine Frage -, frage ich, ob auch die Mitar-
beiter der Justizverwaltung den Kommunen zur 
Amtshilfe bereitstehen, 

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Die vier-
te Frage!) 

und frage ich den Finanzminister, ob die Mitarbei-
ter seiner Finanzverwaltung den Kommunen zur 
Amtshilfe bereitstehen, 

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Die fünf-
te Frage!) 

wenn sie darum bitten. 

Herzlichen Dank. 

(Zustimmung bei der CDU - Johanne 
Modder [SPD]: Es ist wirklich lächer-
lich! - Ottmar von Holtz [GRÜNE]: 
Fünf Fragen!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Hillmer. - Für die Landesregie-
rung antwortet Herr Minister Pistorius. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Hillmer, erstens leistet 
die Landesverwaltung umfassende Hilfe an allen 
Standorten.  

Zweitens hat es zur Erleichterung der Arbeit in den 
Landesaufnahmeeinrichtungen bereits eine Viel-
zahl von Abordnungen gegeben. Wir arbeiten an 
weiteren Überlegungen, beispielsweise an dem 
Plan - der ist aber innerhalb der Ressorts noch 
nicht durchdekliniert -, Absolventen der Inspekto-
renausbildung aus den verschiedenen Ressorts 
vorübergehend heranzuziehen, um bestimmte 
Aufgaben an den Standorten der LAB NI und um 
sie herum sowie bei den Personaleinstellun-
gen - - - 

(Ulf Thiele [CDU]: Das war nicht die 
Frage! - Jörg Hillmer [CDU]: Ich habe 
nach Amtshilfe gefragt!) 

- Was verstehen Sie unter Amtshilfe unter Res-
sorts? Wir sind eine Landesverwaltung. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Nein, gegenüber 
den Kommunen! - Jens Nacke [CDU]: 
Amtshilfe des Landes gegenüber den 
Kommunen!) 

- Um Amtshilfe zu gewähren, muss Amtshilfe ein-
gefordert werden. 

(Ulf Thiele [CDU]: Ja! Sind Sie dazu 
bereit?) 

- Die Landesregierung - - - 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Moment, bitte, Herr Minister! - Wir lassen keine 
Fragen aus dem Plenum zu. Herr Hillmer hat seine 
Frage umfassend gestellt, und Herr Minister Pisto-
rius antwortet umfassend. - Bitte! 

(Jens Nacke [CDU]: Er hat sie falsch 
verstanden!) 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Das kann am Empfänger oder am Sender liegen. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Ich kann das 
noch einmal konkretisieren, wenn Sie 
möchten!) 

Die Frage, ob die Landesregierung Amtshilfe leis-
tet, hängt davon ab, um welche Amtshilfe nachge-
sucht wird und in welchen Bereichen, in welchen 
Regionen. Ich kann nicht pauschal sagen, dass 
überall Amtshilfe geleistet wird, weil ich nicht weiß, 
welche angefordert wird. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Aber Sie würden 
sie nicht ablehnen?) 

- Die Landesregierung würde selbstverständlich 
alles tun, um die Kommunen zu unterstützen. Aber 
wir sind selber - wenn ich das noch einmal in Erin-
nerung rufen darf - nicht im Ruhemodus, sondern 
im Krisenmodus. Auch unsere Kapazitäten sind 
längst limitiert. Das, was darüber hinaus noch 
möglich ist - es ist nicht abzuschätzen, wie viel das 
sein kann -, wird gerne auch gegenüber den 
Kommunen geleistet werden. Aber es bleibt abzu-
warten, was abgefragt wird. Denn die Kommunen 
sind sehr nah dran an der Realität. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Frau Kollegin Ross-Luttmann, CDU-
Fraktion. Bitte! 

Mechthild Ross-Luttmann (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Minister! Sie sind eben 
auf einen finanziellen Unterschied zwischen Ihrem 
Vertragsangebot an die Kommunen und dem 
Amtshilfeersuchen eingegangen. Vor diesem Hin-
tergrund möchte ich Sie fragen: Ist das Land im 
Nachhinein zur vollen Kostenerstattung bereit, 
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wenn Kommunen bei diesem Flüchtlingszustrom 
gezwungen sind, Turnhallen und Dorfgemein-
schaftshäuser zu belegen und dort Schäden ent-
stehen? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Soweit dort Sachschäden auftreten, ist das Land 
bereit, einzuspringen. Klar muss aber sein: Die 
Auswahl der Einrichtungen und der Standorte ob-
liegt den Kommunen.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Försterling, FDP-Fraktion. Bitte! 

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Ich frage die Landesregierung 
vor dem Hintergrund, dass die Aufnahmebehörde 
in Braunschweig-Kralenriede seit Monaten überfüllt 
ist und gestern in der Braunschweiger Zeitung 
Leserinnen und Leser Vorschläge dazu gemacht 
haben, wo man Ausweichquartiere schaffen könn-
te, ob diese genannten Ausweichquartiere in den 
letzten Wochen und Monaten schon vom Innenmi-
nisterium geprüft worden sind und was möglicher-
weise dazu geführt hat, dass man diese Aus-
weichquartiere - z. B. leer stehende Seniorenhei-
me, leer stehende Kasernen, leer stehende Bau-
märkte - nicht genutzt hat.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Herr Minister 
Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Herr Försterling, die Landesverwaltung, 
das Innenministerium, die Landesaufnahmeeinrich-
tungen prüfen alle Einrichtungen, die zur Entlas-
tung der Landesaufnahmeeinrichtung Braun-
schweig angeboten werden. Ziel ist aber nicht - um 
da allen Missverständnissen vorzubeugen -, die 
Kapazität der Landesaufnahmeeinrichtungen zu 
erhöhen, sondern es geht nur darum, für vorüber-
gehende Entlastung zu sorgen. - Das muss klar 
sein. Die Zahlen sollen insgesamt nicht steigen, 
sondern im Gegenteil sinken.  

Denn wir sind uns alle darüber im Klaren, dass die 
Landeserstaufnahmeeinrichtungen Braunschweig, 
Friedland und Bramsche längst über das Limit 
gefüllt sind und es dringend geboten ist, die Bele-
gungszahlen zurückzufahren. Wenn dazu vorüber-
gehend Liegenschaften ohne großen Aufwand und 
vor allem ohne zeitlichen Verzug in Anspruch ge-
nommen werden können, werden wir das selbst-
verständlich nach kurzer, sorgfältiger Prüfung in 
Betracht ziehen und dann umsetzen.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Zu seiner zweiten 
Zusatzfrage hat nun Herr Kollege Adasch, CDU-
Fraktion, das Wort. Bitte! 

Thomas Adasch (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vor dem Hintergrund, dass auch das Thema Straf-
taten in und um Aufnahmeeinrichtungen heute 
schon angesprochen wurde - zum Teil wurde ja in 
den Medien suggeriert, dass manche Straftaten 
möglicherweise unter dem Deckel gehalten wer-
den -, frage ich die Landesregierung, welche kon-
kreten Erkenntnisse es über Straftaten in und um 
Aufnahmeeinrichtungen gibt.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Herr Minister 
Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Adasch, zunächst einmal wei-
se ich die implizite Behauptung - die ich schon 
ziemlich heftig finde, wenn ich das einmal sagen 
darf - mit Entschiedenheit zurück,  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

dass irgendjemand in der Polizei aus eigenen Stü-
cken oder gar, weil er dazu angehalten wurde, 
irgendetwas „unter dem Deckel“ hält. Ich finde, das 
ist eine ziemlich dreiste Behauptung gegenüber 
der niedersächsischen Polizei, meine Damen und 
Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zweitens gibt es auch keinen Grund, das zu tun. 
Denn - und so gut müssten Sie mich inzwischen 
kennen - ich bin jemand, der die Dinge immer an-
spricht, der nichts tabuisiert, aber auch nichts dra-
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matisiert. Und wenn es Kriminalität in den Einrich-
tungen gibt - und die gibt es -, dann wird sie the-
matisiert, und dann wird dagegen vorgegangen. 
Niemand wird angehalten, das zu verschweigen, 
niemand bekommt einen Maulkorb umgehängt 
oder was sonst für ein Tinnef verbreitet wird.  

Das passiert nicht, nicht unter mir, nicht auf meine 
Anweisung hin - damit das völlig klar ist, meine 
Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Und wenn Sie mich nach dem Kriminalitätsge-
schehen in den Einrichtungen fragen - ich glaube, 
dazu gab es auch eine Mündliche oder Kleine An-
frage -: Diese Zahlen habe ich nicht abrufbereit im 
Kopf; das werden Sie mir nachsehen. Das ist nun 
wirklich nichts, was im Rahmen einer Mündlichen 
Anfrage unter normalen Umständen beantwortet 
werden kann. Wenn Sie das wissen möchten, stel-
len Sie die Frage zu den Erstaufnahmeeinrichtun-
gen noch einmal schriftlich, dann beantworte ich 
sie gerne im Rahmen des Kriminalitätslagebildes. 

(Ulf Thiele [CDU]: Die muss er nicht 
schriftlich stellen!) 

- Ich kann das auch nachliefern. - Aber ich verbitte 
mir wirklich die Behauptung, irgendjemand kehre 
etwas unter den Teppich. Das geschieht nicht, und 
das ist eine sehr unfaire Behauptung gegenüber 
der Polizei und all ihren Dienststellen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Schönecke, CDU-Fraktion. 
Bitte! 

Heiner Schönecke (CDU): 

Frau Präsidentin! Vor dem Hintergrund, dass die 
Kommunen jetzt um Amtshilfe gebeten worden 
sind, frage ich die Landesregierung erstens: Ha-
ben Sie Kenntnis davon, ob Ihnen Liegenschaften 
innerhalb des gesamten Portfolios der Landesre-
gierung zur Unterbringung von Flüchtlingen hier in 
Niedersachsen angeboten worden sind? Wir ha-
ben ja Tausende von Liegenschaften im Umwelt-
ministerium, Landwirtschaftsministerium, Wissen-
schaftsministerium, Kultusministerium, Finanzmi-
nisterium, Sozialministerium. Sind Ihnen aus die-
sen Bereichen Liegenschaften angeboten worden? 

Die zweite Frage möchte ich gleich anschließen: 
Wie viele Mitarbeiter hat man Ihnen aus diesen 
Ministerien konkret angeboten, um die Bewälti-
gung der Flüchtlingsaufgabe hier in Niedersachsen 
zu schaffen? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Schönecke. - Bitte, Herr 
Minister Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Schönecke, zur Frage 1: Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Innenministe-
riums und der Landesaufnahmeeinrichtungen neh-
men sämtliche ihnen angebotene Gebäude und 
Liegenschaften in Augenschein - entweder direkt, 
oder sie lassen sich zunächst entsprechende 
Zeichnungen vorlegen. Jede Liegenschaft wird 
geprüft, auch die der anderen Ressorts. Ich nenne 
ein aktuelles Beispiel: Gerade wird das ehemalige 
Finanzamt Osnabrück-Land in Osnabrück geprüft, 
das eine geeignete Größe hat, um Flüchtlinge 
unterzubringen.  

Wir nehmen also wirklich jedes Angebot ernst, 
aber nicht jedes Angebot ist auch ernst gemeint. 
Auch das gibt es leider - es gibt den einen oder 
anderen, der glaubt, er könne sich in dieser Phase 
mit seiner Schrottimmobilie noch eine goldene 
Nase verdienen. Darauf werden wir natürlich nicht 
eingehen - Ihr Einverständnis vorausgesetzt.  

Zu Ihrer zweiten Frage: Inwieweit von den anderen 
Ministerien Personal abgestellt worden ist, würde 
ich gerne schriftlich nachreichen. Das habe ich 
auch nicht im Kopf. Es ist aber kein Problem, das 
zu liefern.  

Wie gesagt: Das Finanzamt Osnabrück-Land ist 
das jüngste Beispiel. Ich würde Ihnen aber auch 
gerne nachliefern, welche sonstigen Liegenschaf-
ten aus den anderen Ressorts überprüft, ange-
nommen oder verworfen worden sind.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Frau Kollegin Bruns, FDP-Fraktion. 
Bitte! 

Sylvia Bruns (FDP): 
Frau Präsidentin! Vor dem Hintergrund, dass das 
Robert Koch-Institut ab Oktober zu Grippeschutz-
impfungen rät - Virologen bezeichnen ja vor allem 
Menschen in Erstaufnahmeeinrichtungen und die 
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Helfer dort als besonders gefährdet -, würde mich 
interessieren, welche Maßnahmen es gibt, um die 
Menschen aufzuklären und zu animieren, sich 
impfen zu lassen.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Es antwortet Frau Sozialministerin 
Rundt.  

Cornelia Rundt, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Frau Bruns, 
wir sind in ganz, ganz enger Abstimmung mit dem 
Robert Koch-Institut. Dort wird eine bundesweite 
Lösung dazu erarbeitet, welche Impfungen für 
sämtliche Aufnahmeeinrichtungen empfohlen wer-
den. Das ist kurz vor der Abstimmung; ich gehe 
davon aus, dass in den nächsten Tagen die ent-
sprechenden Empfehlungen vorliegen werden, die 
wir dann auch in Niedersachsen umsetzen werden.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Försterling, FDP-Fraktion. 
Das ist dann Ihre zweite, Herr Försterling.  

Björn Försterling (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Nachdem der Innenminister mehrfach von 
100 000 Flüchtlingen, die nach Niedersachsen 
kommen werden, gesprochen hat, frage ich die 
Landesregierung, welche Auswirkungen das auf 
die niedersächsischen Schulen haben wird; denn 
da ist bisher immer nur von einer Gesamtsumme 
von 80 000 Flüchtlingen und 30 000 schulpflichti-
gen Flüchtlingskindern ausgegangen worden. Wird 
es auch dort zu einer erneuten Nachsteuerung 
kommen? 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Försterling. - Es antwortet Frau 
Kultusministerin Heiligenstadt. Bitte! 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Försterling, wir berech-
nen zurzeit noch auf der Basis von 80 000 Flücht-
lingen. Wir gehen davon aus, dass gut ein Drittel 

der Flüchtlinge Kinder unter 18 Jahren sind, davon 
ungefähr 20 % schulpflichtig und 10 % unter sechs 
Jahren, also im Elementarbereich. Das sind in 
etwa die Prozentsätze, wobei natürlich angesichts 
der derzeitigen Flüchtlingssituation niemand so 
genau sagen kann, wie sich die Flüchtlinge tat-
sächlich verteilen. Und es gibt sehr viele alleinste-
hende junge Männer in einzelnen Regionen.  

(Christian Grascha [FDP]: Es werden 
doch mehr als 80 000 sein!) 

Wir werden allerdings - das habe ich mehrfach 
betont - bei dem klaren Kurs, den wir haben, blei-
ben. Wenn Nachsteuerungen notwendig sind, 
werden wir diese notwendigerweise veranlassen 
müssen.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Fredermann, CDU-Frak-
tion. Es ist auch Ihre zweite Frage. Bitte, Herr Kol-
lege! 

Rainer Fredermann (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Viele Ehrenamtli-
che in Niedersachsen engagieren sich auch aus 
dem Beruf heraus für die Flüchtlinge. Unter ihnen 
sind auch viele Bedienstete der Landesverwaltung. 
Vor dem Hintergrund frage ich: Wie sieht es mit 
der Sonderurlaubsregelung für Landesbeamte 
aus? Ist daran gedacht, die Zeiten oder die Anzahl 
der Tage zu verlängern, um der Aufgabe, der sie 
sich gestellt haben, gerecht werden zu können? 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Minister Pistorius antwortet. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wir sind da, wie man so schön sagt, dicht 
am Puls der Zeit und überprüfen regelmäßig, ob 
die bestehenden Regelungen ausreichen oder 
nicht. Sollte es sich abzeichnen, dass die beste-
henden Regelungen für die Mitarbeiter, die es 
betrifft, nicht ausreichen, werden wir entweder 
Ausnahmeregelungen schaffen oder die Sonderur-
laubsverordnung ändern, was allerdings ange-
sichts von Anhörungsfristen und Ähnlichem eher 
die zweitbeste Alternative wäre. Wir haben ein 
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wachsames Auge darauf und werden bei Bedarf 
nachsteuern. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Meyer, CDU-Fraktion. Das ist auch Ihre 
zweite, Herr Meyer.  

Volker Meyer (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Vor dem Hinter-
grund eines Erlasses aus dem Innenministerium 
vom 16. September dieses Jahres, in dem festge-
legt wird, dass bei Personen, die aus Ungarn auf-
grund der Entscheidung der Bundesregierung ein-
reisen und sich in Niedersachsen aufhalten, kein 
Anfangsverdacht nach § 95 Abs. 1 des Aufent-
haltsgesetzes besteht und kein Ermittlungsverfah-
ren nach § 163 StPO einzuleiten ist, frage ich die 
Landesregierung, ob in diesen Fällen, wie eben 
vom Innenminister bestätigt, Strafverfahren einge-
leitet werden oder ob es keine Strafverfolgung gibt. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bitte, Frau Justizministerin Nie-
wisch-Lennartz, Sie antworten. 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Niedersächsische Landesregierung ist der Auffas-
sung, dass in den Fällen eines Grenzübertritts, 
ohne über die notwendigen Papiere zu verfügen, 
ein Ermittlungsverfahren im Grundsatz einzuleiten 
ist. Wir haben uns allerdings darum bemüht, die 
dadurch erforderliche Personalbindung auf das 
unbedingt notwendige Maß zu reduzieren. Es hat 
sich dabei insbesondere in Göttingen ein Verfah-
ren herausgebildet, das gut zu praktizieren ist, 
sodass die Personaldaten unmittelbar von den 
Einrichtungen an die Staatsanwaltschaften weiter-
geleitet werden können, wodurch die Polizei ein 
Stück weit entlastet wird. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Wird jetzt 
ermittelt oder nicht?) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Frau Kollegin Schwarz von der CDU-
Fraktion. Bitte schön, Frau Schwarz! 

Annette Schwarz (CDU): 
Danke, Frau Präsidentin. Erlauben Sie mir einen 
kurzen Hinweis:. Das ist keine Zusatzfrage, son-
dern meine erste Frage.  

Angesichts des Amtshilfeersuchens, mit dem die 
Landesregierung gestern die Kommunen konfron-
tiert hat, frage ich die Landesregierung: Welche 
Unterstützung gewährt die Landesregierung den 
Kommunen bei der Unterbringung insbesondere 
von unbegleiteten Flüchtlingen im Zusammenhang 
mit diesem Amtshilfeersuchen, und welche Unter-
stützung gewährt die Landesregierung den Kom-
munen bei den schulpflichtigen Kindern angesichts 
der Tatsache, dass manche Kommune auf Turn-
hallen und dergleichen zurückgreifen muss, 
wodurch sich auch der Unterricht an den Schulen 
erheblich verändern wird?  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Schwarz. - Minister Pistorius 
antwortet. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst die Vorbemerkung: Das Amtshilfeersuchen 
hat zunächst nichts mit der Frage zu tun, die Sie 
hinsichtlich der unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge angesprochen haben, die auf einem 
anderen juristischen Weg auf die Kommunen ver-
teilt werden, nämlich in Zuständigkeit der Sozial-
ministerien des Bundes und der Länder. Das hat 
nichts mit dem Amtshilfeersuchen zu tun. 

Bezüglich der Schule hat Frau Ministerin Heiligen-
stadt gerade schon hinreichend ausgeführt, dass 
es, soweit erforderlich, flexible Reaktionen geben 
wird.  

(Ulf Thiele [CDU]: Hat sie doch gar 
nicht!) 

Die Amtshilfe selber betrifft nur die Unterbringung 
bei der Erstaufnahme durch das Land, um das 
sehr deutlich zu sagen.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Nun hat das Wort zu 
ihrer zweiten Zusatzfrage Frau Kollegin Bruns. 
Bitte! 

Sylvia Bruns (FDP): 
Frau Präsidentin! Da unter den Geflüchteten auch 
Personen sind, die einen besonderen Schutzbe-
darf haben, insbesondere Frauen und Kinder, fra-
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ge ich: Welche Konzepte werden verfolgt, um die-
sem Personenkreis in den Erstaufnahmeeinrich-
tungen gerecht zu werden? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Bitte, Frau Sozialmi-
nisterin Rundt! 

Cornelia Rundt, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es gibt ganz aktuell eine kleine Arbeits-
gruppe zwischen Sozial- und Innenministerium, an 
der unsere Fachfrauen beteiligt sind, um genau 
solche Konzepte auszuarbeiten, um die besonders 
schutzbedürftigen Flüchtlinge, nämlich Frauen, ins-
besondere alleinreisende Frauen mit ihren Kin-
dern, unter besonderen Schutz zu stellen. Da wird 
gerade an Konzepten gearbeitet. Es wird ohnehin 
sicherlich in den Einrichtungen geguckt, dass es 
dort keine besonderen Probleme gibt. Es sollen 
aber richtige Konzepte erarbeitet werden, um das 
in den Griff zu bekommen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Es wird daran ge-
arbeitet!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Für seine zweite 
Zusatzfrage hat jetzt Herr Dr. Genthe, FDP-Frak-
tion, das Wort. 

Dr. Marco Genthe (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass die Justizministerin gerade 
behauptet hat, dass sie die Verfahren der Staats-
anwaltschaften und die Verfahren der Gerichte im 
Zusammenhang mit der Flüchtlingskrise im Griff 
hat, und vor dem weiteren Hintergrund, dass sie 
eben gesagt hat, sie habe diese Verfahren im Griff, 
weil bestimmte Verfahrensarten, wie z. B. aufent-
haltsrechtliche, überhaupt nicht mehr geführt wer-
den, frage ich die Landesregierung: Gibt es weite-
re Verfahren nach dem Strafgesetzbuch oder nach 
dem Ausländerrecht, die jetzt überhaupt nicht mehr 
geführt werden, bzw. wie haben sich diese Verfah-
ren im Zusammenhang mit der Flüchtlingskrise 
entwickelt?  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Dr. Genthe. - Bitte schön, Frau 
Ministerin Niewisch-Lennartz! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
habe meines Erachtens deutlich gesagt, dass die 
Niedersächsische Landesregierung der Auffas-
sung ist, dass die Straftaten im Zusammenhang 
mit dem Grenzübertritt ohne notwendige Papiere 
als Straftaten zu verfolgen sind. Das wird auch 
getan. Das führt natürlich zu hohen Fallzahlen bei 
uns in den Staatsanwaltschaften. Aber jeder ein-
zelne Fall wird dort geprüft. Die Verfahren werden 
entweder nach § 170 Abs. 2 oder nach § 153 
Abs. 1 StPO eingestellt. Eingangs hat Herr Innen-
minister Pistorius schon gesagt, dass die Einstel-
lungsquote entsprechend hoch ist.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD - Dr. Stefan 
Birkner [FDP]: Hat er nicht gesagt!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Frau Kollegin Ross-Luttmann, CDU-
Fraktion. Es ist ihre zweite Zusatzfrage. Bitte! 

Mechthild Ross-Luttmann (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Laut Spiegel Online vom 9. Oktober 2015 
fordern der Bundeswirtschaftsminister Gabriel, 
SPD, und der Bundesaußenminister Steinmeier, 
ebenfalls SPD, eine Begrenzung der Zuwande-
rung. Vor dem Hintergrund dieser Aussagen frage 
ich die Landesregierung: Fordert die Landesregie-
rung ebenfalls eine Begrenzung der Zuwande-
rung? 

(Petra Tiemann [SPD]: Die Frage hat-
ten wir jetzt doppelt!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ross-Luttmann. - Bitte, Herr 
Minister Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Liebe Frau Ross-Luttmann, Sie gestatten 
mir sicher, dass ich auf das Protokoll verweise, 
denn die Frage ist bereits beantwortet worden. 

(Petra Tiemann [SPD]: Die habt ihr 
doppelt gestellt!) 
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Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Hillmer, CDU-Fraktion. Es 
ist auch Ihre zweite, Herr Hillmer. 

Jörg Hillmer (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Um mögliche Fehlanreize zu beseitigen, 
die zu ungerechtfertigten Asylanträgen führen 
können, soll der Bargeldbedarf in Erstaufnahme-
einrichtungen so weit wie möglich durch Sachleis-
tungen ersetzt werden. Dieser Vorschlag der SPD 
und der CDU im Bundestag ist Gegenstand des 
Gesetzes, das gerade im Bundestag beraten und 
beschlossen wird. Ich frage dazu: Wird die Landes-
regierung diesen Punkt unterstützen? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte sehr, Herr Minis-
ter Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Hillmer, schön, dass 
Sie das ansprechen. Das ist nämlich einer der 
Punkte, die Herr de Maizière in den Gesetzentwurf 
hineingeschrieben hat, obwohl es so nicht verein-
bart war. Er hat nämlich verpflichtend für die Län-
der gesagt: In den Erstaufnahmeeinrichtungen 
Sachleistungen statt Geldleistungen. 

(Jörg Hillmer [CDU]: So weit wie möglich!) 

- Nee, nee, nee, jetzt ist das der Stand. Lassen Sie 
mich ausreden!  

Er hat im ersten Entwurf gesagt: zwingend Geld-
leistungen durch Sachleistungen ersetzen. - Da-
gegen haben wir interveniert. Unter anderem habe 
ich diesen Punkt im Bundestag vor zwei oder drei 
Wochen angesprochen und habe gesagt: Leute, 
es ist Unsinn, das verpflichtend zu machen, weil es 
entscheidend darauf ankommt, wie groß der tat-
sächliche Verwaltungsaufwand ist. - Bekanntlich 
dürfen Sie davon ausgehen, dass der Tagessatz in 
Erstaufnahmeeinrichtungen bei, glaube ich, 
4,73 Euro liegt - das sind also weniger als 
150 Euro pro Monat -, also bei einem Betrag, der 
so niedrig ist, dass man damit gerade einmal den 
täglichen Bedarf an - ich weiß nicht was - Zigaret-
ten, Erfrischungsgetränken oder was auch immer 
decken kann. 

Wenn all das durch Sachleistungen ersetzt werden 
müsste, würde das zu einem deutlich höheren 

Verwaltungsaufwand in den Erstaufnahmeeinrich-
tungen führen, ohne dass der - wie soll ich sagen - 
sogenannte Pull-Effekt nennenswert zurückgeht; 
denn niemand - glauben Sie es mir - kommt wegen 
4,75 Euro in den ersten Wochen in eine Erstauf-
nahmeeinrichtung in Deutschland. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Deshalb unterstütze ich die von uns durchgesetzte 
Formulierung „nach Abwägung des Verwaltungs-
aufwandes“, also: soweit möglich. - Ich sehe im 
Augenblick aber nicht, dass diese Klausel zum 
Tragen kommt, weil der Verwaltungsaufwand in 
der Tat zu hoch wäre.  

(Ulf Thiele [CDU]: Da haben wir es 
nämlich! Das heißt: Sie werden es 
nicht umsetzen! - Gegenruf von Filiz 
Polat [GRÜNE]: Da zeigt sich dann 
auch die christlich-soziale Politik an 
der Frage, die Sie hier stellen!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Herr Kollege Thiele, 
Sie haben jetzt die Möglichkeit, Ihre zweite Zusatz-
frage zu stellen. Bitte! 

Ulf Thiele (CDU): 

Frau Präsidentin! Vor dem Hintergrund, dass der 
Innenminister hier mehrfach von einer in seiner 
Behörde angenommenen Zahl von 100 000 Flücht-
lingen in diesem Jahr gesprochen hat, die Kultus-
ministerin hier vorhin dargelegt hat, dass das Kul-
tusministerium nach wie vor von 80 000 Flüchtlin-
gen ausgeht und auf dieser Basis rechnet, und der 
Finanzminister uns einen Nachtragshaushalt vor-
gelegt hat - dieser wurde ja gestern hier verab-
schiedet -, der auf der Zahl von 80 000 Flüchtlin-
gen basiert, frage ich die Landesregierung, was sie 
auf der Basis des Nachtragshaushalts und den 
dort festgelegten Personalkosten tun will, wenn es 
zu der vom Innenminister kalkulierten und hier dar-
gestellten Zahl von 100 000 Flüchtlingen kommt. 
Ich beziehe das sowohl auf die Situation im Kul-
tusministerium als auch auf die Situation im So-
zialministerium, als auch auf die Situation im Jus-
tizministerium, als auch auf die Situation im In-
nenministerium, als auch auf die Situation im Wis-
senschaftsministerium; denn alle Ministerien kalku-
lieren nach den Aussagen des Innenministers er-
kennbar auf der Basis einer falschen Zahl.  

(Zustimmung bei der CDU) 
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Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Herr Minister Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Erst werde ich kurz 
antworten, dann der Finanzminister.  

Sehr geehrter Herr Thiele, ich will noch einmal auf 
das hinweisen - Sie können das auch gern im Ste-
nografischen Bericht nachlesen -, was ich gesagt 
habe. Ich habe nicht gesagt, wir rechnen mit 
100 000 bis 120 000 Flüchtlingen. Vielmehr habe 
ich gesagt: Wenn sich die Zahlen vom September 
fortsetzen - es weiß aber niemand, ob das so pas-
sieren wird -, dann müssen wir uns auf diese Zahl 
einstellen.  

Das heißt: Wir reden hier über etwas - ich versu-
che ja andauernd, Ihnen das klar zu machen -, 
was nicht planbar ist. Sie können sich auf den Kopf 
stellen. Sie werden heute nicht sagen können, ob 
wir morgen 100 000, übermorgen 130 000 oder 
nächste Woche 80 000 zusätzliche Flüchtlinge 
haben werden oder nicht. Wir reden hier besten-
falls über Schätzgrößen. Sie können den Haushalt 
nicht jedes Mal anpassen, nur weil sich eine Prog-
nose verändert oder irgendwo eine Grenze auftut. 

Wir befinden uns - ich wiederhole es gern noch 
einmal - in einem Krisenarbeitsmodus, der Reakti-
onen dann verlangt, wenn sie anstehen, meine 
Damen und Herren. Fragen Sie die Bundeskanzle-
rin - vielleicht weiß die es; wahrscheinlich wissen 
Sie es genauer, dann bitte ich um Amtshilfe Ihrer-
seits -, wie hoch die Zahl der Flüchtlinge in den 
nächsten Monaten tatsächlich sein wird. Ich weiß 
es nicht. Ich kann nur Schätzungen auf der Grund-
lage der Zugänge der letzten vier oder sechs Wo-
chen vornehmen, habe aber keine Ahnung, ob es 
so kommen wird. Wenn ich es wüsste, könnte ich 
mit solchen Hellsehereien Geld verdienen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Herr Finanzminister 
Schneider, bitte! 

Peter-Jürgen Schneider, Finanzminister: 
Schönen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Eine kurze Ergänzung: Die Haus-
haltsplanung setzt natürlich auf der Vergangenheit 
und auch auf der Gegenwart auf. Für den Nach-
tragshaushalt - wir haben heute den 15. Oktober - 
ist es nicht mehr sonderlich relevant, wenn wir 

höhere Zahlen beispielsweise am 15. Dezember 
zu registrieren haben werden. Das führt ja nicht 
dazu, dass wir vor Weihnachten zusätzliche Lehr-
kräfte einstellen und anderes machen können. 

Wir laufen hier in ein Risiko. Das ist nun einmal so. 
Es kann durchaus sein, dass wir sehr spät im Jahr 
merken, dass die gestern beschlossenen Zahlen 
an der einen oder anderen Stelle nicht reichen. 
Dann muss entsprechend reagiert werden, und 
dafür gibt es auch Möglichkeiten. 

Die Relevanz höherer Zahlen werden wir mit dem 
Haushalt 2016 zu diskutieren haben. Der - das will 
ich hier gar nicht verhehlen - macht mir große Sor-
gen; denn gemessen an dem Entwurf vom Som-
mer, als wir noch von 400 000 Flüchtlingen ausge-
hen konnten - das war die offizielle Zahl des Bun-
des -, müssen wir jetzt mit deutlich höheren Zahlen 
rechnen, die ja im Bestand fortgesetzt werden 
müssen. Wir müssen uns darüber im Klaren sein, 
dass sich das nicht sehr schnell abbauen wird. Wir 
werden es also beim Haushalt 2016 mit einer er-
heblichen Vorbelastung finanzieller Art zu tun be-
kommen und weiterhin mit großen Prognoseunsi-
cherheiten. 

Was den Nachtrag betrifft, finde ich, sollten wir 
gemeinsam - das ist ja auch gemeinsam verab-
schiedet worden - sagen: Das ist alles nach bes-
tem Wissen und Gewissen auf Grundlage der Er-
kenntnisse, die wir zurzeit haben, entstanden. - 
Mehr kann man bei dieser Dynamik der Entwick-
lung eigentlich nicht tun. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Finanzminister Schneider. - Die 
nächste Zusatzfrage stellt Herr Kollege Winkel-
mann. Das ist auch Ihre zweite, Herr Kollege. 

Lutz Winkelmann (CDU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Frau Justizministerin, Sie haben sicherlich genau 
wie wir alle das Bedürfnis, dass die Menschen, die 
in die Erstaufnahmelager kommen und die dort 
unter erheblichem psychischen Druck zusammen-
leben müssen, vor den Straftaten Einzelner, die 
dort, wie wir alle wissen, vorkommen, geschützt 
werden. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Und von außen!) 

Das können Vermögensdelikte sein, das können 
Körperverletzungsdelikte sein oder leichte Erpres-



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  77. Plenarsitzung am 15. Oktober 2015 
 

7626 

sungen, von denen berichtet wurde, aber auch 
Delikte, die in den Bereich der Sexualität fallen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Sie kommen jetzt zu Ihrer Frage, Herr Kollege? - 
Danke. 

Lutz Winkelmann (CDU): 

In Anbetracht der Tatsache, dass die Staatsan-
waltschaften in Niedersachsen bereits jetzt extrem 
belastet sind - wenn nicht gar überlastet sind - und 
Großes leisten: 

(Zurufe von der SPD: Frage!) 

Haben Sie schon irgendwelche konkreten Vorstel-
lungen, wie und, wenn ja, mit welchem Zusatzper-
sonal - bitte Zahlen! - Sie die Staatsanwaltschaften 
stärken wollen, um dazu beizutragen, dass unser 
Rechtsstaat in Niedersachsen in Zukunft noch 
funktionieren kann und Strafverfahren nicht nach 
§ 170 Abs. 2 oder § 153 StPO eingestellt werden 
müssen, wie wir vorhin gehört haben, sondern 
Straftaten zeitnah und effizient geahndet werden? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Landesregie-
rung antwortet Frau Justizministerin Niewisch-
Lennartz. Bitte! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sie 
haben völlig recht: Es ist mir ein wichtiges Anlie-
gen, dass Straftaten zeitnah geahndet werden. 
Darum sind die Staatsanwaltschaften, die Polizei 
und die Gerichte auch in hohem Maße bemüht, 
und aufgrund des besonderen Engagements vieler 
Justizangestellter gelingt das auch tatsächlich im 
beschleunigten Verfahren mit der Maßnahme, die 
ich eben schon genannt habe - mit Hauptverhand-
lungshaft -, sodass man schnell und zügig zu Abur-
teilungen kommt. 

Zu Ihrer Frage, was wir in Zukunft hinsichtlich der 
Personalverstärkung machen: Wir haben natürlich 
neben den Verwaltungsrichtern, die notwendig 
sein werden, neben Vormundschaftsrechtspfle-
gern, die in höherem Maße notwendig sein wer-
den, auch die Staatsanwaltschaften im Blick, wenn 
es darum geht, parallel im laufenden Jahr zu se-
hen, ob wir Flexibilisierung brauchen, um im 
nächsten Jahr ausreichend aufgestellt zu sein. Wir 
bereiten gerade ein entsprechendes Maßnahmen-
paket vor, um im laufenden Haushaltsaufstellungs-

verfahren dazu die notwendigen Maßnahmen tref-
fen zu können. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Frau Kollegin von Below-Neufeldt, FDP-
Fraktion. 

Almuth von Below-Neufeldt (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Im September-Plenum 
habe ich Herrn Innenminister Pistorius gefragt, ob 
es ein Konzept für den Grippeimpfschutz der vielen 
Flüchtlinge geben würde. Inzwischen schneit es in 
Deutschland. Heute hat Frau Ministerin Rundt 
ausgeführt, dass ein Konzept erstellt wird. Ich fra-
ge die Landesregierung: Welchen Termin haben 
Sie zur Vorlage dieses Konzeptes gesetzt? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die Landesregie-
rung antwortet Frau Sozialministerin Rundt. Bitte! 

Cornelia Rundt, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Wir werden nur noch wenige 
Tage brauchen, bis wir ein solches Konzept auch 
mit dem Innenministerium abgestimmt haben, so-
dass es dann mit dem Impfen losgehen kann.  

(Beifall bei der SPD - Dr. Gero Hocker 
[FDP]: Das ist sehr relativ!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Dr. Birkner, FDP-Fraktion. Bitte, Herr Birk-
ner! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass neben dem 
Spracherwerb die Integration in den Arbeitsmarkt 
von besonderer Bedeutung ist, frage ich die Lan-
desregierung: Welche konkreten Programme gibt 
es denn derzeit zur Integration von Flüchtlingen in 
den Arbeitsmarkt, und welche beabsichtigen Sie 
darüber hinaus aufzulegen?  

http://dejure.org/gesetze/StPO/170.html
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Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Es antwortet Herr Minister Pistorius.  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Dr. Birkner, ich bitte um Ver-
ständnis, dass ich auch zu dieser Frage auf meine 
Ausführungen von heute Morgen verweise. Darin 
gab es ein breites Kapitel zum Thema Arbeits-
marktintegration. Ich kann jetzt meine Rede her-
ausholen und das noch einmal vortragen. Aber im 
Interesse von uns allen und der Sitzungsökonomie 
würde ich mir erlauben, auf das Protokoll zu ver-
weisen.  

(Beifall bei der SPD - Andrea 
Schröder-Ehlers [SPD]: Sehr schön!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die zweite Zusatzfrage stellt nun 
Frau Kollegin von Below-Neufeldt. Bitte, Sie haben 
das Wort.  

Almuth von Below-Neufeldt (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich möchte noch einmal auf die geflüchte-
ten Frauen mit ihren Kindern zu sprechen kom-
men. Frau Ministerin Rundt hat vorhin ausgeführt, 
auch da werde ein Konzept erstellt. Für den Fall, 
sehr geehrte Frau Ministerin, dass Sie jetzt wieder 
„in wenigen Tagen“ sagen, wüsste ich gerne ein-
mal, was „wenige Tage“ für Sie sind; denn dabei 
kommt immer auf die Sichtweise des Betrachters 
an. Ich hätte gerne einen konkreten Termin. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Bitte, Frau Sozialministerin Rundt! 

Cornelia Rundt, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-
geordnete des Niedersächsischen Landtags! Ich 
glaube, wir alle verstehen unter „wenigen Tagen“ 
ein paar, wenige Tage. 

Was die Erarbeitung des Konzeptes für den Be-
reich „Frauen in Flüchtlingsunterkünften“, auch 
Frauen mit ihren Kindern, betrifft, kann ich Ihnen 
keinen festen Termin nennen, 

(Jörg Hillmer [CDU]: 30 Tage?) 

weil es erst eine Abstimmung geben muss und weil 
gerade an Konzepten gearbeitet wird. Auch das ist 
im Übrigen ein Bundesthema. Es gibt dort die ent-

sprechenden Bemühungen von Frau Bundesminis-
terin Schwesig, ebenfalls dafür zu sorgen, dass es 
in diesem Bereich Gesamtkonzepte gibt. Das wird 
sicherlich mehr als ein paar Tage dauern.  

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das war ja 
erschöpfend!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Hilbers, CDU-Fraktion. 
Das ist auch Ihre zweite, Herr Hilbers.  

(Ulrich Watermann [SPD]: Alles In-
nenpolitiker da drüben!) 

Reinhold Hilbers (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
Asylkompromiss in Berlin stellt es den Ländern 
anheim, die Gesundheitskarte einzuführen. Wie ist 
der Sachstand in Niedersachsen? Beabsichtigt die 
Landesregierung, diese Gesundheitskarte in Nie-
dersachsen einzuführen?  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Hilbers. - Für die Landesregie-
rung antwortet Frau Sozialministerin Rundt. Bitte! 

Cornelia Rundt, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ja, die Landesregierung beabsichtigt, die 
Gesundheitskarte einzuführen. Wir sind im Mo-
ment dabei, die letzten Eckpunkte des Bundes 
abzuwarten, weil sie sehr starken Einfluss darauf 
haben werden, aus welchen Details diese Karte 
bestehen wird. Uns liegt aber bereits ein mit einer 
Kassenart abgestimmter Entwurf vor, sodass wir in 
dem Moment, in dem wir von der Bundesebene die 
letzten Details wissen, direkt in die Umsetzung 
gehen können.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Dr. Birkner, FDP-Fraktion.  

Dr. Stefan Birkner (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund, dass die Justizminis-
terin vorhin ausgeführt hat, dass wegen der 
Grenzübertritte ohne Papiere und ohne die erfor-
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derlichen Voraussetzungen entsprechende Straf-
verfahren eingeleitet worden sind, frage ich Sie: 
Wie viele Ermittlungsverfahren sind denn in die-
sem Zusammenhang in Niedersachsen anhängig? 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Für die Landesregierung antwortet 
Frau Justizministerin Niewisch-Lennartz. Bitte! 

Antje Niewisch-Lennartz, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr 
geehrter Herr Birkner, ich habe die Zahlen im Au-
genblick nicht zur Hand. Ich reiche sie für das Pro-
tokoll nach.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Größen-
ordnung!) 

- Es sind mehrere Tausend.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Danke! 
Aber bitte nachreichen!) 

- Gerne! 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Ministerin.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist 11.56 Uhr. 
Weitere Wortmeldungen für Zusatzfragen liegen 
nicht vor. Damit ist die Fragestunde für diesen 
Tagungsabschnitt beendet.  

Die Antworten der Landesregierung zu den Anfra-
gen, die jetzt nicht mehr aufgerufen werden konn-
ten, werden nach § 47 Abs. 6 unserer Geschäfts-
ordnung zu Protokoll gegeben. Sie stehen Ihnen in 
Kürze im Intranet und im Internet als unkorrigierte 
Drucksache elektronisch zur Verfügung.1  

Ich darf aufrufen den 

Tagesordnungspunkt 23: 
Abschließende Beratung: 
Für mehr Lehrkräfte, gegen drohenden Stun-
denausfall: Mit einem Sofortprogramm den rot-
grünen Bildungsbankrott verhindern - guten 
Unterricht an allen Schulformen sicherstellen! - 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/3829 - Be-
schlussempfehlung des Kultusausschusses - 
Drs. 17/4315  

                                                      
1 (Die Antworten zu den Anfragen 2 bis 65, die nicht in 
der 77. Sitzung des Landtages am 15. Oktober 2015 be-
handelt und daher zu Protokoll gegeben wurden, sind in 
der Drucksache 17/4430 abgedruckt.) 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Ich eröffne die Beratung und erteile das Wort für 
die CDU-Fraktion dem Herrn Kollegen Seefried. 
Bitte! 

(Unruhe) 

- Kolleginnen und Kollegen, die nicht der Debatte 
folgen möchten, bitte ich, den Plenarsaal zu ver-
lassen, damit wir hier in Ruhe die Beratungen fort-
setzen können. - Bitte, Herr Kollege Seefried! 

Kai Seefried (CDU): 

Vielen Dank. - Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Niederlage 
vor dem Oberverwaltungsgericht in Lüneburg sitzt 
nach wie vor tief. Sie sitzt tief bei den Abgeordne-
ten von SPD und Grünen, tief bei der Landesregie-
rung und der Kultusministerin. Sie liegt - auch 
wenn Sie, sehr geehrter Herr Scholing, selbst da-
von nicht mehr berührt sind - vor allen Dingen aber 
tief bei den Schulen und bei unseren Lehrkräften; 
denn das sind diejenigen, die das, was diese Lan-
desregierung angerichtet hat, ausbaden müssen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Lüneburg 
ist schlechthin die Ohrfeige für diese Landesregie-
rung und die falschen und willkürlichen Entschei-
dungen, die dort getroffen worden sind. Die Ent-
scheidungen sind aber nicht nur juristisch, sie sind 
und bleiben auch im Grundsatz vollkommen falsch.  

(Beifall bei der CDU) 

Das gilt für die Erhöhung der Unterrichtsverpflich-
tung für die Lehrkräfte und - das will ich an dieser 
Stelle noch einmal ausdrücklich betonen - auch für 
die Abschaffung der zugesagten Altersermäßigung 
für alle Lehrkräfte. Die Landesregierung versucht 
hier, sich die Welt wieder so zu machen, wie sie ihr 
selber am besten gefällt. Die Landesregierung ist 
wieder im Modus der Pippi-Langstrumpf-Politik. 
Das Ganze schreibt sie auch in einer aktuellen 
Antwort der Landesregierung nieder. In dieser 
Antwort der Landesregierung zur Arbeitsbelastung 
unserer Lehrkräfte ist die Rede davon, dass die 
Abschaffung der zugesagten Altersermäßigung - 
jetzt zitiere ich aus dieser Antwort der Landesre-
gierung - den Betroffenen „zumutbar“ ist und diese 
Entscheidung auch durch das Oberverwaltungsge-
richt Lüneburg bestätigt worden ist. 
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Meine Damen und Herren, das Oberverwaltungs-
gericht Lüneburg hat aber gerade nicht über die 
Zumutbarkeit entschieden, sondern es hat darüber 
entschieden, dass das, was Sie da gemacht ha-
ben, gesetzlich rechtmäßig ist. Gesetzlich recht-
mäßig ist es, falsch bleibt es aber trotzdem.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

SPD und Grüne - das weiß ich - können diese 
Diskussion über ihre eigene verfehlte Bildungspoli-
tik selbst nicht mehr ertragen. Sie müssen es aber 
ertragen und auch die Debatte heute führen. So 
wurde eben auch mit unserem Entschließungsan-
trag umgegangen: möglichst schnell durch den 
Kultusausschuss bringen, möglichst schnell dann 
auch ablehnen, so wie es heute hier im Landtag 
passieren soll. - Aber Sie müssen diese Diskussion 
ertragen; denn Ihre falsche und vollkommen ver-
fehlte Politik führt zu dramatischen Konsequenzen 
für unsere Schulen, für die Lehrkräfte, für die El-
tern und zuallererst für die Schülerinnen und Schü-
ler. 

Die Sicherung der Unterrichtungsversorgung wird 
für alle zu einem immer größer werdenden Prob-
lem. Die Belastung unserer Lehrkräfte steigt und 
steigt. Sie steigt eben nicht nur in der Anforderung, 
guten Unterricht zu machen und dabei auch noch 
die Inklusion entsprechend umzusetzen, sondern 
die Belastung steigt auch über die Sicherstellung 
der Unterrichtsversorgung, die durch diese Lan-
desregierung gefährdet ist. Sie steigt durch die 
Mehrarbeit, die zu leisten ist, um das Oberverwal-
tungsgerichtsurteil auszugleichen. Sie steigt durch 
die Vertretung, die Lehrkräfte machen müssen. Sie 
steigt auch durch die zusätzliche Betreuung der 
Flüchtlinge, die planlos durch diese Landesregie-
rung in unsere Schulen kommen.  

Ich denke, jeder hier im Saal kann sich gut vorstel-
len, auch ohne selbst Pädagoge zu sein, was un-
sere Lehrkräfte an dieser Stelle leisten. Ich will es 
noch einmal betonen: Unsere Lehrkräfte in Nieder-
sachsen leisten etwas Großartiges! Unseren Lehr-
kräften gilt der allergrößte Dank! 

(Beifall bei der SPD) 

Die Probleme, die diese Landesregierung zu ver-
antworten hat, zeigen sich aber überall offenkundig 
und verschärfen sich von Tag zu Tag, eben auch 
mit der planlosen Flüchtlingspolitik. Sie, die Abge-
ordneten von SPD und Grünen, und die Ministerin 
Heiligenstadt tragen dafür die Verantwortung. 

Wir als CDU-Fraktion haben Ihnen viele, viele 
Hinweise gegeben. Seit dem Sommer 2013, gleich 

nach dem Regierungswechsel, wurde ein Antrag 
nach dem anderen hier im Parlament beraten. Im 
Ergebnis bleibt heute auch nach über zweieinhalb 
Jahren festzuhalten: Niedersachsen ist von allen 
Bundesländern am schlechtesten auf die aktuelle 
Situation in unseren Schulen vorbereitet. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Julia Willie Hamburg 
[GRÜNE]: Woher nehmen Sie diese 
Erkenntnis? Das ist Populismus!) 

- Frau Hamburg, das ist kein Populismus, sondern 
das passt genau dazu, was am Montag sogar Ihre 
befreundete GEW in Osnabrück zum Ausdruck 
gebracht hat. Selbst dort wird diese Kritik so geäu-
ßert. Die Presse hat auch darüber berichtet. Herr 
Yalcinkaya, der Leiter einer Hauptschule, wird auf 
dieser GEW-Tagung wie folgt zitiert: Die bereitge-
stellten Mittel und Maßnahmen gingen in die richti-
ge Richtung, aber sie seien nicht genug, und sie 
kämen zu spät. - Genau so wird es dort zum Aus-
druck gebracht. Frau Hamburg, Sie hätten längst 
viele Maßnahmen auf den Weg bringen können, 
wenn Sie den Vorschlägen von CDU und FDP in 
der Vergangenheit bereits gefolgt wären. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Landesregierung gibt aber immer noch keine 
Antworten auf die Probleme. Im Gegenteil: Sie 
baut immer neue Hürden auf.  

Das, was wir jetzt brauchen, sind flexible Möglich-
keiten, die vor Ort in den Schulen zur Verfügung 
stehen, um Einstellungen vorzunehmen und um 
die Unterrichtsversorgung zu gewährleisten. Was 
wir derzeit nicht brauchen, ist ein Einstellungser-
lass, was wirklich nur nach SPD-Planwirtschaft 
funktioniert. Genau so kann man unseren Schulen 
derzeit überhaupt nicht helfen. 

Wir brauchen eine angemessene Entschädigung 
für die geleistete Mehrarbeit. Sie, die Abgeordne-
ten von SPD und Grünen, Sie, Frau Hamburg, Sie, 
Herr Scholing, und alle weiteren, vor allen Dingen 
unsere Ministerin, Sie müssen dafür sorgen und 
tragen dafür die Verantwortung, dass wirklich je-
de - das betone ich noch einmal: wirklich jede - 
Stelle, die hier in Niedersachsen durch Ihre falsche 
Politik nicht besetzt worden ist und die dann erst 
durch ein Gerichtsurteil geschaffen werden muss-
te, besetzt wird und jede geleistete Mehrarbeit 
auch wirklich ausgeglichen wird. Dafür tragen Sie 
die Verantwortung. 

Wir alle wissen doch, dass die Belastungen für 
unsere Lehrkräfte steigen, genau wie ich es gera-
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de beschrieben habe. Aber wie dramatisch die 
Belastungssituation unserer Lehrkräfte tatsächlich 
ist, lesen wir auch in der schon genannten Antwort 
der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zu 
der Belastung der Lehrkräfte in Niedersachsen. 
Die Antwort der Landesregierung ist von letzter 
Woche.  

Ich finde, das, was in dieser Antwort steht, muss 
uns alle gemeinsam nachdenklich machen. Denn 
in dieser Antwort listet die Landesregierung die 
Zahlen auf, dass es weniger als 10 % unserer 
Lehrkräfte in Niedersachsen schaffen, bei voller 
Unterrichtsverpflichtung bis zur Pensionsgrenze 
durchzuarbeiten. Weniger als 10 %! Noch erschre-
ckender finde ich die Zahl, dass jedes Jahr rund 
80 % aller Pensionierungen von Lehrkräften Früh-
pensionierungen sind, weil sich diese Lehrkräfte 
zum großen Teil freiwillig dazu entscheiden, ihre 
Arbeitszeit zu verkürzen und auf Gehalt zu verzich-
ten, weil die Situation in den Schulen nicht mehr zu 
schaffen ist. 

Ich finde, meine Damen und Herren, das muss uns 
gemeinsam nachdenklich stimmen, wie wir genau 
auf diese Entwicklung reagieren. Deswegen brau-
chen wir endlich eine ehrliche Debatte darüber, 
was unsere Lehrkräfte leisten, statt einer Politik 
wie bei SPD und Grünen, die von Willkür und vom 
Machtgedanken getragen ist. 

Eine unabhängige wissenschaftliche Erhebung der 
Arbeitszeit unserer Lehrkräfte wäre genau die 
Chance, die Sie jetzt nutzen könnten, um neues 
Vertrauen und auch eine neue Ehrlichkeit aufzu-
bauen. Aber auch diese Chance haben Sie wieder 
vertan, indem auch mit diesem Antrag die Möglich-
keit einer unabhängigen Erhebung der Arbeitszeit 
unserer Lehrkräfte wieder einmal vertan wird und 
Sie nicht einmal bereit sind, überhaupt darüber zu 
reden, wie eine solche Erhebung auf den Weg 
gebracht werden könnte.  

„Augen zu und durch!“ - das ist das Motto bei die-
ser Landesregierung. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Kollege Seefried, lassen Sie eine Zwischen-
frage der Kollegin Frau Hamburg zu? 

Kai Seefried (CDU): 

Auch wenn die Zeit knapp ist - gerne, Frau Ham-
burg! 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Seefried, die Uhr wird angehalten.  

Kai Seefried (CDU): 
Ich danke Ihnen. 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 
Frau Präsidentin! Herr Seefried, vor dem Hinter-
grund, dass das Urteil des Gerichts deutlich ge-
macht hat, dass die Belastungen der letzten zehn 
Jahre, die an Schulen immer wieder on top gelegt 
wurden, Grundlage dafür sind, dass man nicht 
quantifizieren kann, inwiefern die Erhöhung der 
Unterrichtsverpflichtung tatsächlich zu vertreten ist, 
frage ich Sie, wo Ihre Demut und Eigeneinsicht 
bleiben, rückblickend zu schauen, was bei Ihnen 
dort on top gelegt wurde. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Kai Seefried (CDU): 
Ich darf einmal ganz einfach fragen, Frau Ham-
burg: Wer hat eigentlich diese Klage vor dem 
Oberverwaltungsgericht verloren, und gegen wen 
ist geklagt worden? - Es ist gegen die Landesre-
gierung von SPD und Grünen geklagt worden, und 
verloren haben genau Sie!  

(Beifall bei der CDU) 

Sie haben verloren, und Sie müssen die Konse-
quenzen tragen. 

Genau deshalb wäre es eine Chance, eine solche 
Erhebung zu machen. Wenn Sie dafür offen sind, 
dann lassen Sie uns doch endlich diesen Weg 
beschreiten, sodass wir eine solche Erhebung der 
Arbeitszeit bekommen! Sie haben bisher jede 
Chance vertan, die sich hierzu im Landtag geboten 
hat, und jeden Antrag abgelehnt. Sie sind nicht 
einmal bereit, darüber zu reden, wie wir das ge-
meinsam auf den Weg bringen können. 

Das Motto bei dieser Landesregierung ist und 
bleibt: „Augen zu und durch!“ Das ist auch wieder 
bei der GEW-Tagung am Montag in Osnabrück 
deutlich geworden. Die Neue Osnabrücker Zeitung 
hat dazu am Dienstag geschrieben. Ich möchte 
aus dem Artikel der NOZ zitieren, wie es sich in 
Osnabrück abgespielt hat. Ich glaube, das ist für 
alle interessant. Ich zitiere aus dem NOZ-Artikel: 

„Dissonanzen traten gegen Ende der Eröff-
nungsveranstaltung auf, als die Fachgruppe 
der Grundschullehrer ihre an die Ministerin 
adressierten Beschwerdebriefe nicht los-
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wurde. Vertreterinnen der Fachgruppe hech-
teten mit ihren vorbereiteten Utensilien hin-
ter der Ministerin her, als sie den Saal ver-
ließ, und erwischten sie noch beim Bestei-
gen der Dienstlimousine. Dort erhielten sie 
den Bescheid, dass nicht genug Platz im 
Wagen und die Entgegennahme jetzt nicht 
möglich sei.“ 

(Adrian Mohr [CDU]: Dialogkultur!) 

Was soll man von einer solchen Situation und von 
einem solchen Umgang mit unseren Lehrkräften in 
Niedersachsen halten?  

Unter dem Strich bleibt ein riesengroßes Chaos in 
diesem Kultusministerium, das Sie und die Ministe-
rin zu verantworten haben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Seefried. - Nun hat für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Kollege 
Scholing das Wort. Bitte! 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
schwierige Frage ist: Was macht man mit einem 
Antrag, der sich völlig überholt hat, der, glaube ich, 
keinen mehr interessiert und der im Übrigen abge-
arbeitet ist? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Man nutzt ihn, um hier noch einmal das große Bild 
zu zeichnen, das wir mittlerweile zur Genüge ken-
nen. Ich wiederhole dieses Bild jetzt nicht; denn 
dieses Bild spiegelt gewiss nicht die Realität in den 
niedersächsischen Schulen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Kollege Scholing, ich darf Sie kurz unterbre-
chen. Herr Kollege Seefried bittet darum, eine 
Frage stellen zu dürfen. 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 
Nein. Ich habe ja noch gar nicht richtig angefan-
gen. 

(Kai Seefried [CDU]: Das Erste war ja 
schon falsch!) 

Der Antrag der CDU - wir reden hier immerhin über 
diesen Antrag; über diesen Antrag wollen wir 
schließlich abstimmen - bezieht sich auf das OVG-
Urteil. Dazu haben wir uns hier schon breit ausge-

tauscht. Ich könnte die Rede - ich habe sie jetzt 
nicht dabei - geradezu aus dem Ärmel hervorholen 
und könnte noch einmal sagen, was ich davon 
halte. 

Natürlich hat das Urteil sowohl das Kultusministe-
rium als auch die Landesschulbehörde und vor 
allem auch die Schulen vor Ort vor große Heraus-
forderungen gestellt. Auf einmal rutschte die prog-
nostizierte Unterrichtsversorgung von 100 % auf 
96 %, und zwar zu einem Zeitpunkt, als das Ein-
stellungsverfahren schon weitgehend abgearbeitet 
war. Das ist wirklich eine große Herausforderung. 
Und wissen Sie was, meine Damen und Herren? - 
Das ist gelungen! Das ist erst einmal durch Ent-
scheidungsfreudigkeit dieser Kultusministerin, der 
Landesregierung, durch das Akzeptieren des Ur-
teils und durch eine gute Zusammenarbeit mit den 
Verbänden gelungen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Herr Scholing!) 

- Erinnern Sie sich an die Pressemitteilung? - Ich 
erinnere mich daran, Herr Thiele! Das war gut 
gelaufen! 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das immer wieder herbeigeredete Chaos ist nicht 
eingetreten. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Ulf 
Thiele [CDU]: Sie müssten einmal Ihr 
eigenes Gesicht sehen!) 

740 Stellen wurden zur Verfügung gestellt, und ich 
meine - die genaue Zahl habe ich jetzt nicht im 
Kopf -, 500 wurden sehr zügig besetzt. Für die 
fehlenden Stellen wurden Konzepte entwickelt - 
übrigens in enger Abstimmung mit den Verbänden. 
Das ist von vielen Seiten so gesehen worden. 

Ich möchte dazu aus einer Pressemitteilung zitie-
ren: 

„Insgesamt sei … mit dem von Lehrerorga-
nisationen und Kultusministerium gemein-
sam getragenen Maßnahmenbündel alles 
Erdenkliche getan worden, um unter den 
gegebenen äußerst schwierigen Umständen 
und unter Berücksichtigung der Bewerberla-
ge das Bestmögliche zu erreichen.“ 

Wissen Sie, von wem diese Pressemitteilung 
stammt? - Vom Philologenverband! Er ist nicht 
gerade dafür bekannt, der rot-grünen Landesregie-
rung supernahe zu stehen.  

„Anlass zur Panikmache bestehe daher nicht“, so 
endet die Pressemitteilung des Philologenverban-
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des. Da hätten Sie also die Gelegenheit gehabt, 
um zu loben, nämlich zu sagen: Das ist gut gelau-
fen. - Diese Gelegenheit haben Sie verpasst. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Insgesamt würde ich dazu raten, ein Entsorgungs-
konzept für Anträge zu erarbeiten, die man wirklich 
nicht mehr braucht. Das wäre an dieser Stelle hilf-
reich gewesen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Herr Seefried, eines kann ich Ihnen positiv nach-
sagen: Natürlich haben wir im Moment erhebliche 
Herausforderungen zu bestehen. Das ist uns allen 
bekannt. Es gibt Brennpunktschulen, die mit dieser 
Problematik zurzeit in einem so hohen Maße be-
fasst sind, dass sie wirklich am Rand ihrer Mög-
lichkeiten sind. Das liegt aber nicht in der Verant-
wortung von irgendjemandem, der irgendetwas 
nicht gesehen hat, sondern das ist die Situation, 
mit der wir umgehen. 

Ich jedenfalls erkenne immer noch eine enorm 
hohe Bereitschaft, Wege zu finden und nicht immer 
nur zu schauen, wo der Schuldige ist. Vielmehr 
wird geschaut, was getan werden kann, damit wir 
die Probleme gut lösen können. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Scholing. - Auf Ihre Rede folgt 
eine Kurzintervention des Kollegen Seefried. Bitte, 
Herr Seefried! 

Kai Seefried (CDU): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Herr Scholing, wie 
können Sie hier etwas als überholt und für erledigt 
erklären, wenn wir wissen, dass von den 740 Stel-
len, die durch das Gerichtsurteil ausgelöst worden 
sind, derzeit, wie Sie selbst sagten, nur rund 500 
Stellen besetzt sind? - Das heißt, weitere 250 Stel-
len sind offen.  

Weiterhin ist im Detail nicht geklärt, wie die Mehr-
arbeit ausgeglichen wird. Ferner ist die neue Ar-
beitszeitverordnung, die aufgrund des Gerichtsur-
teils geändert werden musste, bis heute nicht offi-
ziell in Kraft. Bis heute besteht keine Einigkeit dar-
über, wie die Mehrarbeit finanziell angemessen 
ausgeglichen wird. Heute besteht die Situation, 

dass den Lehrkräften Bescheide darüber ausge-
stellt worden sind, wie sie finanziell für die Mehrar-
beit entschädigt werden sollen, obwohl die Verord-
nung nicht in Kraft ist, weshalb diese Bescheide für 
ungültig erklärt und zurückgezogen werden. Das 
ist die Praxis, wie sie sich derzeit an unseren 
Schulen darstellt und wie hier im Hinblick auf die 
Mehrarbeit mit den Lehrkräften umgegangen wird!  

Des Weiteren wissen wir, dass es diese Landesre-
gierung nicht schaffen wird, im Durchschnitt eine 
Unterrichtsversorgung von 100 % in Niedersach-
sen zu gewährleisten. Das werden Sie nicht hin-
kriegen! Die Verantwortung für diese Situation 
haben Sie selbst zu tragen. 

Das Erschreckende daran ist aber: Mich erinnert 
das an die Entwicklung, wie wir sie bei dem Regie-
rungswechsel 2002/2003 hatten. Wir sind diejeni-
gen, die das ausbaden müssen, was Sie gerade 
zu verantworten haben. Wir sind diejenigen, die 
beim nächsten Regierungswechsel genau diese 
Stellen besetzen müssen, weil wir plötzlich ein G 9 
und eine Oberstufe ohne Lehrkräfte haben, weil 
die Unterrichtsversorgung nicht gewährleistet ist, 
weil Sie nicht eingestellt haben. 

Herr Scholing, Sie stehen vor einem Scherbenhau-
fen! 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP - Helge Limburg [GRÜNE]: Nein! 
Er sitzt vor einem Oppositionspolitiker!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank. - Herr Kollege Scholing antwortet auf 
die Kurzintervention. Bitte! 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 
Herr Seefried, Sie haben erstens noch ordentlich 
viel Zeit, bis Sie wieder in der Regierungsverant-
wortung sind, um dann die Unterrichtsversorgung 
wieder auf den Weg bringen. Das finde ich zu-
nächst einmal sehr beruhigend. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Zweitens erinnere ich daran: Das Urteil des OVG 
kam Anfang Juni. Da haben alle, die mit Bildung, 
mit Schule, mit Planung von Schule zu tun haben, 
die Muffe gekriegt. Ich sage das ganz offen: Auch 
ich habe sie bekommen. Ich habe mich wirklich 
gefragt, wie es gelingen kann, für das neue Schul-
jahr an den Gymnasien - eine wichtige Schulform; 
ich glaube, das muss immer wieder betont werden, 
damit kein falscher Verdacht aufkommt - die Unter-
richtsversorgung so auf den Weg zu bringen, dass 
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das große Chaos nicht ausbricht. Ich sage noch 
einmal: Das ist gelungen! 

Wenn über 500 Stellen besetzt werden konnten, 
so ist das eine wirklich enorme Leistung. Wer sich 
ein bisschen mit Stellenbesetzungsverfahren an 
Schulen auskennt und sich bewusst ist, wie sorg-
fältig sie abgearbeitet werden müssen - alles muss 
selbstverständlich rechtssicher gemacht werden -, 
weiß - und das behaupte ich weiterhin -: Es ist 
erstaunlich, wie positiv das abgearbeitet worden 
ist. 

Es ist auch positiv, dass es nach den ganzen Aus-
einandersetzungen - Herr Seefried, wir hatten die-
se Auseinandersetzungen an den Schulen; das ist 
völlig richtig; ich habe an zahlreichen Podiumsdis-
kussionen teilgenommen, und sie waren jeweils 
nicht besonders erfreulich für mich - und trotz die-
ser schwierigen Ausgangssituation gelungen ist, 
die Lehrerverbände mit ins Boot zu holen und mit 
ihnen gemeinsam Wege zu finden. Das ist gelun-
gen! 

Natürlich, ich erinnere daran: Anfang Juni kam das 
Urteil. Ich bekomme weiterhin die positiven Rück-
meldungen: Wie gut, dass ihr so schnell reagiert 
habt! 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD - Lachen bei der CDU 
und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Wir fahren in der Beratung fort. Das 
Wort hat nun für die SPD-Fraktion Herr Kollege 
Bratmann. 

Christoph Bratmann (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lieber Kollege Seefried, ich habe mich ja 
schon daran gewöhnt, dass bei jedem Antrag - 
egal, zu welchen Schwerpunktthemen - zum Be-
reich Bildung Generaldebatten geführt werden, 
insbesondere von Ihnen, und zwar immer mit den 
gleichen Textbausteinen - von „Bankrott“ und 
„Chaos“ ist dann die Rede -, 

(Kai Seefried [CDU]: Das habe ich 
schon mehrfach gehört!) 

wobei sie durchaus inflationär gebraucht werden. 
Sie werden außerdem zum Teil sehr monoton 
vorgetragen. Von daher wirkt das schon ein biss-
chen einschläfernd. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das sagt der 
Richtige!) 

Ich freue mich aber schon auf den Wortbeitrag des 
Kollegen Försterling - er hat seine Wortmeldung 
schon abgegeben -; denn er trägt das zumindest 
etwas spritziger vor. Wir werden sehen! 

Interessant ist doch, mal wieder darauf zu gucken, 
was mit dem Antrag bezweckt wird. Das hat eben 
auch der Kollege Scholing gesagt und angeführt, 
dass dieser Antrag schon längst von der Wirklich-
keit überholt wurde. Das war er bereits bei seiner 
Einbringung im Juli dieses Jahres. 

Gerne wiederhole ich den Titel des Antrags. Er ist 
etwas sperrig und etwas reißerisch und lautet: „Für 
mehr Lehrkräfte, gegen drohenden Stundenausfall: 
Mit einem Sofortprogramm den rot-grünen Bil-
dungsbankrott verhindern - guten Unterricht an 
allen Schulformen sicherstellen!“ Dieser Antrag 
wird heute zu Recht abschließend abgelehnt, wie 
ich prognostiziere; denn, wie gesagt, dieser Antrag 
war schon bei seiner Einbringung im Juli von der 
Wirklichkeit überholt. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Aber worum geht es im Kern? - Im Kern geht es 
darum, nach dem OVG-Urteil zur Unterrichtsver-
pflichtung an Gymnasien vom 9. Juni dieses Jah-
res mit einem Sofortprogramm mehr Lehrkräfte 
einzustellen, drohenden Unterrichtsausfall zu ver-
hindern und mit den Interessenvertretungen für 
eine sachgerechte Kompensation der Mehrarbeit 
zu sorgen. Darüber hinaus fordert man mit dem 
Antrag, dass wieder Klassenfahrten stattfinden 
sollen. Außerdem wird eine wissenschaftlich be-
gleitete Erhebung zur Lehrerarbeitszeit gefordert, 
auf die ich später noch zurückkommen werde. 

Wir können aber erst einmal darauf gucken, dass 
der Schulstart vor gut fünf Wochen Anfang Sep-
tember unter guten Rahmenbedingungen erfolgt 
ist, was auf die rot-grüne Landesregierung zurück-
zuführen ist, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir können zufrieden feststellen, dass über 90 % 
der 2 500 ausgeschriebenen Lehrerstellen bereits 
besetzt werden konnten.  

Wir können auch feststellen, dass sechs neue 
Gesamtschulen an den Start gehen und kein ein-
ziges Gymnasium dafür weichen musste. Wir ha-
ben hier die Horrorszenarien gehört - ich glaube, 
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die FDP hat das verbreitet -, dass es landesweit 
bald nur noch 30 Gymnasien geben würde. Es war 
von „Brandrodung“ die Rede. Wir stellen jetzt fest: 
Wir haben mit der Schulgesetznovelle ein Gymna-
sialfördergesetz verabschiedet. Die Gymnasien 
erfreuen sich größter Beliebtheit, und zwar durch 
die Einführung des modernen G 9. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Tatsächlich ist es so, dass beispielsweise in Han-
nover die Errichtung eines weiteren Gymnasiums 
geprüft wird. In der Stadt Gifhorn wird die Errich-
tung eines weiteren Gymnasiums geprüft. Ich 
komme aus Braunschweig. Uns liegen die Zahlen 
der Schulanwahl vor. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Für die Gymnasien gehen die Zahlen deutlich nach 
oben, zum Teil sogar etwas zulasten der Integrier-
ten Gesamtschulen. Von einem Wettbewerbsnach-
teil, wie er in den letzten zweieinhalb Jahren immer 
wieder beschrieben worden ist, kann also über-
haupt keine Rede sein. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - An-
haltende Unruhe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Kollege Bratmann, ich darf Sie kurz unterbre-
chen. - Ich bitte alle darum, Ruhe in den Plenar-
saal einkehren zu lassen, bevor Sie fortfahren. - 
Bitte! 

Christoph Bratmann (SPD): 
Es liegen 86 Anträge auf Errichtung einer Ganz-
tagsschule vor. Der Ganztagsschulausbau kommt 
wegen der Schulgesetznovelle voran. Auch das ist 
positiv.  

Und die inklusive Beschulung - eine besonders 
große Herausforderung mit vielen unterschiedli-
chen Meinungen und Sichtweisen; das ist völlig 
klar - wird weitergeführt. Die kommt voran. Die 
Landesregierung hat gut daran getan, in der mittel-
fristigen Finanzplanung über 1 Milliarde Euro dafür 
in den Haushalt einzustellen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.  

Von daher sind das gute Rahmenbedingungen, die 
wir zum Schulstart 2015/2016 haben. Man kann es 
nicht anders sagen.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Kollege Bratmann, lassen Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Seefried zu?  

Christoph Bratmann (SPD): 

Nein, ich möchte gern weiter ausführen.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Dann fahren Sie bitte fort.  

Christoph Bratmann (SPD): 

Auch die Interessenvertretungen der Lehrkräfte - 
sie sind ja eben schon angesprochen worden - 
äußern sich zufrieden, insbesondere was die zügi-
ge Umsetzung des OVG-Urteils angeht. Schon bei 
Einbringung dieses Antrags im Juli habe ich den 
Kollegen Eberhard Brandt von der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft zitiert. Der hat sich 
mit recht deutlichen Worten über die Einbringung 
dieses Antrags geäußert. Er hat sinngemäß ge-
sagt, dass das komplett überflüssig ist. Ich will das 
gar nicht wiederholen.  

Heute beziehe ich mich ebenso wie der Kollege 
Scholing auf den Philologenverband. Kollege 
Scholing hat gesagt, der Philologenverband ist tat-
sächlich unverdächtig, eine Vorfeldorganisation 
rot-grüner Bildungspolitik zu sein, und wir haben ja 
immer wieder insbesondere mit Herrn Audritz, dem 
Vorsitzenden vom Philologenverband, konstruktive 
Auseinandersetzungen.  

Aber Horst Audritz hat sich sehr positiv geäußert, 
was die Umsetzung des OVG-Urteils angeht, und 
hat da sinngemäß gesagt: Das Land hat in einem 
Kraftakt zügig die erforderlichen Lehrerstellen zur 
Verfügung gestellt, 500 Stellen ausgeschrieben, 
die inzwischen zum größten Teil besetzt werden 
könnten; weitere Unterrichtsstunden im Gegenwert 
von schätzungsweise 150 bis 200 Lehrerstellen 
würden durch den Verzicht von Teilzeitlehrkräften 
auf Kürzung ihres Stundenumfangs sowie durch 
freiwillige Mehrarbeit von Lehrkräften gewonnen.  

Ich zitiere Horst Audritz abschließend. Er sagt:  

„Insgesamt sei ... mit dem von Lehrerorgani-
sationen und Kultusministerium gemeinsam 
getragenen Maßnahmenbündel alles Er-
denkliche getan worden, um unter den ge-
gebenen äußerst schwierigen Umständen 
und unter Berücksichtigung der Bewerberla-
ge das Bestmögliche zu erreichen. Die Situ-
ation werde sich weiter entspannen, wenn 
im Januar 2016 ein neuer Jahrgang junger 
Lehrer die Ausbildung abgeschlossen habe 
und für Einstellungen zur Verfügung stehe.“  
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Dem ist nichts hinzuzufügen. Horst Audritz hat an 
dieser Stelle mal ausgiebig recht, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Und er stellt eines heraus, was ich hier auch noch 
einmal gern erwähnen würde. Für diesen Kraftakt - 
es war tatsächlich ein Kraftakt - gebührt doch vie-
len Menschen Dank. Zum einen gebührt den Lehr-
kräften und den Schulleitungen Dank für ihre Ko-
operationsbereitschaft in dieser schwierigen Situa-
tion.  

(Zustimmung von Heinrich Scholing 
[GRÜNE])  

Es gebührt auch den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Landesschulbehörde und vor allen 
Dingen auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Kultusministeriums besonderer Dank, dass sie 
schnell, umsichtig und sehr kompetent gehandelt 
haben. Und nicht zuletzt gebührt auch der Kultus-
ministerin Dank. Denn sie hat umgehend nach 
dem OVG-Urteil die richtigen Schlüsse gezogen, 
hat sofort den Dialog mit den Verbänden aufge-
nommen und hat mit diesen Verbänden gemein-
sam schnelle und pragmatische Lösungen gefun-
den. Das war gut, das war richtig, und das Ergeb-
nis sehen wir jetzt, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Zu den beiden letztgenannten Punkten!  

(Zuruf von Christian Grascha [FDP] - 
Glocke der Präsidentin) 

Der Grund für den Boykott von Klassenfahrten fällt 
weg. Von daher haben schon viele Gymnasien 
signalisiert, dass sie wieder Klassenfahrten durch-
führen werden. Außerdem ist ein Klassenfahrtser-
lass gerade in der Beratung. Da gibt es noch eini-
ge kritische Punkte, aber auch dieser Klassen-
fahrtserlass wird zu Verbesserungen führen.  

Über die letzte Forderung in diesem Antrag haben 
wir hier ja schon mehrfach diskutiert. Es wird von 
schwarz-gelber Seite ja immer so dargestellt, als 
seien Lehrkräfte erst seit zweieinhalb Jahren in 
Niedersachsen belastet. Die Kollegin Hamburg hat 
das ja schon durch ihre Zwischenfrage entlarvt. 
Dem ist nicht so, sondern es war tatsächlich ein 
gut gefüllter Topf an Belastungen, und wir müssen 
zugeben, die Mehrarbeit, die höhere Unterrichts-
verpflichtung an Gymnasien war dann wohl der 
Tropfen, der das Fass zum Überlaufen gebracht 

hat. Das haben wir hier auch schon mehrfach dis-
kutiert, natürlich auch selbstkritisch.  

Ich habe in vorangegangenen Reden zu diesem 
Thema bereits auf die Beispiele Nordrhein-
Westfalen und Hamburg hingewiesen. Nordrhein-
Westfalen hat eine umfangreiche Erhebung ge-
macht, um die tatsächliche Arbeitszeit von Lehr-
kräften wissenschaftlich zu erfassen. Man ist im 
Schnitt auf 50 Stunden die Woche gekommen. 
Wirkliche Folgen hat das nicht gehabt. Tatsächlich 
haben die Gymnasiallehrer in Nordrhein-Westfalen 
eine Unterrichtsverpflichtung von 25,5 Stunden. 
Das heißt, es stellt sich in dem Zusammenhang die 
Frage: Welche Schlussfolgerungen wollen wir 
denn ziehen, wenn wir eine solche Erhebung ma-
chen, oder wollen wir beispielsweise ein Modell 
wie in Hamburg haben, wo die Lehrerarbeit faktori-
siert ist, was eine erhebliche Mehrarbeit bei der 
Dokumentation der tatsächlichen Arbeitszeiten mit 
sich bringt?  

Die Verbände haben gesagt, im Moment bedürfe 
es einer so breit angelegten wissenschaftlichen 
Erhebung der tatsächlichen Lehrerarbeitszeit im 
Land nicht, es bedürfe vielmehr des Dialogs zum 
Thema Belastungen am Arbeitsplatz Schule.  

(Glocke der Präsidentin)  

Diesen Dialog wollen wir führen, diesem Dialog 
werden wir uns stellen.  

(Astrid Vockert [CDU]: Reden, reden, 
reden! Handeln ist gefordert!)  

Und das wird eine Aufgabe sein, die uns noch die 
nächsten Jahre beschäftigen wird. Denn der Ar-
beitsplatz Schule ist mit vielfältigen Belastungen 
gesegnet. Es lohnt sich nicht, und es macht keinen 
Sinn, sich da nur auf die Lehrerarbeitszeit zu fo-
kussieren. Denn der Hebel, den wir in der Lehrer-
arbeitszeit haben, ist kaum gegeben. Wir müssten 
generell absenken. Aber das können wir nicht, das 
ist nicht finanzierbar, und das ist hinsichtlich des 
Bedarfs an Lehrkräften auch grundsätzlich nicht 
machbar.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ab-
schließend - - -  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Genau, Sie müssen jetzt zum Schluss kommen.  

Christoph Bratmann (SPD): 

Der Antrag hat sich überholt. Ich prognostiziere, er 
wird abgelehnt. Das ist auch gut so. Wir haben die 
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richtigen Schlüsse gezogen. Von daher bin ich 
zum Schulstart 2015/2016 sehr zufrieden.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Zu einer Kurzintervention auf Sie, Herr Kollege 
Bratmann, hat sich Herr Kollege Seefried gemel-
det. Bitte!  

Kai Seefried (CDU): 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Da die Redner 
von SPD und Grünen ja so souveräne Redner sind 
und keine Zwischenfragen zulassen,  

(Zustimmung bei der CDU - Zurufe 
von der SPD: Oh, oh! - Glocke der 
Präsidentin) 

nutze ich das Mittel der Kurzintervention. Ich 
möchte zwei Punkte herausgreifen.  

Herr Bratmann, Sie haben gelobt, dass Sie mit 
diesem Schulgesetz doch die Gymnasien stärken, 
und Sie haben gelobt, dass dadurch ja gar nicht 
diese Strukturdiskussion kommt, die von CDU und 
FDP in die Diskussion immer eingebracht worden 
ist. Aber Sie wissen ganz genau, dass wir in der 
Debatte immer deutlich gemacht haben: Diese 
Schulgesetzänderung hat Konsequenzen für die 
Gymnasien. Diese Schulgesetzänderung wird aber 
vor allem die Wahlfreiheit der Eltern einschränken, 
was die Anwahl von Oberschulen, Realschulen 
und Hauptschulen betrifft. Das werden die Schul-
formen sein, die zuerst betroffen sein werden. 
Genau das haben wir in der Diskussion immer 
gesagt.  

Jetzt frage ich Sie - angesichts dieser Warnung, 
die wir früh gegeben haben -, wie Sie die Entwick-
lung in der Stadt Hannover beurteilen, wo jetzt ein 
Schulentwicklungsplan vorgelegt worden ist, dass 
man also jetzt in den nächsten Jahren die Schul-
landschaft so umgestalten möchte, dass es zu-
künftig nur noch Gesamtschulen und Gymnasien 
und gar keine andere Schulform in Hannover mehr 
geben wird. Ist das nicht genau das, was wir im 
Vorwege prognostiziert haben, oder wie beurteilen 
Sie das? - Das war die erste Frage.  

Die zweite Frage dann noch in aller Kürze hinter-
her: Sie haben den Klassenfahrtenerlass gelobt, 
der ja jetzt so viel Verbesserung mit sich bringt. Ich 
frage mich, wie man Lehrern mehr Geld für Klas-

senfahrten geben will, wenn die Schulen nicht 
mehr Geld bekommen, um den Lehrern das dann 
auch geben zu können, und Sie im Gegenteil mit 
dem Haushalt 2016 die Budgetmittel für die Schu-
len sogar noch kürzen wollen. Wie passt das denn, 
bitte schön, zusammen?  

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Bratmann ant-
wortet Ihnen. Bitte!  

(Astrid Vockert [CDU]: Aber antwor-
ten, nicht schönreden!)  

- Frau Kollegin Vockert, das entscheidet Herr 
Bratmann.  

Christoph Bratmann (SPD): 
Frau Kollegin Vockert, wir kennen uns ja aus dem 
Kultusausschuss, und Sie wissen, dass ich immer 
fundiert antworte, wenn ich denn gefragt werden. 
Ich will zumindest versuchen, das jetzt hoffentlich 
auch zu Ihrer Zufriedenheit zu tun.  

Zum Ersten: Wir haben ja hier die Debatte schon 
mehrfach geführt, dass Schwarz-Gelb behauptet, 
die Wahlfreit wird eingeschränkt. Ich glaube, das 
ist ein ziemlicher Popanz. Denn die Wahlfreiheit 
vor Ort - wenn wir einmal ins Land gucken, sieht 
man das - wird nicht eingeschränkt durch die 
Schulgesetznovelle. Im Gegenteil, da gibt es für 
die Schulträger mehr Möglichkeiten. Wir bauen da 
auch sehr stark auf die Schulträger und haben 
großes Vertrauen, dass die vor Ort schon die rich-
tige Schullandschaft vorhalten, die sie benötigen. 
Denn wir haben nun einmal im Oberharz andere 
Verhältnisse als in der Stadt Hannover oder in 
Wolfsburg andere Verhältnisse als in Cuxhaven.  

Die Vielfalt wird in einigen Landstrichen vielmehr 
durch die demografische Entwicklung bedroht,  

(Kai Seefried [CDU]: In der Stadt 
Hannover, ja!)  

dass Schulen geschlossen werden, weil sie nicht 
mehr hinreichend angewählt werden. Da können 
die Schulträger auch gar keinen anderen Schluss 
ziehen.  

Und wenn dann anstelle von Haupt- und Realschu-
len, weil die Eltern sie für ihre Kinder nicht mehr 
anwählen, beispielsweise eine Integrierte Gesamt-
schule steht, dann ist das für die meisten Eltern 
eher ein Gewinn. Und wenn der Schulträger das 
vor Ort entscheidet, ist das auch richtig so.  
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(Zustimmung von Gerald Heere 
[GRÜNE])  

In der Stadt Hannover - das hatte ich eben ge-
sagt - wird gerade geprüft, ein weiteres Gymnasi-
um einzurichten. Von daher kann auch da von 
Bedrohung der Gymnasien keine Rede sein.  

Der Klassenfahrtserlass ist gerade in der Beratung. 
Das, was mit den Schulbudgets geschieht, muss 
noch mit dem Kultusministerium beraten werden. 
Es ist aber auch kein Geheimnis, dass die Schulen 
insgesamt auf einem nicht unerheblichen Berg von 
Budgets sitzen. Da muss man gemeinsam mit dem 
MK die richtigen Schlüsse ziehen, wie zukünftig die 
Finanzierung von Klassenfahrten erfolgen wird.  

Danke.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Wir fahren in der Beratung fort. Das 
Wort hat Herr Kollege Försterling, FDP-Fraktion. 

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist natürlich relativ leicht für die Koaliti-
onsfraktionen, lobende Worte von Lehrerverbän-
den aus Pressemitteilungen zu zitieren, weil man 
ehrlicherweise sagen muss: Die Lehrerverbände 
hatten von dieser Landesregierung zwischenzeit-
lich gar nichts mehr erwartet, und dann ist selbst 
der kleinste Tropfen manchmal genug, um solche 
Pressemitteilungen auszulösen. 

(Beifall bei der FDP) 

Tatsächlich kann man feststellen: Das flächende-
ckende Chaos zum Schuljahresbeginn ist ausge-
blieben. Gleichwohl gibt es Schulen mit einer sehr 
schlechten Unterrichtsversorgung, mit einem wirk-
lich dramatischen Unterrichtsausfall. Darüber ha-
ben verschiedene Zeitungen berichtet. Es ist an-
scheinend nicht gelungen, die Unterrichtsversor-
gung an den weiterführenden Schulen auf mehr 
als 100 % zu stemmen.  

Das heißt, dass nicht das Angebot, das eigentlich 
vorgehalten werden müsste, an den Schulen vor-
gehalten werden kann. Das bedeutet auch, dass 
keinerlei Kapazitäten vorhanden sind, um bei-
spielsweise bei Krankheitsausfällen zu vertreten. 
Aufgrund der Tatsache, dass Sie auch an die Al-
tersermäßigung herangegangen sind, kann man 

prognostizieren, dass die Krankenstände deutlich 
steigen werden. 

Die kontinuierliche Absenkung der Unterrichtsver-
sorgung - seitdem Sie Regierungsverantwortung 
tragen - führt auch zu der Situation, dass die Schu-
len jetzt überhaupt nicht mehr flexibel auf die 
schulpflichtigen Flüchtlingskinder reagieren kön-
nen - weil sie bereits im Regelbetrieb an ihrem 
Limit sind und die Flüchtlingskinder die Situation in 
den Schulen jetzt noch verschärfen werden. Da 
helfen die Stellen, die Sie jetzt im Nachtragshaus-
halt ausgebracht haben, auch nicht. 

Angesichts dieser Tatsache möchte ich gerne ein-
mal eine Antwort von der Landesregierung, wie die 
240 Vollzeitlehrereinheiten, die jetzt durch die 
Mehrarbeit der Lehrkräfte erwirtschaftet werden - 
das sind die Stellen, die nicht besetzt werden 
konnten -, künftig zurückgezahlt werden sollen. Wir 
alle wissen, dass der Bewerbermarkt im Lehrerbe-
reich leergefegt ist. Das wird möglicherweise auch 
dazu führen, dass die ausgeschriebenen Stellen 
für die Sprachförderung nicht besetzt werden kön-
nen. Im folgenden Jahr müssen Sie diese 240 
Vollzeitlehrereinheiten, die jetzt durch Mehrarbeit 
abgeleistet werden, aber an die Lehrkräfte zurück-
zahlen. Das haben Sie versprochen. Bisher gibt es 
überhaupt kein Konzept, wie Sie das machen wol-
len.  

Und angesichts der Flüchtlingsströme können Sie 
auch nicht mehr davon sprechen, dass das alles 
irgendwann über die demografische Rendite laufen 
wird. Ich kann Ihnen heute sagen, dass es die 
demografische Rendite im Bildungsbereich nicht 
geben wird - weil wir bereits Ende dieses Jahres 
wieder so viele Schüler im Schulbereich wie zum 
Ende des vergangenen Schuljahres haben wer-
den. Das heißt, der Schülerrückgang durch den 
demografischen Wandel wird Ende des Jahres 
schon komplett aufgebraucht sein. Und dann 
kommt in ein paar Jahren noch der 13. Abiturjahr-
gang auf Sie zu, und auch da müssen Sie auf ei-
nen Schlag 1 250 Lehrer einstellen und die Stellen 
auch besetzen.  

Es fehlt an jeglicher Koordinierung, an jeglicher 
Verantwortung dieser Landesregierung, heute 
schon deutlich zu machen, wie Sie die Unterrichts-
versorgung in den nächsten Jahren aufrechterhal-
ten wollen. Deswegen ist dieser CDU-Antrag sehr 
richtig: Er zeigt auf, dass Sie es schon in der Ver-
gangenheit versäumt haben, die richtigen Weichen 
zu stellen. Und die heutige Diskussion hat noch 
einmal deutlich gezeigt, dass Sie immer noch nicht 
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bereit sind, zu handeln, damit die Unterrichtsver-
sorgung in diesem Land auch in den nächsten 
Schuljahren sichergestellt werden kann.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Försterling. - Für die Landesre-
gierung hat nun Frau Kultusministerin Heiligenstadt 
das Wort. 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
das Ziel der Landesregierung, die Schulen mit 
Lehrkräften zu versorgen, eine gute Unterrichts-
versorgung sicherzustellen und gleichzeitig die 
Bildungsqualität in den Blick zu nehmen, hat 
oberste Priorität. Das haben wir mit den Einstel-
lungsvorgängen zu diesem Schuljahrgang deutlich 
beweisen können.  

Ein besonderes Augenmerk legen wir bei Unter-
richtsversorgung auf die Grundschulen.  

(Björn Thümler [CDU]: Deswegen 
klappt das auch nicht!) 

Bei den Verlässlichen Grundschulen rechnen wir 
auch für den kommenden Schuljahrgang mit einer 
Unterrichtsversorgung zwischen 101,5 und 102 %. 
Für alle Schulformen insgesamt gehen wir zu Be-
ginn des ersten Schulhalbjahres 2015/2016 von 
einer durchschnittlichen rechnerischen Unterrichts-
versorgung von um die 99 % aus. Die Unterrichts-
versorgung um diesen Wert ist u. a. natürlich auch 
dadurch hervorgerufen worden, dass wir umge-
hend, sehr flexibel und auch schon vorausschau-
end auf die Einstellungen, die wir mit dem zweiten 
Nachtragshaushalt, den wir vorgestern verab-
schiedet haben, vornehmen können, reagiert ha-
ben.  

Die sofortige und unbürokratische Verbesserung 
der Situation der Beschulung von Flüchtlingskin-
dern und jugendlichen Flüchtlingen hat es erforder-
lich gemacht, das Kontingent für besondere För-
dermaßnahmen wie z. B. Sprachlernklassen oder 
auch spezielle Sprachförderung im Vorgriff auf den 
zweiten Nachtrag deutlich zu überschreiten. Dabei 
ist allerdings auch deutlich zu machen, dass die 
Flüchtlingssituation eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe ist, die wir auch nur gemeinsam bewälti-
gen können. Herr Seefried, ich nehme sehr gerne 
Verantwortung für viele Aufgaben im Bildungsbe-
reich auf mich. Dafür, dass wir Flüchtlinge in nie-

dersächsische Schulen bekommen, kann ich aller-
dings keine Verantwortung übernehmen - aber das 
ist eine Aufgabe, der wir uns gerne stellen, weil wir 
die jungen Flüchtlingskinder hier willkommen hei-
ßen wollen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Frau Ministerin, darf ich Sie ganz kurz unterbre-
chen? - Es finden intensivste Beratungen im Ple-
num statt, und zwar auf allen Flügeln dieses Hau-
ses. Wir werden erst fortfahren, wenn Sie Ihre 
Beratungen beenden. - Bitte! 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 
Der Landtag hat vorgestern den zweiten Nach-
tragshaushalt mit zusätzlichen Ressourcen in einer 
Größenordnung von mehr als 700 Stellen insbe-
sondere für dieses Thema beschlossen.  

In Bezug auf die Entscheidung des OVG Lüneburg 
zur Lehrerarbeitszeit an Gymnasien ist das Ge-
samtpaket zur Sicherung der Unterrichtsversor-
gung einvernehmlich mit den bildungspolitischen 
Verbänden - insbesondere GEW, Direktorenverei-
nigung, Schulleitungsverband und Philologenver-
band - erzielt worden. Es bestand ein großer Kon-
sens hinsichtlich der möglichst hohen Anzahl von 
Neueinstellungen von Lehrkräften und auch einer 
fairen regionalen Verteilung der Stellen sowie hin-
sichtlich einer verlässlichen Ausgestaltung des 
Arbeitszeitkontos für die kommenden Schuljahre. 

Wir haben auch das Einstellungsverfahren zum 
31. August 2015 erfolgreich abschließen können. 
Danach wurden zu Beginn des Schuljahres 
2015/2016 mehr als 2 570 Lehrkräfte neu einge-
stellt, davon mehr als 700 Lehrkräfte in den von 
der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 
betroffenen Schulformen. Dieses Ergebnis ist nur 
deshalb möglich gewesen, weil die Schulleitungen 
und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Nie-
dersächsischen Landesschulbehörde und des 
Kultusministeriums sehr tatkräftig und konstruktiv 
zusammengearbeitet haben. Auch dafür spreche 
ich allen Betroffenen ganz herzlich meinen aus-
drücklichen Dank aus.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Die Arbeitszeitverordnung „Schule“ wird auf den 
Weg gebracht. Sie wird voraussichtlich in der 
nächsten Kabinettssitzung vom Kabinett verab-
schiedet werden. Wir haben bereits mit einer Vor-
griffsregelung ab dem 2. September, also schon 
einen Tag vor Schulbeginn in diesem Schuljahr, 
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die entsprechende Rechtssicherheit herstellen 
können. 

Zur Frage nach der tatsächliche Arbeitszeit der 
Lehrkräfte und einer entsprechenden Erhebung bei 
allen Schulformen hat Herr Bratmann schon aus-
geführt, dass eine wissenschaftliche Erhebung im 
Schuljahr 2015/2016, wie in dem Entschließungs-
antrag gefordert, kurzfristig gar nicht durchführbar 
und im Übrigen von den bildungspolitischen Ver-
bänden auch nicht gewollt ist. Im Gegenteil: Hier 
möchten insbesondere die Gewerkschaften und 
die bildungspolitischen Verbände im Rahmen ei-
nes Dialogs einen Konsens dahin gehend errei-
chen, dass die Vorbereitung und Umsetzung einer 
derartigen Erhebung eines gründlichen und durch-
dachten Prozesses bedarf. Auch dafür brauchen 
wir Zeit, die wir uns mit den Verbänden auch gerne 
nehmen wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich am Ende noch mit einem Märchen auf-
räumen, das Herr Seefried im Zusammenhang mit 
den Klassenfahrten hier erneut aufgetischt hat. 
Das Schulbudget ist im laufenden Schuljahr nicht 
gekürzt, sondern sogar um 5 % erhöht worden. Es 
ist im Übrigen stärker erhöht worden, als das zu 
Ihrer Regierungszeit der Fall war. Auch im kom-
menden Schuljahr ist beabsichtigt, das Schul-
budget anteilsmäßig wieder zu erhöhen. 

Es geht in der Diskussion ausschließlich um die 
Übertragung der Reste, die von den Schulen nicht 
verbraucht wurden. Dazu befinden wir uns in der 
Prüfung, weil wir uns zum Ende des Jahres mit 
etwas anderen Rahmenbedingungen auseinan-
dersetzen müssen, als wir das noch bei der Auf-
stellung des Haushaltsplanentwurfs getan haben. 
Auch von daher sind die Schulen bei uns, bei die-
ser Landesregierung und der sie tragenden Mehr-
heit in guten Händen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Frau Ministerin, Moment, bitte! Herr Kollege Förs-
terling hatte darum gebeten, eine Frage stellen zu 
dürfen. Aber er wird das dann sicherlich im Rah-
men seiner zusätzlichen Redezeit machen. 

Zunächst hat nun Herr Kollege Seefried nach § 71 
Abs. 3 unserer Geschäftsordnung das Wort. Frau 
Ministerin, Sie haben Ihre Redezeit um knapp zwei 

Minuten überzogen. Sie haben drei Minuten, Herr 
Kollege Seefried. 

Kai Seefried (CDU): 
Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Frau Ministerin, 
ich gebe Ihnen ja recht: Sie tragen nicht die Ver-
antwortung dafür, dass die Flüchtlinge nach 
Deutschland und nach Niedersachsen kommen. 
Aber Sie tragen die Verantwortung dafür, wie 
schlecht unsere Schulen in Niedersachsen darauf 
vorbereitet sind. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Christian Dürr [FDP]) 

Man kann Ihnen vorrechnen, wie die Situation 
entstanden ist; denn es ist eben nicht so gewesen, 
dass Sie rechtzeitig die Weichen für eine gute 
Unterrichtsversorgung und für Lehrereinstellungen 
gestellt haben. Im Gegenteil: Sie haben nicht nur 
die Weichen nicht gestellt, sondern Sie haben 
sogar das Stoppzeichen aufgestellt -  mit Ihrer 
Entscheidung, die Arbeitszeit für die Lehrkräfte zu 
erhöhen, keine Einstellungen vorzunehmen und 
gut ausgebildete Lehrkräfte eben nicht in den nie-
dersächsischen Schuldienst zu holen. Das fällt 
Ihnen heute auf die Füße, weil diese Lehrkräfte in 
unseren Schulen nicht vorhanden sind. Das ist Ihre 
Verantwortung, und die haben Sie zu tragen. 

(Beifall bei der CDU) 

Daraus ergeben sich natürlich die entsprechenden 
Konsequenzen, die wir heute in der Praxis in allen 
Schulen erleben. Wir haben heute und auch in den 
letzten Tagen ständig darüber diskutiert, dass wir 
die Sprachlernklassen nicht vernünftig besetzen 
können und dass nicht ausreichend Personal vor-
handen ist, mit dem die Schulen arbeiten können. 
Wir können das in der HAZ - Stadtanzeiger West 
von heute lesen. Dort ist ein Bericht über die Peter-
Ustinov-Schule in Ricklingen, in der auch wieder 
die Einrichtung einer Sprachlernklasse gescheitert 
ist, weil die Landesschulbehörde kein Personal zur 
Verfügung stellen kann. 

Sie scheitern an den eigenen bürokratischen Hür-
den, die Sie aufbauen. Sie geben den Schulen 
eben nicht die Möglichkeit, flexibel geeignetes 
Personal einzustellen. Mit Ihrer Politik verhindern 
Sie, dass diese Lerngruppen, dass diese Sprach-
lernklassen eingerichtet werden. Auch dafür tragen 
Sie die Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU) 

Da Ricklingen nach meiner Kenntnis der Wahlkreis 
von Herrn Politze ist, erklärt sich wohl auch ein 
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Stück weit, warum er nicht selbst zu diesem The-
ma und zur Schulpolitik gesprochen hat. Wahr-
scheinlich ist es ihm selbst ein bisschen unange-
nehm, was seine Landesregierung da zu verant-
worten hat. 

(Beifall bei der CDU) 

Zum letzten Punkt, den Sie angesprochen haben: 
den Schulbudgets. Wir werden ja am Ende sehen, 
was die Wahrheit ist. Im Haushaltsplanentwurf 
2016 steht definitiv: Streichung der Schulbudgets 
um 2,89 Millionen Euro. - Das ist ein Eingriff in 
diejenigen Kassen, die sich die Schulen angespart 
haben, um Projekte in den Schulen umzusetzen. 
Hat das irgendjemand den Schulen vorher gesagt? 
- Nein, Pustekuchen, so etwas muss man ja nicht 
machen. SPD und Grüne verordnen einfach, wie 
es funktionieren soll. Damit machen Sie alles ka-
putt, was in Niedersachsen an guten Rahmenbe-
dingungen für Bildung notwendig wäre. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Das Wort hat nun Herr Kollege 
Försterling, FDP-Fraktion. Für Sie anderthalb Mi-
nuten, Herr Försterling. 

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist schon eine Dreistigkeit, wie vonsei-
ten des Kultusministeriums und der Frau Kultusmi-
nisterin in den letzten Tagen verbreitet wird, dass 
das Budget der Schulen in Niedersachsen gestei-
gert würde. Schauen Sie einmal in Ihren eigenen 
Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2016! Auf Seite 
87 des Einzelplans 07 ist das Schulbudget aufge-
schlüsselt. Da wird die Summe gezogen: 
102,57 Millionen Euro. Und nun gehen Sie bitte auf 
Seite 85 des Einzelplans 07 für das Jahr 2015! 
Was stellen Sie fest? - Sie stellen fest, dass das 
Schulbudget dort 103,02 Millionen Euro beträgt. 
Und dann haben Sie die Dreistigkeit, sich hier hin-
zustellen und zu behaupten, das Schulbudget für 
die Schulen im nächsten Jahr steigt um über 5 %! 

(Astrid Vockert [CDU]: Ha, ha!) 

Sie argumentieren in der Öffentlichkeit, das Schul-
budget würde angeblich 108,6 Millionen Euro be-
tragen, obwohl Ihr eigener Haushaltsplanentwurf 
etwas anderes sagt. 

(Astrid Vockert [CDU]: Unglaublich!) 

Die 6 Millionen Euro Differenz - das kann ich Ihnen 
sagen; das steht nämlich auch, wenn auch ganz 
klein versteckt, in Ihrem Haushaltsplanentwurf -, 
Ihre angebliche Steigerung, müssen die Schulen in 
diesem Jahr selbst erwirtschaften mit den Ausga-
beresten, die Sie übertragen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Christian Dürr [FDP]: Unfassbar!) 

Das heißt, man kann den Schulen sagen: Ihr 
müsste heute sparen, weil ihr morgen das Geld bei 
der Ministerin abgeben sollt. - Und Sie stellen sich 
hier ganz dreist hin und sagen: „Wir steigern das 
Schulbudget.“ Das ist wirklich schon fast unver-
schämt, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Christian Dürr [FDP]: Sehr richtig!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Um zusätzliche Redezeit hat nun auch Herr Scho-
ling, Bündnis 90/Die Grünen, gebeten. Auch für 
Sie anderthalb Minuten, Herr Scholing. 

(Jörg Bode [FDP]: Noch mal nach-
rechnen!) 

Heinrich Scholing (GRÜNE): 

Danke für den Hinweis.  

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Man 
muss die Dinge doch ein bisschen auseinanderhal-
ten, Herr Försterling. 

(Jörg Bode [FDP]: Das war Mathematik!) 

Wir reden zunächst einmal über das jährlich zur 
Verfügung gestellte Budget. Das erhöht sich in 
Bezug auf die Gesamtzahl der Schulen. 

Gleichzeitig kann man dem Haushaltsplanentwurf 
entnehmen, dass die Übertragung einmalig herun-
tergefahren werden soll. Ich habe aber von der 
Ministerin sehr deutlich vernommen, dass das in 
der Überprüfung ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Astrid 
Vockert [CDU]: Ha, ha! - Christian 
Dürr [FDP]: Lächerlich!) 

Ich sage hier bei einem der letzten Tagesord-
nungspunkte für heute: Die Aufregung lohnt nicht. 
Es wird überprüft. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Scholing. - Nun hat 
noch einmal um das Wort gebeten für die Landes-
regierung Frau Kultusministerin Heiligenstadt. Bit-
te! 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit 
wir der Märchenstunde aus der CDU-Fraktion von 
Herrn Seefried ein für allemal ein Ende machen 
können: Sie behaupten ständig, wir hätten keine 
Lehrkräfte eingestellt. Das Gegenteil ist der Fall. 
Ich habe in meinem Wortbeitrag vorhin gerade 
wieder deutlich gemacht: In Niedersachsen sind 
mehr als 2 570 Lehrkräfte im Rahmen des Einstel-
lungsverfahrens eingestellt worden. Da müssen wir 
uns im Reigen der Bundesländer überhaupt nicht 
verstecken. Im Gegenteil: Wir nehmen damit eine 
Spitzenposition ein, und das ist gut so für unsere 
Schülerinnen und Schüler und für unsere Schulen 
insgesamt im Land, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Frau Ministerin, darf ich Sie kurz unterbrechen? - 
Die Kollegen Seefried und Försterling bitten da-
rum, eine Frage stellen zu dürfen. 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 

Die hatten ja jetzt nun genug Zeit zu sprechen. 

(Zustimmung bei der SPD - Christian 
Grascha [FDP]: Das ist ziemlich un-
souverän!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Dann fahren Sie fort! 

Frauke Heiligenstadt, Kultusministerin: 

Ich denke, wir können das jetzt zum Ende führen. 

Zum Thema Schulbudget: Herr Försterling, nur die 
Lautstärke eines Redebeitrags hilft noch nicht beim 
Lesen von Haushaltsplänen und Haushaltsplan-
entwürfen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Er 
hat die Zahlen genannt, Frau Ministe-
rin!) 

Sie werden im Protokoll nachlesen können, dass 
ich gesagt habe: eine Steigerung des Schulbud-
gets um 5 % im aktuellen Haushaltsjahr. - Von 
daher ist Ihre Aufregung hier wohl ausschließlich 
künstlich gewesen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Und 
jetzt kürzen Sie! - Christian Grascha 
[FDP]: Also kürzen Sie! 2016 wird al-
so gekürzt!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Es besteht der 
Wunsch nach zusätzlicher Redezeit nach § 71 
Abs. 3 unserer Geschäftsordnung. Bitte schön, 
Herr Kollege Seefried, für Sie zwei Minuten! 

Kai Seefried (CDU): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Da die Ministerin, 
ähnlich wie die Abgeordneten der SPD und der 
Grünen, keine Zwischenfragen zulässt, habe ich 
mit zusätzlicher Redezeit noch einmal die Gele-
genheit zu sprechen. 

Frau Ministerin, auch wir wollen Ihnen gerne die 
Gelegenheit zum Lernen geben, so wie Sie es uns 
gerade auch entgegengehalten haben. Das müs-
sen wir auch gar nicht mit lauten Worten und im 
lauten Ton tun. 

Ganz einfach: Sie haben versucht, uns zu erklären, 
das Schulbudget sei bei Ihnen jetzt um 5 % erhöht 
worden. Das, was Sie dort getan haben, sei etwas 
ganz Herausragendes. - Aber: Diese regelmäßige 
Erhöhung der Schulbudgets um 5 % hat nichts mit 
Klassenfahrten und auch nichts mit der Erhöhung 
irgendwelcher Kosten für die Schulen zu tun. Diese 
Erhöhung hat es immer gegeben, auch bei CDU 
und FDP. Das ist der Inflationsausgleich, der bei 
den Budgets immer automatisch raufgerechnet 
wird. Das, was Sie hier uns hier als Wohltaten 
verkaufen wollen, ist nichts Neues. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Dann kommt es eben genau so, wie es Herr Förs-
terling beschrieben hat: Sie machen jetzt den Griff 
in die Kasse und greifen auf die Sparbücher der 
Schulen zurück.  

Aber wir haben ja heute vernommen, dass an-
scheinend der Protest von CDU und FDP für die 
Schulen Wirkung zeigt und dass das Geld jetzt 
doch bei den Schulen bleibt. Es ist schön, wenn 
wir weitergeben können, dass Sie diese Maßnah-
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me rückgängig machen und nicht, wie es im Haus-
haltsplanentwurf steht, umsetzen werden. 

Das dritte Märchen, das Sie hier erzählt haben, 
handelte davon, wie viele Lehrkräfte Sie eingestellt 
haben. Da würde mich doch einmal interessieren: 
Wie viele Lehrkräfte haben Sie denn im Jahr 2013 
eingestellt, als Sie die falsche Entscheidung getrof-
fen haben, dass die Lehrkräfte eine Stunde mehr 
arbeiten sollen und die Altersermäßigung abge-
schafft wird? - Das hat Ihnen rechnerisch ein Pols-
ter von 1 000 Lehrkräften verschafft, die Sie in 
ebenjenem Jahr nicht eingestellt haben. Das ist 
genau das Loch, das Sie zu verantworten haben. 
Das sind die Lehrkräfte, die heute nicht vorhanden 
sind, weil diese Landesregierung eben nicht ein-
gestellt hat, sondern gut ausgebildete Lehrkräfte in 
andere Bundesländer geschickt hat. Das war dann 
das dritte Märchen, das Sie hier erzählt haben. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Seefried. - Herr Kollege 
Försterling von der FDP-Fraktion hat nun andert-
halb Minuten Redezeit. 

Björn Försterling (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich möchte die Frau Kultusministerin bit-
ten, drei Dinge zu klären. 

Wie kann sie erklären, dass sie von einer Steige-
rung spricht, wenn im Einzelplan 07 für das Jahr 
2016 nur 102,57 Millionen Euro enthalten sind, 
während im Einzelplan 07 des Jahres 2015 noch 
103,02 Millionen Euro stehen?  

Wie kann sie erklären, dass die Pressestelle des 
Kultusministeriums gegenüber den Medien von 
108,6 Millionen Euro Schulbudget spricht, obwohl 
nur 102,57 Millionen Euro im Haushaltsplanentwurf 
2016 veranschlagt sind? Vielleicht muss sie mit 
dem Herrn Finanzminister noch einmal darüber 
reden, woher die 6 Millionen Euro Differenz plötz-
lich kommen sollen, wenn sie jetzt in Aussicht 
stellt, doch nicht auf die Ausgabereste der Schulen 
zurückgreifen zu wollen. 

Weil die Ministerin betont hat, sie habe immer so 
viele Lehrer eingestellt, möchte ich die Frau Minis-
terin bitten, deutlich zu sagen, an welchen Einstel-
lungsterminen in der Zeit ihrer Regierungsverant-
wortung vor dem OVG-Urteil die Landesregierung 

mehr Lehrer eingestellt hat, als in Pension gegan-
gen sind. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Försterling. - Weitere 
Wortmeldungen sehe ich nicht. Ich schließe die 
Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der CDU 
in der Drucksache 17/3829 ablehnen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Damit wurde der Ausschussempfehlung 
gefolgt. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 24: 
Neuregelung und Konzeptualisierung der 
Schulsozialarbeit in Niedersachsen - Antrag der 
Fraktion der FDP - Drs. 17/4354  

Zwischen den Fraktionen wurde vereinbart, auf 
eine Aussprache zu verzichten und unmittelbar zur 
Ausschussüberweisung zu kommen. 

Federführend soll der Kultusausschuss, mitbera-
tend der Ausschuss für Haushalt und Finanzen 
sein. Wer so beschließen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Sie haben so beschlossen. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 25: 
Teilhabe ermöglichen - Zugang zu Bildung 
schaffen - Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/4355  

Auch hier soll unmittelbar zur Ausschussüberwei-
sung übergegangen werden, was ich hiermit tue. 

Federführend soll der Kultusausschuss, mitbera-
tend der Ausschuss für Haushalt und Finanzen 
sein. Wer so beschließen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Sie haben so beschlossen. 

Wir sind am Ende der Tagesordnung. 
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Ich komme zur Festlegung von Zeit und Tagesord-
nung des nächsten Tagungsabschnittes.  

Der nächste, der 29. Tagungsabschnitt ist vom 11. 
bis zum 13. November vorgesehen. Der Präsident 
wird den Landtag einberufen und im Einverneh-
men mit dem Ältestenrat den Beginn und die Ta-
gesordnung der Sitzung festlegen. 

Ich schließe die Sitzung und wünsche Ihnen einen 
guten Heimweg. 

Schluss der Sitzung: 12.54 Uhr. 
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